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Ohne Plan, aber mit System 

Die Kostenlawine im Gesundheitswesen ist unauf¬ 
haltsam, Bertelsmann-Tochter treibt die Digitali¬ 
sierung in Arztpraxen und Krankenhäusern voran. 
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Machtvoll weg vom Öl 

Saudi-Arabien will seine Öl-abhängige Wirtschaft 
umkrempeln und den Iran als Regionalmacht über¬ 
holen. 
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Thema der Woche 


Die Kinder von Golzow 

Die Golzow-Filme von Winfried und Barba¬ 
ra Junge haben eine Gesamtlaufzeit von 45 
Stunden und wurden als „längste Langzeitbe¬ 
obachtung der Filmgeschichte“ bekannt. Fast 
fünf Jahrzehnte privater und deutscher Ge¬ 
schichte sind in ihnen festgehalten. „Es ging 
um die Kinder und darum, ob sie interessante, 
wache Gesichter hatten vor der Kamera“, sagt 
Wilfried Junge. Das Mammutprojekt ist nun in 
einer neuen Edition bei Absolut Medien auf 18 
DVDs mit viel Bonusmaterial erhältlich - ein 
guter Anlass, dieses Monument der Filmge¬ 
schichte neu oder wieder zu entdecken. 
Seite 14 


Nach dem Modell Mutti 


Wie die bürgerlichen 


Parteien sich für die Zeit nach Merkel aufstellen 



Sie verlassen jetzt Jamaika 


A n den Inhalten hat es nicht ge¬ 
legen, dass die übernächtigten 
Sondierer am Sonntag nicht zur 
Verteilung der Ministersessel über¬ 
gehen konnten. Die FDP sollte die 
schrittweise Abschaffung des „Solida¬ 
ritätszuschlags“ als Erfolg verkaufen 
dürfen, selbst Seehofers Obergrenze 
von 200 000 Flüchtlingen im Jahr konn¬ 
te die Verhandlungen mit den Grünen 
überleben - leicht abgeschwächt und 
netter formuliert, „atmender Rahmen“ 
sollte sie nun heißen. 

Nur: Mit netten Formulierungen 
kann Seehofer den Machtkampf in 
der CSU nicht gewinnen. Er wie sei¬ 
ne Möchtegernerben brauchen starke 
Worte, um sich in Stellung zu bringen. 
Die CSU fürchtet, dass die AfD ihr so 
viele Wähler abziehen könnte, dass sie 
im kommenden Jahr die absolute Mehr¬ 
heit im Landtag verliert. Mit markigen 
Sprüchen therapiert sie ihr schlechtes 
Wahlergebnis bei der Bundestagswahl. 

Die Bildung einer Regierung ist 
nicht allein an der FDP gescheitert. 
Die SPD hätte sich von hundertjähri¬ 
gen Gewohnheiten verabschieden müs¬ 
sen, um eine Politik links von Merkel zu 
machen und braucht scharfe Oppositi¬ 
onssprüche, um sich vom Wahlergebnis 
zu erholen. Die Grünen sind bedrückt, 
weil sie vor vier Jahren Merkels An¬ 
gebot für eine schwarz-grüne Koaliti¬ 
on nicht angenommen haben, sie zei¬ 
gen diesmal: Wir machen alles mit. Die 
CDU, betroffen davon, dass die Wähler 
Merkel weniger großartig finden als im¬ 
mer noch ziemlich viele in der Union, 
hatte wenig anzubieten. Der Kanzlerin 
blieb nichts übrig als sich als unermüd¬ 
liche Verhandlerin zu präsentieren. Für 
Christian Lindners Karriereplanung 
war das nicht genug: Er hat im Hinter¬ 
kopf, dass die FDP noch vor ein paar 
Jahren als Anhängsel Merkels erschien 
und daraufhin nicht einmal im Bundes¬ 
tag mitreden durfte. 

Vor ein paar Jahren war sie die 
Übermutter. Die Erzählung: Deutsch¬ 
land ist der Hort der Glückseligen, 
Angela Merkel steuert den großdeut¬ 
schen Dampfer so durch die chaotische 
Welt, dass es selbst in der dritten Klasse 
noch ganz gemütlich zugeht. In der Kri¬ 
se konnte sie die deutsche Exportwal¬ 
ze am Rollen halten. 2015 gab es sogar 


Linke, die plötzlich glaubten, mit der 
Willkommenskanzlerin stünde an der 
Spitze des deutschen Imperialismus 
eine Humanistin. Merkel verkleidete 
die rassistische Asylpolitik ihrer Re¬ 
gierung mit scheinheiligen Phrasen. Sie 
erlaubte Ehrenamtlichen und Kommu¬ 
nen, sich um Flüchtlinge zu kümmern, 
anstatt Stacheldraht um Flüchtlingsun¬ 
terkünfte wickeln zu lassen. 

Heute ist sie als Jamaika-Vermitt¬ 
lerin gescheitert, in der eigenen Partei 
und in der EU umstritten, von der AfD 
um Wählerstimmen gebracht. Das Mo¬ 
dell Merkel funktionierte, weil sie die 
asoziale Politik der Schröder-Regierung 
zur „Schwarzen Null“ ausbauen und 
sich gleichzeitig mit dem Mindestlohn 
als Wohltäterin präsentieren konnte. Es 
funktionierte, weil sie reaktionäre Rol¬ 
lenbilder aufweichte und dafür sorgte, 
dass trotzdem alles beim Alten blieb. Es 
funktionierte, weil die Masse der Men¬ 
schen glaubte, dass es schlimmer kom¬ 
men könnte. Dieses Modell ist es, das 
die Rechten in der Union „Sozialde¬ 
mokratisierung“ nennen und ihre noch 


rechteren Konkurrenten „links-grün 
versifft“. Dieses Modell steht unter Be¬ 
schuss, weil es nicht mehr den Verhält¬ 
nissen entspricht. Als die Flüchtlinge 
kamen, zeigte sich die Schwäche der 
Sozialsysteme, der Kampf um bezahl¬ 
bare Wohnungen und der Druck auf die 
eigene soziale Stellung noch deutlicher 
als vorher, so dass heute nur wenige 
noch glauben, zu den Glückseligen zu 
gehören. Anstelle der Merkel-Gemüt¬ 
lichkeit hat das bürgerliche Lager eine 
neue Erzählung in Reserve: Die Angst 
vor dem sozialen Abstieg soll sich ge¬ 
gen Flüchtlinge richten. Die bürgerliche 
Politik sortiert sich neu, damit sie die 
Unzufriedenheit aktiver in rassistische 
Bahnen lenken kann. 

Noch vor ein paar Monaten gab es 
eine andere Erzählung, welche die der 
Kanzlerin ersetzen sollte: Die Hoff¬ 
nung auf eine rot-rot-grüne Alternati¬ 
ve. Mit einer desolaten SPD, die gerne 
in der Opposition die sozialdemokrati¬ 
sche Seele ihrer Unterbezirksvorsitzen¬ 
den streicheln will? Mit den Grünen, 
deren Vorsitzender Özdemir „schon 


aus Patriotismus“ jedes Zugeständnis 
in den Sondierungen mitgetragen hat? 
Mit der Linkspartei, deren Politik in 
Regierungen sich kaum von den ande¬ 
ren Parteien unterscheidet? Der Partei¬ 
enstreit seit der Bundestagswahl zeigt 
nur einmal mehr, dass das Spiel der Re¬ 
gierungsbildungen nicht unser Spiel ist 
und dass eine realistische Erzählung 
damit anfängt, dass diese Regierungen 
solche der herrschenden Klasse sind. 

In den wichtigsten Fragen waren 
die Jamaika-Sondierer von Anfang an 
einig: In dem Papier, mit dem sie in 
der vergangenen Woche den Verhand¬ 
lungsstand zusammenfassten, war klar, 
dass sie das Renteneintrittsalter „flexi¬ 
bler“ machen und die deutsche Groß¬ 
macht- und Aufrüstungspolitik fortset¬ 
zen wollen. Und während sich die Pres¬ 
se Sorgen über die Handlungsfähigkeit 
der deutschen Regierung und des Par¬ 
laments machte, konnte der Bundestag 
am Dienstag über die Verlängerung der 
Kriegseinsätze im Nahen Osten, in Af¬ 
rika und Afghanistan beraten. 

Olaf Matthes 


Kein Geld für Öl 


darauf, Venezuela in den Ruin zu treiben 


US-Sanktionen zielen 

Die Bereitschaft Russlands, einen an 
Venezuela vergebenen Kredit in Höhe 
von 3,5 Mrd. US-Dollar neu zu ver¬ 
handeln und für die nächsten sechs 
Jahre kleine Rückzahlungsschritte 
zu vereinbaren, verschaffte der Re¬ 
gierung in Caracas kurzzeitig etwas 
Luft. Auch die Ankündigung der chi¬ 
nesischen Regierung, man gehe davon 
aus, dass Venezuela zahlungsfähig sei, 
nahm etwas Druck von Präsident Ni¬ 
colas Maduro und half ihm in seinem 
Bemühen, Auslandskredite neu zu 
verhandeln. Trotzdem senkten Rating- 
Agenturen wie S&P den Daumen, der 
internationale Derivate verband ISDA 
erklärte Venezuela für zahlungssäu¬ 
mig und machte damit den Weg frei 
für Auszahlungen auf Kreditaus¬ 


fallversicherungen (Credit-Default- 
Swaps), wie die „Neue Zürcher Zei¬ 
tung“ berichtete. Die US-Notenbank 
warnte Kreditgeber derweil vor einer 
Teilnahme an Gesprächen über Um¬ 
schuldungen mit der venezolanischen 
Regierung. 

Kernproblem bleibt allerdings Ve¬ 
nezuelas Abhängigkeit vom Ölpreis. 
Dieser stieg zwar in den vergange¬ 
nen Monaten, der Export von Öl in 
die USA sank jedoch auf 56 Prozent 
des Vorjahresniveaus. Sanktionen und 
der Druck der US-Notenbank mach¬ 
ten es US-Raffinerien schwer, venezo¬ 
lanisches Öl anzukaufen. 

Laut „Telesur“ soll Venezuela 2016 
noch 736 000 Barrels täglich in die 
USA exportiert haben, was geschätzte 


Einnahmen von 700 Mio. US-Dollar 
pro Monat einbrachte. Aufgrund der 
Finanzblockade gegen den Kauf vene¬ 
zolanischen Öls durch das US-Finanz- 
ministerium fiel der Export jedoch auf 
255 000 Barrels täglich, was die Ein¬ 
nahmen um 50 Prozent schrumpfen 
ließ. 

Vor einigen Wochen teilte PBF 
Energy, der fünftgrößte Käufer vene¬ 
zolanischen Öls, mit, sein Geschäft mit 
der staatlichen Erdölgesellschaft Ve¬ 
nezuelas PDVSA einstellen zu wollen. 
Andere US-Raffinerien haben Prob¬ 
leme, ihre Öllieferungen aus Venezu¬ 
ela zu bezahlen, weil US-Banken sich 
weigern, diese Geschäfte abzuwickeln. 

Die Öl-Dollars fehlen also bei der 
Rückzahlung von fälligen Auslands¬ 


schulden, die für 2018 auf etwa 8 Mrd. 
US-Dollar geschätzt werden. Venezu¬ 
ela in eine Zahlungsunfähigkeit zu 
treiben und damit die Krise im Land 
spürbar zu verschärfen, ist wesentli¬ 
ches Ziel der US-Sanktionen. Die Mit¬ 
glieder der EU folgten Anfang letzter 
Woche der US-Agenda und beschlos¬ 
sen ebenfalls Sanktionen gegen Ve¬ 
nezuela. Weitere, vor allem finanziel¬ 
le Sanktionen, die die Situation weiter 
zuspitzen würden, drohte die EU für 
den Fall an, dass Maduro sich nicht für 
einen „konstruktiven Dialog und Ver¬ 
handlungen“ offen zeige. Die „westli¬ 
che Wertegemeinschaft“ hofft auf ein 
weiteres Opfer ihres unermüdlichen 
Einsatzes für Freiheit und Demokra¬ 
tie. Lars Mörking 


Machtfrage 

stellen 

Rosa-Luxemburg- 
Konferenz 2018 

Als „Neujahrsempfang“ hat sie längst 
ihren festen Platz im Terminkalender 
vieler Linker hierzulande und darü¬ 
ber hinaus: die Internationale Rosa- 
Luxemburg-Konferenz in Berlin. Am 
13. Januar findet sie zum 23. Mal statt, 
und zwar wie 2017 im Konferenzhotel 
Mercure in Moabit. Unter dem Mot¬ 
to „Amandla! Awethu! Die Machtfra¬ 
ge stellen!“ wird diesmal Afrika der 
Schwerpunkt des ganztägigen Treffens 
sein, ein Kontinent also, der in beson¬ 
derer Weise Ziel imperialistischer Ag¬ 
gressionen und Dominanzbestrebun¬ 
gen ist. Wie westliche Konzerne sich 
dort breitmachen und, flankiert durch 
militärische Maßnahmen, einen Pro¬ 
zess der Rekolonialisierung in Gang 
setzen, wird Gegenstand von Vorträ¬ 
gen sein - wie auch die Folgen dieser 
Entwicklung: Verelendung und Mas¬ 
senflucht. Vor allem jedoch geht es um 
Gegenwehr und alternative Entwick¬ 
lungswege, für die etwa die chinesi¬ 
sche Außenpolitik steht. 

Es haben bereits viele interes¬ 
sante Referentinnen und Referenten 
ihr Kommen zugesagt, darunter mit 
Achille Mbembe der wohl bedeu¬ 
tendste Philosoph des Kontinents, 
dessen Thesen von der „Afrikanisie- 
rung der Welt“ auch in der BRD be¬ 
kannt wurden. Die Podiumsdiskussi¬ 
on, die sich traditionell hiesigen De¬ 



batten widmet, steht unter dem Motto 
„Nord-Süd. Oben-Unten. Wer-wen? 
Soziale Frage und Flüchtlingselend“ 
und befasst sich mit dem Problem, 
dass Teile der deutschen Linken im 
Begriff sind, sich von der internatio¬ 
nalen Solidarität zu verabschieden. 
Wie stets gibt es auch 2018 wieder ein 
Jugendforum und ein vielfältiges kul¬ 
turelles Begleitprogramm. 

Infos unter 

www.rosa-luxemburg-konferenz.de 

Stefan Huth 

Chefredakteur der Tageszeitung Junge Welt 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Vermögensverteilung 

weltweit 

Nach der Finanzkrise 2007 haben es 
die Reichen und Superreichen ge¬ 
schafft ihr Vermögen wieder kräftig 
zu vergrößern, berichtet die Schwei¬ 
zer Bank Credit Suisse. Das reichste 
1 Prozent, so der „Global Wealth Re¬ 
port 2017“ von Credit Suisse, besitzt 
jetzt zusammen so viel wie die ärme¬ 
re Hälfte der Menschen. 

Nachdem die Finanzkrise 2008 
die Ungleichheit einmal geschmä¬ 
lert und der Anteil des reichsten 1 
Prozents bei „nur“ 42,5 Prozent des 
globalen Vermögens lag, haben Re¬ 
gierungen und Reiche offenbar er¬ 
folgreich dafür gesorgt, dass sich 
das wieder schnell ändert. Und das 
geschah auch. Kurz nach der Krise 
stieg der Anteil der Superreichen 
am globalen Reichtum kontinuier¬ 
lich und über den Anteil hinaus, den 
sie vor der Krise hatten. Jetzt haben 
sie nach Credit Suisse die symboli¬ 
sche Schwelle von 50,1 Prozent am 
weltweit auf 280 Billionen Dollar 
geschätzten Gesamtvermögen über¬ 
schritten. 

Millionäre in 
Deutschland 

Weiteren Kalkulationen der Credit 
Suise in ihrem „Global Wealth Re¬ 
port“ zufolge sind von Mitte 2016 
bis Mitte 2017 gut 237000 Deut¬ 
sche in den Kreis der (Dollar-)Mil- 
lionäre aufgerückt. Damit gibt es 
nun fast zwei Millionen Menschen 
in Deutschland, die mehr als 1 Mio. 
Dollar oder umgerechnet 855 000 
Euro an Eigentum besitzen. Die Zahl 
der Superreichen mit Vermögen von 
mehr als 50 Mio. Dollar erhöhte sich 
in Deutschland um 500 auf 7200. 

Zwei neue Jobs für 
Friedrich Merz 

Der frühere Fraktionschef der Uni¬ 
on im Bundestag, Friedrich Merz, 
wird „Brexit-Beauftragter“ in NRW 
und übernimmt den Aufsichtsrats¬ 
vorsitz am Flughafen Köln-Bonn. 
Merz werde ab dem 1. Januar Beauf¬ 
tragter für die Folgen des Brexit und 
die transatlantischen Beziehungen, 
teilte Ministerpräsident Armin La¬ 
schet (CDU) mit. Zudem soll Merz 
den Aufsichtsratsvorsitz am Flugha¬ 
fen Köln-Bonn übernehmen. Merz 
werde Ansprechpartner für die briti¬ 
schen Unternehmen in NRW und die 
nordrhein-westfälische Wirtschaft in 
Großbritannien und den USA sein, 
sagte Laschet. Merz ist seit 2009 Vor¬ 
sitzender der Atlantik-Brücke und, 
passend dazu, seit 2016 auch Vorsit¬ 
zender des Aufsichtsrates der deut¬ 
schen Zentrale des größten Vermö¬ 
gensverwalters der Welt Blackrock. 

EU-Bankenaufsicht 
nach Paris 

Paris wird neuer Sitz der aus London 
wegziehenden EU-Bankenaufsicht 
EBA. Die französische Hauptstadt 
setzte sich am Montagabend in Brüs¬ 
sel gegen sieben europäische Mitbe¬ 
werber durch. Frankfurt, der Sitz der 
Europäischen Zentralbank EZB, galt 
als Favorit für den neuen Standort, 
schied aber vor der entscheidenden 
Stichwahl aus. Die EBA hat nur 170 
Mitarbeiter. Die Bedeutung der Be¬ 
hörde ist gering, denn die Banken¬ 
aufsicht in der Eurozone ist der EZB 
übertragen worden. 

Großauftrag für Airbus 

Der deutsch-französische Flugzeug¬ 
firma Airbus hat einen Auftrag für 
530 Mittelstreckenflugzeuge erhal¬ 
ten. Zum Listenpreis der Flugzeuge 
hätte der Auftrag einen Wert von 49,5 
Mrd. Dollar (42 Mrd. Euro). Aller¬ 
dings werden bei solchen Aufträgen 
erhebliche Rabatte gewährt. Eben¬ 
falls Auftraggeber ist die US-Gesell- 
schaft, die Billigfluggesellschaften 
betreibt. Die Flugzeuge sind für die 
Fluggesellschaften Wizzair (Ungarn), 
Frontier (USA), Jetsmart (Chile) und 
Volaris (Mexiko) bestimmt. Airbus 
hatte auf der Dubai Air Show mit ei¬ 
ner großen Bestellung der Fluglinie 
Emirates gerechnet, die statt dessen 
40 Flugzeuge bei der US-Konkurrenz 
Boeing bestellte. 


EVG im Umbruch 


Eisenbahner stellen auf dem 2. Gewerkschaftstag Weichen für die Zukunft 



Unser Autor Rainer Perschewski bei seinem Diskussionsbeitrag auf der Eröffnungsveranstaltung des Gewerkschaftstages 


M it dem Gewerkschaftstag der 
Eisenbahn- und Verkehrsge¬ 
werkschaft (EVG) zogen die 
Eisenbahner in Deutschland vergan¬ 
gene Woche in Berlin eine positive Bi¬ 
lanz ihrer Politik der vergangenen fünf 
Jahre. Sie sehen den Gewerkschafts¬ 
tag auch als Startsignal in die Zukunft. 
Erst 2010 wurde die Gewerkschaft neu 
gegründet und erhielt im Zuge des 
Neuaufbaus eine Struktur, die dem 
Anspruch nach von einer höheren 
Beteiligung der Mitglieder als „Mit¬ 
machgewerkschaft“ gestaltet sein soll. 
Die breite Beteiligung an der Entschei¬ 
dungsfindung soll, wie in der Erarbei¬ 
tung der Tarifforderungen, künftig stär¬ 
ker gewährleistet werden. Ausdruck 
dieser Politik ist unter anderem, dass 
die politischen Gremien der EVG, bis 
auf die vom Gewerkschaftstag zu wäh¬ 
lenden fünf Mitglieder des geschäfts¬ 
führenden Vorstandes, inzwischen alle 
ehrenamtlich besetzt sind. Hauptamt¬ 
liche Gewerkschaftssekretäre dienen 
„nur“ noch der Unterstützung des 
Ehrenamtes. Auch zwischen den Ge¬ 
werkschaftstagen haben viele Betei¬ 
ligungsformen Einzug in die Struktur 
der Gewerkschaft erhalten. So haben 
beispielsweise gewerkschaftliche Be¬ 
triebsgruppen immer die Möglichkeit, 
ihren Forderungen auf allen Ebenen 
Ausdruck zu verleihen. Die Erstellung 
von Tarifforderungen sei ohne eine 
Mitgliederbefragung nicht mehr denk¬ 
bar, so die Meinung der wiedergewähl¬ 
ten Stellvertretenden Vorsitzenden der 
EVG, Regina Rusch-Ziemba. 

Vorgestellt wurden den Delegierten 
erste Grundlagen der Weichenstellun¬ 
gen für die Zukunft. Mit dem Projekt 
„Weichenstellung 2030“ hatte die EVG 
im Frühjahr nicht nur eine Bestands¬ 
aufnahme begonnen, sondern eine Ba¬ 
sis für die künftige Strategie bestimmt. 
Dabei geht die EVG von unterschied¬ 
lichen positiven und negativen Szena¬ 
rien aus, auf deren Basis sie ihre Stra¬ 
tegie ausrichten wird. Der alte und 
neue Vorsitzende der EVG, Alexander 
Kirchner, machte deutlich, dass die der¬ 
zeitigen Koalitionsverhandlungen sehr 
schnell den „worst case“ auf die Tages¬ 
ordnung setzen könnten: Die Zerschla¬ 
gung des Bahnkonzerns und damit den 
drohenden Verlust von zehntausen¬ 


den Arbeitsplätzen. Hier gibt sich die 
EVG kämpferisch und selbstbewusst. 
Die Zeichen stehen aber auch bei den 
Privatbahnen auf Arbeitskampf, das 
machte der Gewerkschaftstag deutlich: 
Gemeinsam demonstrierten die Dele¬ 
gierten von DB Regio, der S-Bahnen 
und zahlreicher nicht bundeseigener 
Eisenbahnverkehrsunternehmen ihren 
Willen zur Durchsetzung eines Bran¬ 
chentarifvertrages. Die ersten Warn¬ 
streiks sind hier in den letzten Wochen 
durchgeführt worden. 

Die heutige Situation hat auch im¬ 
mer etwas mit der eigenen Geschich¬ 
te zu tun. „Der ständige Kampf“ heißt 
eine Veröffentlichung der EVG-Ge- 
schichte, die den Delegierten auf dem 
Kongress präsentiert wurde. Kirchner 
betonte in seiner Einleitung dazu, dass 
die Verbesserung der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen immer eine Ausein¬ 
andersetzung bedeute und daher auch 
in Zukunft starke Gewerkschaften er¬ 
forderlich seien. Doch auch der Ver¬ 
folgung und des Widerstands der Ei¬ 
senbahner im Faschismus wurde durch 
eine aktuelle Veröffentlichung gedacht. 
Neue Forschungen belegen, dass der 


Widerstand gerade der Eisenbahner 
sehr viel umfangreicher war als bisher 
bekannt. Dieser Tradition fühlt sich 
die EVG verpflichtet und machte in 
der Resolution „Nationalismus ist kei¬ 
ne Alternative“ deutlich, dass sie sich 
gegen den Rechtstrend wendet und die 
AfD kein Gesprächspartner für die Ge¬ 
werkschaft sein kann. 

Die inhaltliche Debatte wird seit 
Gründung der EVG in zwei Schwer¬ 
punkte geteilt. Anträge werden nach 
ihren Aussagen dem Grundsatzpro¬ 
gramm der EVG oder dem jährlich 
aufzustellenden Arbeitsprogramm 
zugeordnet. Zwischen den Gewerk¬ 
schaftstagen soll dann der neuinstal¬ 
lierte Bundeskongress für die Abarbei¬ 
tung bzw. Aktualisierung von Arbeits¬ 
programmen sorgen. Im aktualisierten 
Grundsatzprogramm spricht sich die 
EVG gegen die Steigerung des Rüs¬ 
tungshaushalts und gegen Waffenex¬ 
porte aus. Die EVG steht für ein Eu¬ 
ropa der sozialen Gerechtigkeit und ge¬ 
gen Spardiktate der EU. Nicht beendet 
wurde eine Diskussion über die Bun¬ 
deswehr an den Schulen, die im Bun¬ 
desvorstand weitergeführt werden soll. 


Den Veränderungen der Arbeitswelt 
soll deutlicher mit den Vorstellungen 
der arbeitenden Menschen entgegen¬ 
getreten werden, um diese Arbeitswelt 
stärker mitzugestalten. 

Neu war die Einbindung der poli¬ 
tischen Parteien mit denen die EVG 
diskutiert (SPD, „Die Linke“, CDU/ 
CSU, Grüne, FDP). In Form des „po¬ 
litischen Speed-Dating“ haben sich 
zahlreiche Abgeordnete und Funktio¬ 
näre der Parteien nach einem fünfmi¬ 
nütigen Eingangsstatement der direk¬ 
ten Diskussion mit den Delegierten in 
kleinen und wechselnden Runden ge¬ 
stellt. Das verlief für alle Parteien sehr 
kontrovers. 

Die EVG wandelt sich inhaltlich - 
auf die anstehenden Aufgaben ausge¬ 
richtet - und personell steht ein deut¬ 
licher Generationswechsel an. Ein gro¬ 
ßer Teil der Funktionäre wird in den 
nächsten Jahren in den Ruhestand ge¬ 
hen. In zwei Jahren wird die Gewerk¬ 
schaftsspitze neu gewählt. Der haupt¬ 
amtliche Personalstamm hat sich be¬ 
reits jetzt deutlich verjüngt. Die EVG 
ist eine Gewerkschaft im Umbruch. 

Rainer Perschewski 


Ausstieg aus der Kohle geplant 

Staatenbündnis für Kohleausstieg ohne Deutschland gegründet 



Das Bündnis Power Past Coal Alliance 
ist noch klein. Am Rande der Klima¬ 
konferenz in Bonn hat das Bündnis von 
derzeit 25 Ländern und Bundesstaaten, 
darunter Großbritannien und Kanada, 
angekündigt, aus der Kohle aussteigen 
zu wollen. Weitere Länder sind zum 
Beitritt aufgerufen. Bis zur nächsten 
Klimakonferenz im polnischen Kato¬ 
wice im nächsten Jahr sollen es 50 wer¬ 
den. 

Damit die Initiative an Kraft ge¬ 
winnt, müssten ihr tatsächlich mehr 
Länder beitreten. Ihre bisherigen Mit¬ 
glieder machen insgesamt nur drei 
Prozent der Kohleverwendung aus. 
Deutschland hat sich bisher nicht zum 
Kohleausstieg bekannt und erntet da¬ 
für Kritik. Jan Kowalzig, Klimaexperte 
der Entwicklungsorganisation Oxfam 
sagte in einer Mitteilung: „Ausgerech¬ 
net Deutschland, Gastgeber der Welt¬ 
klimakonferenz und selbsternannter 
Vorreiter im Klimaschutz, wird die Ein¬ 
ladung zum Beitritt zu der Allianz wohl 
fürs erste ausschlagen - zumindest so¬ 
lange die Unterstützung für das Pari¬ 
ser Klimaschutzabkommen bei CDU, 
CSU und FDP vor allem aus schöner 
Rhetorik anstelle wirksamer Klimapo¬ 
litik besteht“. Die deutsche Umweltmi¬ 
nisterin Barbara Hendriks bedauerte 
die Situation laut Nachrichtenagentur 
AFP. Sie könne der nächsten Bundesre¬ 
gierung nicht vorgreifen, sagte sie dem¬ 
nach. Aber vergangenen Freitag habe 
sie sich zuversichtlich gezeigt, dass der 


deutsche Kohleausstieg bis zum nächs¬ 
ten Jahr auf den Weg gebracht werde. 

Mit Demonstrationen und Appellen 
hatten Umweltschützer in Bonn immer 
wieder einen Ausstieg Deutschlands 
aus der klimaschädlichen Kohle gefor¬ 
dert. Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) wollte sich am Mittwoch in ih¬ 
rer Rede vor dem Konferenzplenum al¬ 
lerdings nicht darauf festlegen lassen. 
Sie sagte nur, dass die Kohle bei der Er¬ 
reichung des deutschen Klimaziels „ei¬ 
nen wesentlichen Beitrag“ leisten müs¬ 
se. Zugleich hob sie hervor, dass es in 
den aktuellen Sondierungsgesprächen 
„harte Diskussionen“ gebe und auch an 


Arbeitsplätze und bezahlbare Energie 
gedacht werden müsse. 

Rein rechnerisch wäre ein Ausstieg 
aus der Kohleverstromung schnell zu re¬ 
alisieren. Weil der Emissionshandel als 
wichtigstes Instrument des deutschen 
Klimaschutzes nicht funktioniert, gibt 
es im Energiesektor extreme Überka¬ 
pazitäten. Das Stromnetz ist nicht nur 
voll mit Strom aus Windkraft- und So¬ 
laranlagen, sondern auch mit billigem, 
aber dreckigem Kohlestrom. Fachleu¬ 
te wie Felix Matthes vom Öko-Institut 
schätzen, dass Deutschland etwa ein 
Viertel seines Kohlestroms nur fürs 
Ausland produziert. Nach Berechnun¬ 


gen des Öko-Instituts könnten neben 
dem Atomstrom noch 8 000 Megawatt 
Kohlestrom vom Netz genommen wer¬ 
den, ohne auf Importe angewiesen zu 
sein. Genau diese Größenordnung an 
stillzulegenden Kraftwerken schwebte 
auch den Unterhändlern der Grünen 
bei den Sondierungsgesprächen vor. 
Union und FDP wollten dagegen nur 
drei bis maximal fünf Gigawatt zuge¬ 
stehen - größtenteils aus der Verstro¬ 
mung von Braunkohle. 

In der Nacht von Donnerstag zu 
Freitag letzter Woche soll Merkel bei 
den nun gescheiterten Sondierungsver¬ 
handlungen auf die Grünen zugegan¬ 
gen sein, berichtete der Rundfunk Ber¬ 
lin-Brandenburg (rbb). Demnach soll 
sie vorgeschlagen haben, Kraftwerke 
mit einer Gesamtleistung von sieben 
Megawatt abzuschalten. In der Lausitz 
sorgte diese Nachricht für Entsetzen. In 
einem Schreiben an die Verhandlungs¬ 
führer geben die örtlichen Kohlelob¬ 
byisten ihr ewiges Mantra zum Besten: 
Diese Entscheidung würde „das so¬ 
fortige Aus für das Lausitzer Revier“ 
bedeuten. Nicht nur tausende Arbeits¬ 
plätze wären in Gefahr, auch die „ge¬ 
ordnete und finanzierbare Rekultivie¬ 
rung der Lausitzer Tagebaue“ würde 
unmöglich werden. Noch sei aber un¬ 
klar, wie der Kohlekompromiss im De¬ 
tail aussehen könnte, gibt Ulrich Freese 
(SPD), laut Spiegel „bissigster Lobbyist 
für die Braunkohle“, zu bedenken. 

Bernd Müller 
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Umbau bei Daimler 

Erfolg der letzten Auseinandersetzung wirkt nach 


In Soziales investieren 

Kampf um soziale Gerechtigkeit und gegen Krieg zusammendenken 


UZ: Mehr als 10 000 Menschen haben 
mittlerweile den Aufruf „Abrüsten statt 
Aufrüsten“ unterzeichnet. Auch das 
„Duisburger Netzwerk gegen rechts“ 
unterstützt dieses jüngste Statement der 
Friedensbewegung. Warum? 

Thomas Zmrzly: In Zeiten der zuneh¬ 
menden Aufrüstung und Kriegsgefahr 
ist es notwendig, klar Position zu be¬ 
ziehen. Wir haben den Kampf gegen 
Rassismus und Neofaschismus stets 
mit dem für Frieden und mehr soziale 
Gerechtigkeit verbunden. Tatsächlich 
ist es doch vollkommen inakzeptabel, 
dass die noch amtierende Bundesre¬ 
gierung die Rüstungsausgaben nahezu 
verdoppeln will. 

UZ: Wo wäre dieses Geld denn besser 
aufgehoben? 

Thomas Zmrzly: Da gäbe es sicherlich 
viele Bereiche. Wir reden ja hier über 
eine Summe von mindestens 30 Milli¬ 
arden Euro, die zusätzlich in die Rüs¬ 
tung fließen soll. Dringender Bedarf an 
finanziellen Mitteln besteht etwa in den 
Bereichen Bildung, Wohnen und Pfle¬ 
ge. Man darf ja nicht vergessen, dass 
die etablierte Politik die ganze Zeit 
behauptet, sich der deüzitären Situati¬ 
on in der Pflege annehmen zu wollen, 
faktisch aber seit Jahren nichts tut. 

Allein in Nordrhein-Westfalen 
fehlen aktuell mindestens 40 000 
Pflegekräfte, bundesweit sind es sogar 
150 000 Mitarbeitende. Diese könnten 
durch das viele Geld, das nun in die 
Rüstung fließen soll, ünanziert wer¬ 
den. 

Auch die Situation in den Schulen 
ist doch vielerorts desaströs. Es fehlen 
Tausende Lehrerinnen und Lehrer, 
mancherorts fällt der Putz in den Schul¬ 
gebäuden von den Wänden und die Toi- 


Am vergangenen Montag fand bei 
der Seppelfricke Armaturen GmbH 
in Gelsenkirchen-Schalke eine Ur¬ 
abstimmung über Streikmaßnahmen 
für einen Sozialtarifvertrag statt. Vo¬ 
rausgegangen war ein Warnstreik am 
Mittwoch der vergangenen Woche. 
Hintergrund ist die Verlagerung 


Deutschland im Boom. Diese Aussage 
gehört zum Standardrepertoire etab¬ 
lierter Politik, sie mag schwarz, grün, 
gelb, rosa oder auch bräunlich sein. 
Tatsächlich scheinen die wirtschaftli¬ 
chen Verhältnisse nicht allzu schlecht 
und deutlich besser, als sie in der tie¬ 
fen Konjunkturkrise 2008/09 waren 
oder auch zu Zeiten (2003), als Ger¬ 
hard Schröder dem Volk die „Agenda 
2010“ verordnete. Dieses Programm 
der Lohndämpfung oder Lohnkür¬ 
zung und der tiefen Einschnitte in die 
Renten, die Arbeitslosenunterstützung 
und die Sozialhilfe gilt bei den Unter¬ 
nehmerverbänden und ihren Parteien 
immer noch als wirtschaftspolitisch er¬ 
folgreiche Maßnahme. Das klassische 
und brutale Mittel der „Austerität“ 
habe vor allem die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland erfolgreich reduziert. Das 
damals wie heute angeführte Unter¬ 
nehmerargument, es würden mehr Ar¬ 
beitskräfte nachgefragt und mehr Ar¬ 
beiter eingestellt, wenn der Preis der 
Arbeitskraft, der Lohn geringer werde, 
scheint mit dem Blick auf die Statistik 
berechtigt zu sein: Die im Herbst 2017 
gemeldete Zahl der Arbeitslosen von 
2,4 Millionen sei niedriger als je nach 
1990, dem furchtbaren Jahr der deut¬ 
schen Einigung. 


lettenanlagen funktionieren nicht. Wie 
soll denn in einem solchen Umfeld or¬ 
dentlich gelernt werden? 

UZ: Ist das denn nicht eine etwas ein¬ 
fache Logik? 

Thomas Zmrzly: Aber genauso einfach 
ist die Sache doch auch. Es ist doch 
leicht zu beantworten, ob man das 
Geld in immer mehr Waffen, Kriegs- 



Thomas Zmrzly ist Sprecher des 
„Duisburger Netzwerks gegen rechts“ 


abenteuer und Aufrüstungen investie¬ 
ren will oder in soziale Notwendigkei¬ 
ten. Die Frage ist doch ganz einfach: In 
welcher Gesellschaft wollen wir leben? 
In einer, die für die Menschen sorgt 
und um soziale Gerechtigkeit bemüht 
ist? Oder in einer, die sich zunehmend 
militarisiert? Und zwar im In- wie im 
Ausland? Ich darf daran erinnern, dass 
alleine der Düsseldorfer Rüstungskon¬ 
zern Rheinmetall in den Monaten Juli 
bis September dieses Jahres mit 97 Mil¬ 
lionen Euro gut ein Fünftel mehr als 
ein Jahr zuvor verdient hat. Der Um¬ 
satz stieg damit auf 1,37 Milliarden 


existenziell notwendiger Maschinen 
an einen Standort in Großbritanni¬ 
en. 

96 Prozent der 113 Kolleginnen 
und Kollegen beteiligten sich an der 
Abstimmung, 98,6 Prozent votierten 
für weitergehende Streikmaßnah¬ 
men. Der 1. Bevollmächtigte der IG 


Man kann sich die Statistik auch ge¬ 
nauer ansehen: Dann ergibt sich, dass 
einschließlich der über 58-Jährigen, 
der Kranken und solcher Personen, 
die sich in einer Fortbildungs- oder 
Umschulungsmaßnahme befinden, 
die alle zwar Arbeit suchen, aber in 
der Statistik nicht aufgeführt werden, 
die Zahl der Arbeitslosen in Wirklich¬ 
keit 3,3 Millionen beträgt. Zu erwäh¬ 
nen ist auch, dass von den mittlerwei¬ 
le 15,3 Millionen Teilzeitbeschäftigten 
mindestens zwei Millionen lieber einen 
Vollzeitjob und entsprechende Bezah¬ 
lung hätten. Zählt man auch diese Per¬ 
sonen hinzu, kommt man auf eine Ge¬ 
samtzahl der unfreiwillig Arbeitslosen 
von mehr als fünf Millionen. Die of¬ 
fizielle Arbeitslosenzahl im zweiten 
Jahr des geeinten Reiches anno 1992 
betrug 2,6 Millionen. Danach folgte ein 
furioser Anstieg der Arbeitslosigkeit. 
Den höchsten Stand erreichte die of¬ 
fiziell gemessene Arbeitslosenzahl in 
Deutschland 2005 mit 4,86 Millionen. 
Das war zugleich das Jahr, als Deutsch¬ 
land vom weltweiten Expansionsboom 
erfasst wurde, die Exporte wieder nach 
oben schnellten und die Konjunktur 
nach der längsten Stagnationsperiode 
seit dem 2. Weltkrieg wieder Schwung 
verspürte. 


Euro. Es ist doch einfach nicht hin¬ 
zunehmen, dass deutsche Firmen sich 
mit der Herstellung von Waffen eine 
goldene Nase verdienen, während in 
manchen Familien nicht einmal genü¬ 
gend Geld vorhanden ist, um den Kin¬ 
dern regelmäßig eine warme Mahlzeit 
zu bieten. 

Insofern freue ich mich selbstver¬ 
ständlich auch, dass der neue Aufruf 
der Friedensbewegung auch von ver¬ 
schiedenen Vorstandsmitgliedern der 
Gewerkschaften unterstützt wird. 

UZ: Aber reicht das allein aus? 

Thomas Zmrzly: Nein, natürlich nicht. 
Friedensbewegung, Gewerkschaften 
und soziale Initiativen und Verbände 
müssen in der Öffentlichkeit wieder 
sichtbarer werden. Und zwar nicht nur 
im Internet, sondern ganz konkret auf 
der Straße. In Zeiten, in denen die po¬ 
litische Linke schwach und margina- 
lisiert ist, sich teils auch selbst margi- 
nalisiert hat, ist das natürlich einfach 
gesagt. Es gibt aber durchaus auch posi¬ 
tive Entwicklungen. Ich habe den Ein¬ 
druck, dass in einigen Städten verstärkt 
junge Menschen aktiv gegen Krieg und 
Militarisierung sind und sich etwa ge¬ 
gen die Werbung der Bundeswehr in 
Schulen und bei Bildungsmessen en¬ 
gagieren. 

Schon alleine aufgrund der erstar¬ 
kenden AfD, aber auch der neolibe¬ 
ralen und marktradikalen FDP, ist es 
dringend erforderlich, die soziale Fra¬ 
ge wieder entschlossen in den Mittel¬ 
punkt linker Politik zu stellen und mit 
der Friedensfrage zu verbinden. Das 
sind schließlich die Kernbereiche lin¬ 
ker Politik. Die dürfen wir nicht wei¬ 
terhin so vernachlässigen, wie wir es in 
den letzten Jahren getan haben. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Metall, Robert Sadowsky, kritisierte 
die Geschäftsführung, die sich wei¬ 
gert, in Verhandlungen über einen 
Sozialtarifvertrag einzutreten, und 
erklärte, dass sich die Kolleginnen 
und Kollegen auf eine längere Ausei¬ 
nandersetzung vorbereiten würden. 

WSK 


Der Schwung hielt zweieinhalb Jah¬ 
re an. 2007 kam die große Finanzkri¬ 
se dazwischen, die die Weltkonjunktur 
2008/09 in die schärfste Rezession eben¬ 
falls seit dem 2. Weltkrieg trieb. Gemes¬ 
sen am unerhörten Absturz der Indust¬ 
rie um je nach Branche zweistellige Pro¬ 
zentsätze und der Gesamtwirtschaft um 
gut 5 Prozent war der Anstieg der Ar¬ 
beitslosenzahlen in der Krise mäßig. Die 
Grenze von vier Millionen wurde nicht 
überschritten. Es kam zu einer Verein¬ 
barung des Arbeitgeberverbandes „Ge¬ 
samtmetall“ mit der IG Metall, wobei 
Letztere auf Lohnsteigerung verzich¬ 
tete, die Manager des Industriekapitals 
dafür von Entlassungen weitgehend ab¬ 
sahen. Diesen Kompromiss bezahlte die 
Arbeitslosenversicherung in Form von 
Kurzarbeitergeld. 2009 war in Deutsch¬ 
land nicht nur Krisenjahr, sondern auch 
das Jahr des Aufschwungs. Der Deal 
zur „Sicherung des Industriestandor¬ 
tes Deutschland“ trug dazu bei, dass 
deutsche Konzerne überall auf der Welt 
Marktanteile gewannen und dass dank 
kräftig steigender Exporte die Erholung 
nach dem tiefen Einbruch kräftiger aus¬ 
fiel als anderswo. 

Die Krise von 2007 ff. bedeutete ei¬ 
nen Einschnitt in der kapitalistischen 
Weltwirtschaft. Das Wachstum von 


Die Automobilindustrie befindet sich 
weltweit im Umbruch. Auch die deut¬ 
schen Hersteller sind mit dem in der 
Branche anstehenden Strukturwandel 
konfrontiert. Dieselfahrzeuge werden 
im Zuge des Skandals um manipulier¬ 
te Abgaswerte zum Ladenhüter. Dem 
Elektroautomobil soll die Zukunft ge¬ 
hören. Dementsprechend gibt es Über¬ 
legungen zu Ausgründungen, Abspal¬ 
tungen und/oder Verkäufen von Un¬ 
ternehmensteilen. Schließlich sollen 
die Profite auch in Umbruchzeiten und 
Krisen weiterhin steigen. 

Bei Daimler hat dieser Wandel 
zu ersten Neuausrichtungen geführt. 
Daimler-Chef Dieter Zetsche hat die 
Überlegungen zur Neuausrichtung des 
Unternehmens, zum Umbau in eine 
Holding Ende Juli bei der Vorlage der 
Zahlen für das erste Halbjahr überra¬ 
schend bekannt gemacht. Dies hat in 
der Belegschaft zu einiger Verunsiche¬ 
rung und erheblicher Unruhe geführt. 

Im Oktober hat der Daimler-Vor¬ 
stand erste Schritte für einen Umbau 
des Konzerns beschlossen. Nach diesen 
Plänen soll aus der Daimler AG eine 
Holding werden, unter deren Dach die 
Autosparte, das Nutzfahrzeuggeschäft 
und die Finanzdienstleistungen als drei 
eigenständige Aktiengesellschaften an¬ 
gesiedelt werden. In der Holding sol¬ 
len nur jene Mitarbeiter verbleiben, die 
zentrale Aufgaben für alle drei Sparten¬ 
gesellschaften übernehmen. Für die an¬ 
deren Beschäftigten heißt dies, dass sie 
einen „neuen Arbeitgeber“ erhalten. 
Das Bürgerliche Gesetzbuch nennt 
diesen Prozess einen Betriebsübergang. 
Das Arbeitsverhältnis geht beim Be¬ 
triebsübergang zu unveränderten Be¬ 
dingungen automatisch auf die jeweili¬ 
ge Gesellschaft über. Das gilt auch für 
den Beschäftigungsort, das Einkommen 
und das Tätigkeitsgebiet. 

Rechtlich gesehen haben Mitar¬ 
beiter die Möglichkeit, solch einem 
Übergang zu widersprechen. Was der 
Vorstand nicht will, sind Klagen von 
Beschäftigten gegen den Betriebs¬ 
übergang. Dies ist ein Grund, warum 
Daimler einige Zugeständnisse ge¬ 
macht hat, wie z.B. eine weitreichen¬ 
de Beschäftigungssicherung bis 2030, 
was einen Ausschluss von betriebsbe¬ 
dingten Kündigungen beinhaltet. Die 
außertariflichen Zulagen und die ef¬ 
fektive Lohnerhöhung wurden abge¬ 
sichert und die Ergebnisbeteiligung 
wird für alle Sparten gleich hoch sein. 
Der Sitz der Daimler AG und der Spar¬ 
ten-AGs bleibt in Deutschland und es 


heiß 

Welthandel und Produktion ist deutlich 
niedriger als zuvor. Die Ökonomen spre¬ 
chen von „säkularer Stagnation“. Auch 
in Deutschland ist das offiziell berech¬ 
nete Wirtschaftswachstum in den letz¬ 
ten neun Jahren im Durchschnitt nicht 
über 1 Prozent hinausgekommen. Selbst 
wenn es in diesem Jahr 1,2 Prozent Re¬ 
alwachstum werden sollten, ist es doch 
kühn, von Aufschwung oder gar „Boom“ 
zu sprechen. Der Sachverständigenrat 
(SVR) geht noch weiter. In seinem vor 
zwei Wochen vorgestellten Jahresgut¬ 
achten warnt er vor „Überhitzung“. Ex¬ 
plizit hält dieses wichtigste offizielle Be¬ 
ratergremium der Bundesregierung in 
Sachen Ökonomie mit 1,2 Prozent plus 
die Grenze des „Wachstumspotenzials“ 
der Wirtschaft für erreicht. Sonderbarer¬ 
weise beklagen die „Wirtschaftsweisen“ 
dann weniger den niedrigen Stand der 
Investitionen, besonders die des Staa¬ 
tes, sondern sie konstruieren mit extrem 
dünner Begründung Arbeitskräfteman¬ 
gel. Gemeint ist wahrscheinlich, dass gut 
qualifizierte Arbeitskräfte nicht immer 
und überall spottbillig zu haben sind. 

Boom oder Stagnation? Was man 
konstatiert, ist wie immer auch eine Fra¬ 
ge der Perspektive. Thomas Mayer, frü¬ 
her Chefvolkswirt der Deutschen Bank, 
hat in seiner Kolumne in der FAZ die 


gelten weiterhin die IG-Metall-Tarif- 
verträge und die betriebsverfassungs¬ 
rechtlichen Ansprüche. Zur Sicherung 
der betrieblichen Altersversorgung 
werden zusätzlich 3 Mrd. Euro in das 
Pensionsvermögen einbezahlt. Was die 
Beschäftigungssicherung wert ist, wird 
die Zukunft zeigen. Die Erfahrung aus 
verschiedenen Betrieben lehrt, dass das 
Kapital sie bei Bedarf auch wieder sehr 
schnell aussetzt. 

Außerdem ist in der Vereinbarung 
festgelegt, dass der Betriebsrat vom 
Unternehmen informiert werden muss, 
wenn neue Produkte produziert oder 
neue elektronische oder vergleichbare 
Komponenten in neu geplanten Fahr¬ 
zeugen eingesetzt werden sollen. Wenn 
die Arbeitnehmervertretung belegen 
kann, dass die Fertigung im Unterneh¬ 
men wirtschaftlich wäre und das Ma¬ 
nagement sich aus strategischen Grün¬ 
den dennoch für einen Fremdbezug 
entscheidet, „sind den Arbeitnehmer¬ 
vertretern die Entscheidungsgründe 
detailliert und nachvollziehbar zu erläu¬ 
tern“, heißt es im Entwurf der Verein¬ 
barung. Dies wird vom Gesamtbetriebs¬ 
ratschef Michael Brecht als deutlicher 
Fortschritt verkauft. Aber was taugt die 
Info, wenn es weder Veto- noch Mitbe¬ 
stimmungsrechte gibt? Bei solchen Ent¬ 
scheidungen wird nur der Druck durch 
die Belegschaft etwas bewirken können. 
So wie vor einigen Monaten, als die Un- 
tertürkheimer Kolleginnen und Kolle¬ 
gen eine sehr kämpferische und erfolg¬ 
reiche Auseinandersetzung führten. Im 
Sommer gab es durch die Verweigerung 
von Überstunden sowie mehrtägige Be¬ 
triebsversammlungen gehörigen Druck. 
Die Bänder standen immer wieder still. 
Dies hatte auch auf andere Produkti¬ 
onsstandorte Auswirkungen. Die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen konnten so einen 
Großteil der vom Management geplan¬ 
ten Kürzungen sowie eine tariflose Bil- 
lig-Batteriefabrik verhindern und den 
Einstieg in die Fertigung von Teilen des 
elektrischen Antriebsstrangs erreichen. 
Diese Aktionen stecken dem Vorstand 
wohl noch in den Knochen und sind si¬ 
cher auch ein wichtiger Grund für Zuge¬ 
ständnisse in der jetzigen Vereinbarung. 
Außerdem muss Daimler in Zeiten des 
vielleicht größten Autokartellskandals 
der letzten Jahrzehnte (Verdacht Kar¬ 
tellabsprachen zwischen Daimler, VW, 
BMW, Audi) und des größten Abgas¬ 
betrugs bei Dieselfahrzeugen dringend 
sein Image aufpolieren und will sich kei¬ 
ne weiteren Negativschlagzeilen leisten. 

chou 


offiziell gemessene Inflationsrate (von 
aktuell plus 1,8 Prozent im Jahr) in Fra¬ 
ge gestellt. Die Inflationsrate wird aus 
der Preisentwicklung der Verbrauchs¬ 
güter als Index der Lebenshaltungskos¬ 
ten berechnet. Meyer bemerkt scheinbar 
naiv, dass in diesem Index Immobilien 
und Aktien und andere Vermögenswerte 
nicht enthalten sind. Deren Preise sei¬ 
en aber deutlich stärker als die der Ver¬ 
brauchsgüter gestiegen. Wie recht er hat! 
Zugleich ist es ein wenig albern, die bei¬ 
den Warenkategorien gleich behandeln 
zu wollen. Wenn Benzin, Mohrrüben 
und Brötchen teurer werden, macht das 
die Verbraucher ärmer. Wenn aber die 
Vermögenswerte teurer werden, macht 
das die Vermögenden reicher. Deshalb 
haben steigende Aktienkurse schließlich 
eine gute Presse. Mayers naiv-alberner 
Bemerkung gibt aber einen Hinweis 
darauf, wer den Zustand der Wirtschaft 
wie beurteilt. Der Boom, den die Sach¬ 
verständigen und das Kapital feststel¬ 
len, findet ja statt. Die Gewinne spru¬ 
deln nun schon im 9. Jahr seit Beginn 
der Krise. Die Preise für Immobilien und 
Aktien zeigen in der Tat Zeichen von 
„Überhitzung“. In den Fabrikhallen, in 
den Büros und bei der Arbeitsagentur 
ist es dagegen unverändert kalt. 

Lucas Zeise 


Streik bei Seppelfricke 

Große Beteiligung bei Urabstimmung 


Schönreden oder Realität? 

Nach Ansicht der „Wirtschaftsweisen“ läuft die Konjunktur in Deutschland bereits 





Freitag, 24. November 2017 


Politik 


unsere zeit m 


Eine unendliche Geschichte 


Digitale Profitmacherei in der Krankenversorgung 



Mensch oder Technik: Was bestimmt die Arbeit? 


I n einem Beitrag am 7. Juli 2017 be¬ 
richtete die UZ über „Die digitali¬ 
sierte Krankenversorgung“ in der 
Bundesrepublik. Der Aufsatz behan¬ 
delte Vorgeschichte, aktuelle Lage so¬ 
wie gefährliche politische, ökonomi¬ 
sche und soziale Folgen der milliar¬ 
denschweren Totalumstellung, wie sie 
im Verlauf der Einführung der elektro¬ 
nischen Gesundheitskarte im Rahmen 
von TI (Abkürzung für Telematik-In- 
fraStruktur) zu beobachten waren bzw. 
noch zu erwarten sind. 

Aktuell gibt es dazu Neues nachzu¬ 
tragen: Erst die gute Nachricht, dass es 
zu einem weiteren zeitlichen Aufschub 
kommen wird. Die Digitalisierung soll 
erst am 31. Dezember 2018 abgeschlos¬ 
sen sein, nicht schon am 1. Juli 2018. Es 
bleibt also noch etwas Zeit, den Protest 
dagegen zu mobilisieren. 

Die schlechte Nachricht: Die Ab¬ 
sichten des Gesetzgebers und der In¬ 
dustrie bleiben dieselben, und die 
Kostenlawine schwillt weiter an - zu 
Lasten der Krankenkassen, sprich: der 
Versicherten. Die 2002 - also vor vier 
Legislaturperioden - begonnene „Ge¬ 
schichte von Pleiten, Pech und Pannen“ 
(Landesrundschreiben 4 der KÄV Bre¬ 
men vom 15.6.2017, S. 16) sollte - wie 
in der UZ berichtet - am 1. Juli 2018 
ein Ende finden. So war es am 4. De¬ 
zember 2015 vom Bundestag beschlos¬ 
sen worden. Bis zu dem vereinbarten 
Stichtag sollten Krankenhäuser, Reha¬ 
bilitationszentren und die Praxen von 
Ärzten und Psychotherapeuten mit der 
erforderlichen Hardware ausgestattet 
sein. Es kam aber anders. 

Erinnern wir uns: Obwohl die Ein¬ 
führung der TI am 1. Juli 2017 hätte 
beginnen sollen, war es zur Zeit des 
Wahlkampfes für den Bundestag um 
dieses Thema auffallend still gewor¬ 
den. Die Frankfurter Rundschau gab 
am 22. Juli 2017 Entwarnung: „Sie 


sollte 2006 eingeführt werden, ein 
zweistelliger Millionenbetrag war da¬ 
für geplant. Elf Jahre später, drei bis 
vier Milliarden Euro sind inzwischen 
ausgegeben, verkündet das Bundes¬ 
gesundheitsministerium schon wieder, 
dass der erste Schritt zur Einführung 
der elektronischen Gesundheitskarte, 
das sogenannte ,Versichertenstamm¬ 
datenmanagement 4 , erneut verschoben 
werden muss. Es stünden die techni¬ 
schen Geräte noch nicht in ausreichen¬ 
der Zahl zur Verfügung.“ 

Die Industrie war nicht in der 
Lage, termingerecht zu liefern. „Und 
das nach 15-jähriger Planungszeit für 
das Pleitenprojekt, welches inzwischen 
auch vom Bund der Steuerzahler we¬ 
gen Verschwendung scharf kritisiert 
worden ist“, berichtet die Hamburger 
Ärztin Silke Lüder, Sprecherin der Ak- 
ton „Stoppt die e-card!“ Man stelle sich 
vor, ein Werktätiger liefert ein in Auf¬ 
trag gegebenes Produkt nicht fristge¬ 
mäß. Er wird gefeuert. Anders, wenn 
die Industrie nicht liefert. Dann wird 
die Lieferfrist verlängert, dann steigen 
die Preise, dann sprudelt weiterhin der 
Profit. 

Unlängst, noch während der Son¬ 
dierungsverhandlungen für eine neue 
Regierungskoalition, wurde ministe¬ 
riell eine Rechtsverordnung erlassen 
und am 3. November vom Bundesrat 
genehmigt. Sie besagt, dass der Zeit¬ 
punkt des Onlineanschlusses aller Kli¬ 
niken und Praxen verlegt worden ist. 
Statt zum 1. Juli 2018 sei die Einrich¬ 
tung der TI endgültig erst zum Jahres¬ 
ende 2018/19 verpflichtend und „sank¬ 
tionsbewehrt“. Letzteres bedeutet, dass 
bei Nichtbefolgung bzw. Nichtinstalla¬ 
tion der TI erhebliche Strafen zu erwar¬ 
ten sind. 

Silke Lüder: „Die unendliche, mil¬ 
liardenschwere Geschichte geht also 
weiter. Trotz aller Werbemaßnahmen 


des Monopolisten, der als Anbieter 
von Arztpraxissoftware wöchentliche 
Hochglanzbroschüren an Arztpraxen 
versendet und dazu aufruft, Verträ¬ 
ge über den Onlineanschluss zu un¬ 
terzeichnen, obwohl die Geräte noch 
nicht einmal auf dem Markt sind.“ Die 
Profitmacherei findet also ihre staatlich 
geduldete Fortsetzung. 

Passend dazu zwei Nachrichten 
aus dem Hause Arvato Systems, einem 
Unternehmenszweig des Bertelsmann- 
Konzerns der Familie Mohn. Am 6. Au¬ 
gust 2017 meldete eine Bertelsmann- 


Pressemitteilung, Arvato Systems stelle 
die zentralen Tl-Komponenten zur wei¬ 
teren Erprobung zur Verfügung - ob¬ 
wohl die flächendeckende Bereitstel¬ 
lung der dezentralen Komponenten im¬ 
mer noch nicht abgeschlossen war. Und 
am 30. August meldet Arvato Systems, 
dass der seit 2013 bestehende Vertrag 
mit der gematik (Gesellschaft der Tele¬ 
matikanwendungen der Gesundheits¬ 
karte mbH) von dieser bis zum Jahre 
2020 verlängert worden sei. 

Laut Vertrag „unterstützt“ Arvato 
Systems die gematik „bei der Einfüh¬ 


rung, Pflege und Weiterentwicklung 
der zentralen Telematikinfrastruktur 
für das Gesundheitswesen“. Ein Witz, 
der die Tatsache verschleiert, dass die 
bei der Bereitstellung einer zentralen 
Infrastruktur anfallenden Kosten zwar 
bezahlt werden müssen, dass dafür im 
Gegenzug aber keine Leistungen er¬ 
bracht werden, weil die dezentralen 
Komponenten noch gar nicht flächen¬ 
deckend zur Verfügung stehen, aufge¬ 
baut worden sind und arbeiten. Es ist 
zu befürchten: Fortsetzung folgt. 

Rudolph Bauer 


Transatlantiker mit neuer „Denkfabrik“ Stets zu Diensten 

Marieluise Beck und Ralf Fücks gründeten das Zentrum Liberale Moderne Steuervergünstigungen auf dem Prüfstand des BRH 


Bis zu diesem Jahr saß Frau Beck im 
Bundestag. 2017 hat sie sich der Neu¬ 
wahl nicht mehr gestellt. Die Grünen¬ 
politikerin war in der Schröder-Fischer- 
Regierung Staatssekretärin und Aus¬ 
länderbeauftragte. In den letzten vier 
Jahren gehörte sie der Bundestagsde¬ 
legation in der parlamentarischen Ver¬ 
sammlung des Europarates an. Dort 
schloss sich die Grüne der sogenann¬ 
ten ALDE an, der Allianz der liberalen 
Parteien in Europa, einer Fraktion im 
Europäischen Parlament. Ihre Begrün¬ 
dung dafür ist heute, dass die FDP in 
dieser Zeit ja nicht im Bundestag und 
deshalb auch nicht im Europarat ver¬ 
treten gewesen sei. Gemeinsam mit ih¬ 
rem Mann, Ralf Fücks, der im Sommer 
aus dem Vorstand der Heinrich-Böll- 
Stiftung ausschied, gründete sie vor ei¬ 
nigen Monaten das Zentrum Libera¬ 
le Moderne (LibMod). In der vorigen 
Woche wurde dieses auf einem Festakt 
der Öffentlichkeit vorgestellt, zu dem 
man den früheren Bundespräsidenten 
Gauck geladen hatte, einleitende Wor¬ 
te zu sprechen. 

Da schien die Welt noch in Ord¬ 
nung, die Sondierungsgespräche für 
eine Jamaika-Koalition, für die beide 
Sympathie hegten, waren noch nicht 
gescheitert. Doch auch so bleiben für 
beide früheren Grünenpolitiker und 
ihre „Mitstreiter“ - zu den Gesell¬ 
schaftern gehören Eckart von Klaeden, 
früherer CDU-Staatsminister im Kanz¬ 
leramt und heutiger Daimler-Lobbyist 
sowie Mitglied des Vorstands der At¬ 
lantik-Brücke, der ehemalige SPD- 
Abgeordnete Gert Weisskirchen, der 
frühere US-Botschafter in Berlin John 
Kornblum, Alexandra Gräfin Lambs¬ 
dorff, Witwe des FDP-Politikers Otto 
Graf Lambsdorff, - noch genügend Po¬ 
litikfelder. 

„Wer wir sind und was wir wollen 44 
wird auf der Internetseite der „Denk¬ 


fabrik“, die am vorigen Mittwoch on¬ 
line ging, erklärt: Die „offene Gesell¬ 
schaft“ vor ihren Feinden retten. In¬ 
ternational geht es um neue Ideen für 
die transatlantische Allianz „jenseits 
von Trump“ und die Stärkung des 
europäischen Zusammenhalts ohne 
Zentralisierung. „Der Aufschwung 
antiliberaler Kräfte in Europa und 
der Wahlsieg Donald Trumps stellen 
die Zukunft des Westens infrage. Sie 
sind Signale für die Erosion der trans¬ 
atlantischen Wertegemeinschaft von 
innen. ... 

Jetzt ist es an Europa, mehr Ver¬ 
antwortung für die eigene Sicherheit 
zu übernehmen und die gemeinsa¬ 
men Werte zu verteidigen. ... Die 
Westbindung der Bundesrepublik ist 
ein Stützpfeiler europäischer Sicher¬ 
heit und Demokratie. Wer sie durch 
die Achse Berlin-Moskau ersetzen 
will, gibt die normative Grundla¬ 
ge deutscher Außenpolitik auf. Die 
Wiederherstellung kooperativer Be¬ 
ziehungen zu Russland liegt im Inte¬ 
resse Deutschlands und Europas. Sie 
kann aber nicht auf Kosten der Sou¬ 
veränität der Staaten Mittel- Osteu¬ 
ropas erfolgen.“ Deutlich ist das kla¬ 
re Bekenntnis zum Bündnis mit den 
USA und der NATO. Auch die Auf¬ 
rüstungsverpflichtungen, welche die 
Mitglieder des Militärbündnisses ein¬ 
gegangen sind, sollen erfüllt werden. 

Ein weiteres zentrales Thema ist 
der Konflikt in der Ukraine und - in 
diesem Zusammenhang - der Um¬ 
gang mit Russland. Fücks und Beck 
stehen zu den Sanktionen der EU ge¬ 
gen Russland. Früh hatten sich bei¬ 
de an die Seite des „Euromaidan“ 
gestellt, dabei Geschichtsfälschung, 
aber auch die politische Unterstüt¬ 
zung von Faschisten in Kauf genom¬ 
men. Um die Menschen hierzulande 
über die Situation in der Ukraine zu 


„informieren 44 ist ein Website-Projekt 
unter dem Dach des LibMod geplant. 
Beklagt wird, dass in den letzten 20 
Jahren deutschlandweit weniger als 
ein Dutzend Studierende erfolg¬ 
reich ein Studium der Ukrainistik 
als Hauptfach abgeschlossen haben. 
Entsprechend gering fließt dadurch 
Ukraine-Expertise in Arbeitsberei¬ 
che ein, in denen fundierte Kennt¬ 
nisse über den zweitgrößten europä¬ 
ischen Flächenstaat vorhanden sein 
sollten. Auch wenn die staatliche 
Existenz der Ukraine nicht infrage 
steht, fehlen oftmals die notwendi¬ 
gen Kenntnisse darüber, worauf ihre 
nationale Eigenständigkeit fußt und 
welche historischen Entwicklungen 
diese begründen. Dies zeigt sich nicht 
zuletzt bei der Bewertung der russi¬ 
schen Interventionen auf der Krim 
und im Donbass. 

Angesichts der zunehmenden 
sozialen Spaltung der Gesellschaft 
und der wachsenden Zustimmung 
für Parteien wie die AfD fordern die 
„Denkfabrikler“ eine Erneuerung 
des Modells der „sozialen Markt¬ 
wirtschaft“, eines dritten Wegs „zwi¬ 
schen Laissez-Faire-Kapitalismus 
und Staatswirtschaft. Dazu gehören 
starke öffentliche Institutionen und 
ein nachhaltiger Ordnungsrahmen 
für die Märkte, eine faire Lasten¬ 
teilung bei der Finanzierung öffent¬ 
licher Aufgaben und ein vertieftes 
Verständnis der sozialen und ökolo¬ 
gischen Verantwortung von Unter¬ 
nehmen.“ National geht es zugleich 
um eine ökologische Modernisie¬ 
rung der Industriegesellschaft durch 
einen Schub wissenschaftlich-techni¬ 
scher Innovation, eine Steuerung der 
Migration oder ein Bildungssystem, 
das Menschen befähigt, souverän mit 
dem Wandel umzugehen. 

Nina Hager 


Der Bundesrechnungshof (BRH) gilt 
vielen im Lande als eine unabhängi¬ 
ge, nicht der Regierung und/oder dem 
Parlament verantwortliche Institution. 
Formal richtig, denn er leistet die so¬ 
genannte externe Finanzkontrolle der 
Ausgaben des Bundes, ohne Weisungen 
zu erhalten, sondern höchstens „Bit¬ 
ten“ des Parlaments nachzukommen. 
Aber als eine oberste Bundesbehörde, 
gleichgestellt mit den Bundesministe¬ 
rien, der Bundestagsverwaltung oder 
auch dem Bundespräsidialamt, sind sie 
natürlich eingebunden in das System 
der staatlichen Verwaltung der politi¬ 
schen Macht. Sowohl der Präsident der 
Behörde wie auch die Abteilungsdirek¬ 
toren werden von der Bundesregierung 
benannt und bestallt, die genaue Ein¬ 
ordnung des BRH in das klassische 
System der so gedachten Gewaltentei¬ 
lung ist zwar Gegenstand manchen Ge¬ 
rangels, aber ohne Auswirkungen. Der 
BRH wählt sich seine Prüfungsstoffe 
selbst, ist keinen - offiziellen - Weisun¬ 
gen unterworfen und darf dann Vor¬ 
schläge machen, wie Mängel oder Be¬ 
anstandungen zu beseitigen wären. Ob 
sich eine Regierung, ein Ministerium 
oder das Parlament an den Prüfungs¬ 
bericht halten, bleibt im Ermessen der 
politisch Verantwortlichen. 

Pünktlich zum Ende der alten Re¬ 
gierung und für die Verhandlungen zur 
Bildung einer neuen Koalition hat sich 
der Bundesrechnungshof gemeldet und 
seine Vorstellungen und sogar konkre¬ 
ten Vorschläge, was alles besser und an¬ 
ders gemacht werden müsse, vorgelegt. 
Das Szenario geht davon aus, dass „mit¬ 
tel- und langfristig erhebliche finanz¬ 
wirtschaftliche Herausforderungen 
für den Bundeshaushalt“ zu bedenken 
seien. Dafür führt der BRH die demo¬ 
grafische Entwicklung, die zu Lasten 
der Rentenversicherung gehe und die 
„erheblichen“ Aufwendungen im zwei¬ 


stelligen Milliardenbereich für Asylsu¬ 
chende und Flüchtlinge einschließlich 
der Fluchtursachenbekämpfung an. 
Nett ist die Spekulation über „nicht ab¬ 
sehbare Folgen“ des Brexit und mög¬ 
liche Auswirkungen der europäischen 
Staatsschuldenkrise. 

Bei den Ausgaben seien nur ge¬ 
ringe Spielräume für Einsparungen, 
verständlich wenn der BRH die vie¬ 
len Milliarden für den Kriegsetat und 
Rüstung nicht beachtet, wenn die Mil¬ 
liarden an Subventionen zur Erfüllung 
ökonomischer Einzelinteressen nicht 
angetastet werden sollen. Aber bei 
den Einnahmen sieht man Möglich¬ 
keiten, so bei der unterschiedlichen 
Besteuerung von Diesel und Benzin, 
bei den Energiesteuer-Subventionen 
und bei einer „Überarbeitung“ des er¬ 
mäßigten Umsatzsteuersatzes. Da ist 
der BRH wieder nah bei den Leuten, 
denn wenn es in diesen Bereichen zu 
höheren Steuereinnahmen kommen 
soll, dann zu Lasten des „normalen“ 
Geldbeutels. Die Millionen PKWs und 
LKWs, die mit Diesel fahren, sind so 
schnell nicht verschrottet, die Fahrer 
würden es empfindlich spüren, wenn 
höhere Steuern auf den Preis abgewälzt 
werden, wenn der Haushaltsstrom, 
Fernwärme, Erdgas und Heizöl höher 
besteuert würden, werden die Mietne¬ 
benkosten deutlich steigen, wenn bei 
den 7-Prozent-Artikeln im Warenkorb 
das eine oder das andere plötzlich mit 
19 Prozent ausgepreist sind, ist das mo¬ 
natlich zu merken. 

Man sollte davon ausgehen, dass 
welche Regierungskoalition auch im¬ 
mer zustande kommt, die Vorschläge 
und Empfehlungen des Bundesrech¬ 
nungshofes dankbar aufgegriffen wer¬ 
den, denn dann folgt man ja nur der 
„seriösen“ Institution und ist es nicht 
selbst schuld. 

Frank Schumacher 
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G9-Abitur soll die 

NRW-Regierung rudert auf Druck zurück 


Regel sein 


E lf Jahre wird es noch dauern. Denn 
erst Grundschülerinnen und -Schü¬ 
ler der heutigen dritten Klasse 
werden wieder in den Genuss einer 
regelmäßigen Schulzeit von 13 Jahren 
kommen: vier Jahre Grundschule, neun 
Jahre Sekundarstufe I und II. 

Solange behält die Acht-Jahres-Re- 
gel ihre Wirksamkeit. Mit Beginn des 
Schuljahres 2019/20 wird der neunjäh¬ 
rige Bildungsgang an Gymnasien und 
Gesamtschulen zur Regel. Das erste 
G9-Abitur kann infolgedessen wieder 
im Jahr 2028 gefeiert werden. 

2005 hatte die schwarz-gelbe Lan¬ 
desregierung die einschneidende Kür¬ 
zung der Schulzeit beschlossen. SPD 
und Grüne haben sie bis zuletzt vertei¬ 
digt. Diese Politik ist abgewählt wor¬ 
den. Trotzdem bleibt den Schulen die 
Option für G8 freigestellt. Der Koali¬ 
tionsvertrag von CDU und FDP plä¬ 
diert immer noch dafür: (...) „wünscht 
ein ebenfalls ernst zu nehmender Anteil 
von Schülerinnen und Schülern, von El¬ 
tern und Schulleitungen G8. Für Gym¬ 
nasien, die beim achtjährigen Bildungs¬ 
gang verbleiben wollen, wird eine unbü¬ 
rokratische Entscheidungsmöglichkeit 
für G8 eröffnet.“ Die geringe Anzahl 
von Schulkonferenzen indes, die für 
G8 votieren, passt auf ein Feigenblatt. 

Schulministerin Gebauer bedauert, 
dass die Einführung von G8 im Jahr 
2005 „nicht dauerhaft die notwendige 
Akzeptanz an Schulen und in der Öf¬ 
fentlichkeit gefunden“ habe. So kann 
man die nicht nachlassenden Proteste 
betroffener Schüler und Eltern über 
Leistungsdruck und Niveauverlust 
verharmlosen. Das „Gesetz zur Neu¬ 
regelung der Dauer der Bildungsgänge 
im Gymnasium“ soll endlich eine Än¬ 
derung bringen. Seine Verabschiedung 
ist vor den Sommerferien 2018 geplant. 

Der höhere Unterrichtsumfang in 
der Sekundarstufe I soll für die Erste 
Fremdsprache sowie das Fach Deutsch 
genutzt und gemäß BDI-Forderun- 
gen zur Stärkung von ökonomischen 
Kompetenzen sowie der MINT-Bil- 
dung (Mathematik, Informatik, Na¬ 
turwissenschaft und Technik) dienen. 
Die Landesschülervertretung wünscht 


sich demgegenüber eine Stärkung der 
gesellschaftswissenschaftlichen Fächer 
sowie eine individuell anpassbare fle¬ 
xible Oberstufe. Sie plädiert für die 
Einheitlichkeit des Bildungsgangs und 
kritisiert die Wahlfreiheit zwischen G8 
und G9. Der Ganztag dürfe nicht be¬ 
einträchtigt werden. 

Ähnlich klingt es bei der GEW. 
Die Vorsitzende Dorothea Schäfer un¬ 
terstrich anlässlich der Anhörung im 
Landtag: „Wir sind uns nach wie vor 
sicher, dass eine einheitliche Regelung 
für alle Gymnasien die bessere Lösung 
wäre anstelle einer Leitentscheidung 
G9 und eines Optionsmodells G8.“ 
Vertiefungs- und Ergänzungsstunden 
zur individuellen Förderung hätten 
sich genauso bewährt wie der gebun¬ 
dene Ganztag. „Sie stehen im Rahmen 
der sechsjährigen Sekundarstufe I nicht 
zur Diskussion und sollten beibehalten 
oder ausgeweitet werden.“ Auch die 
GEW fordert: „Die Verlagerung des 
Beginns der zweiten Fremdsprache von 
Klasse 7 auf Klasse 6 muss rückgängig 
gemacht werden“. Sie sei für das Schei¬ 


tern vieler Schüler und Schülerinnen 
verantwortlich. Die GEW NRW for¬ 
dert im übrigen eine Rückbesinnung 
auf die Reformideen der reformierten 
Oberstufe. Ziel sei die Gleichwertigkeit 
der Fächer und echte Wahlmöglichkei¬ 
ten für die Schüler. 

In der Gesetzesnovelle (Artikel 2) 
ist im Zusammenhang mit der Umstel¬ 
lung von einem Belastungsausgleich 
die Rede: „Ein notwendiger finanziel¬ 
ler Ausgleich der sich für die Gemein¬ 
den und Kreise als Schulträger durch 
dieses Gesetz ergebenden wesentli¬ 
chen Belastungen bei den Sachkosten 
im Sinne des § 94 Absatz 1 des Schulge¬ 
setzes NRW wird in einem Belastungs¬ 
ausgleichsgesetz zu diesem Gesetz ge¬ 
regelt.“ Dieses Satzungetüm macht mit¬ 
telbar das finanzielle Motiv deutlich, 
das hinter dem breit angelegten Bil¬ 
dungsabbau steht, der seinerzeit von 
der schwarz-gelben Landesregierung 
erzwungen wurde. In der Regel sind es 
die Gemeinden, die durch weitere Kos¬ 
ten belastet werden. Denn es werden 
mehr Räume notwendig, sobald die 


ersten Jahrgänge die Klasse 13 errei¬ 
chen, 150 allein in Köln. Hochgerech¬ 
net auf das ganze Bundesland kann von 
mehreren tausend Klassenräumen ge¬ 
sprochen werden, ob und wenn ja durch 
wen die gebaut werden, ist offen. Da 
bietet sich die neue Form von ÖPP an, 
um den Investoren lukrative Anlage¬ 
möglichkeiten zu geben. 

Den Mehrbedarf an Lehrerstellen 
gibt das Ministerium mit 2 300 an, wie 
dieser binnen weniger Jahre aufgefan¬ 
gen werden soll, ebenfalls offen. Sonst 
gibt es eben bis in die Oberstufe hin¬ 
ein überfüllte Klassen und überforder¬ 
te Lehrkräfte, sei es drum. 

Es war der andauerrnde und an¬ 
schwellende Druck der betroffenen 
Schüler und Eltern, zuletzt in Gestalt 
des Volksbegehrens aus der Eltern¬ 
schaft der Gymnasien, der eine Um¬ 
kehr erzwungen hat. 

Ob die Rückkehr zum G9-Modell 
tatsächlich zu Gunsten der Schülerin¬ 
nen und Schüler und zu gutem Unter¬ 
richt führen wird, hängt vom weiteren 
Druck der Betroffenen ab. Klaus Stein 


Nein zu 

Atomwaffen und Krieg 

Mit Aktionen in mehr als 30 Städ¬ 
ten, darunter einer Menschenkette 
von der US- zur nordkoreanischen 
Botschaft in Berlin, mit Demonstra¬ 
tionen u.a. in Frankfurt, Nürnberg, 
Tübingen und weiteren Aktivitäten 
wandten sich Organisationen und In¬ 
itiativen aus der Friedensbewegung 
am 18. November an die Öffent¬ 
lichkeit. „Im Mittelpunkt der doch 
überraschend vielen Aktionen stand 
die Ablehnung aller Atomwaffen“, 
so Willi van Ooyen. „Dies ist ange¬ 
sichts der immens teuren und desta¬ 
bilisierenden Modernisierung auch 
der US Atomwaffen in Deutschland 
mehr als notwendig. Unsere Forde¬ 
rungen an die neue Regierungskoali¬ 
tion bleiben: auch Deutschland muss 
dem Atomwaffenverbotsvertrag bei¬ 
treten und die US Atomwaffen müs¬ 
sen umgehend aus Büchel abgezogen 
werden“, sagte er. 

Freilassung gefordert 

Seit fast vier Wochen sind die beiden 
baskischen Aktivisten Inigo Gulina 
und Mikel Barrios auf Betreiben der 
spanischen und französischen Be¬ 
hörden in Berlin in Haft und sehen 
sich von Auslieferung bedroht. Vor¬ 
geworfen werden ihnen Aktivitäten 
für die Jugendorganisation SEGI 
beziehungsweise für die ETA. Ini¬ 
go Gulina Tirapu wird von der spa¬ 
nischen Regierung vorgeworfen, als 
Mitglied der baskischen Jugendorga¬ 
nisation SEGI an Sabotageaktionen 
beteiligt gewesen zu sein. Er wurde 
bis zum Prozess freigelassen und be¬ 
schloss, ins Ausland zu fliehen. Mikel 
Barrios, dem ebenfalls die Mitglied¬ 
schaft in der SEGI vorgeworfen wur¬ 
de, konnte 2008 vor einer Verhaftung 
nach Frankreich fliehen. Nun wirft 
Frankreich ihm vor, während seines 
Aufenthalts dort an ETA-Aktivitäten 
beteiligt gewesen zu sein. Beide Staa¬ 
ten versuchen nun, über Euro-Haft- 
befehle die Auslieferung der beiden 
linken Aktivisten zu erwirken. „Den 
beiden Oppositionellen drohen po¬ 
litische Prozesse auf Grundlage von 
erfolterten Aussagen“, erklärte Hei¬ 
ko Lange vom Bundesvorstand der 
Roten Hilfe e.V. und fordert die Ab¬ 
lehnung des Auslieferungsersuchens 
und die umgehende Freilassung der 
beiden Inhaftierten. 



Zwar geschafft - aber mit der Kreidetafel? 


Selbstmord mehr als zweifelhaft 

Gutachter bezweifeln Selbsttötung von Oury Jalloh 


Am 17. November dieses Jahres änder¬ 
te die ARD aus aktuellem Anlass ihr 
Programm und wiederholte den NDR- 
“Tatort: Verbrannt“. Darin geht es um 
den Fall eines Mannes aus Sierra Le¬ 
one, der mit 36 Jahren im Polizeige¬ 
wahrsam in Dessau verbrannte. Erneut 
gezeigt wurde der Film aufgrund der 
aktuellen Entwicklung im Fall Oury 
Jalloh. Anders als in der Realität lösen 
im Krimi die Kommissare den Fall, ein 
junger Polizist lässt sich von Kollegen 
verleiten, den Brand zu legen, die Auf¬ 
klärung wird nicht behindert, Staatsan¬ 
wälte und andere Hintergrundfiguren 
sind nicht dabei. Erleichtert lehnt sich 
der Zuschauer zurück, wie es sich für 
einen „ordentlichen“ Krimi gehört: Fall 
geklärt, individuelle Schuldige gefun¬ 
den. Leider sieht die Situation im tat¬ 
sächlichen Fall beschämend aus. Oury 
Jalloh war im Jahr 2005 im Dessauer 
Polizeirevier verbrannt. Polizeibeamte 
behaupteten, dass Jalloh eine Matrat¬ 
ze, auf der er in einer Zelle des Reviers 
an Händen und Beinen fixiert worden 
war, selbst in Brand gesteckt haben soll 
(UZ berichtete). 

Als bundesweit erstes Medium hat¬ 
te Susan Bonath für die Tageszeitung 
junge Welt über neue Entwicklungen 
im Fall Oury Jalloh berichtet, im Nach¬ 
gang griffen auch andere Medien, wie 
etwa das ARD-Magazin „Monitor“ den 
Fall erneut auf. So hatte die Staatsan¬ 
waltschaft Halle die Ermittlungen zum 
Feuertod Jallohs am 12. Oktober die¬ 
ses Jahres eingestellt, da ein Tatver¬ 
dacht gegen Dritte und „eine weitere 
Aufklärung nicht zu erwarten“ sei. Dies, 


obwohl sich kurz zuvor ein dringender 
Mordverdacht gegen Polizisten ergeben 
hatte. Im Gegensatz zu der Behörde in 
Halle hatte die Staatsanwaltschaft Des¬ 
sau-Roßlau ihre Selbstmordthese auf¬ 
grund der Analysen von acht Gutach¬ 
tern aufgegeben. Diesen zufolge war 
Jalloh bei Brandausbruch bereits tot 
oder handlungsunfähig. „Weil er kein 
Kohlenmonoxid im Blut hatte, könne er 
keinen Rauch eingeatmet haben. Feh¬ 
lendes Noradrenalin in seinem Körper 
schließe bewusstes Erleben des Feuers 
aus. Zweitens seien die Verbrennungen 
ohne Brandbeschleuniger wie Leicht¬ 
benzin nicht erklärbar. Drittens hat sich 
ein verschmortes Feuerzeug, das die Po¬ 
lizei drei Tage nach dem Brand präsen¬ 
tierte, wohl nie in der Zelle befunden“, 
fasste Bonath, die den Fall nunmehr seit 
Jahren journalistisch begleitet, die Er¬ 
kenntnisse zusammen. 

„Dass die Staatsanwaltschaft Halle 
die Ermittlungen trotz der vorliegen¬ 
den Unterlagen für beendet erklärt, 
ist ein Skandal. Die angeblich nicht zu 
erzielenden Ermittlungserfolge sind 
offenkundig bereits erbracht. Konse¬ 
quenzen sollen sie offenbar aber nicht 
haben“, kritisierte die Rote Hilfe. Die 
linke Antirepressionsorganisation for¬ 
derte zugleich „die Anerkennung der 
vorliegenden Beweise und die lücken¬ 
lose Aufklärung der Geschehnisse, die 
Oury Jalloh das Leben kosteten“. 

Seit Jahren engagieren sich Freun¬ 
de Jallohs und Antirassisten für eine 
lückenlose Aufklärung der vermeintli¬ 
chen Selbsttötung. Sie fordern, die be¬ 
teiligten Polizisten wegen Mordes anzu¬ 


klagen. Wie aggressiv und dünnhäutig 
die Polizei selbst in anderen bundes¬ 
deutschen Städten auf die Forderung 
nach Aufklärung des Falles reagiert, 
wurde erst am vergangenen Montag in 
Hamburg deutlich. Aktivisten des auto¬ 
nomen Zentrums „Rote Flora“ hatten 
dort ein Transparent mit der Aufschrift 
„Oury Jalloh, 7. Januar 2005 ermordet 
von deutschen Polizisten“ aufgehängt. 
Die Polizei rückte an und entfernte das 
Transparent umgehend. 

Eine öffentliche Petition, die die lü¬ 
ckenlose Aufklärung des Falles fordert 
und den Titel „Mein Freund #OuryJal¬ 
loh - Es war Mord! Ermittlungsverfah¬ 
ren nicht einstellen“ trägt, wurde im 
Internet bereits von 90 000 Menschen 
unterzeichnet. 

Die Realität ist übrigens nicht sel¬ 
ten deutlich brutaler und widerwärtiger 
als in ARD-Krimiserien dargestellt. Vor 
allem in Sachen rassistisch motivierter 
Gewalt holt die (bundesdeutsche) Re¬ 
alität TV-Fiktionen in den vergangenen 
Jahren oftmals erschreckend oft flink 
ein. Das Wort vom „institutionalisier¬ 
ten Rassismus“ fiel zwar nur einmal in 
dem Krimi, sollte aber hoffentlich bei 
den Zuschauern hängen bleiben. 

Die Angehörigen von Oury Jalloh ge¬ 
ben nicht auf: Sie wollen einen neuen 
Prozess gegen Polizisten erzwingen, die 
den Flüchtling 2005 in einer Zelle ge¬ 
tötet haben sollen. Die Rechtsanwältin 
der Familie hat nicht nur Beschwerde 
gegen die Einstellungsverfügung einge¬ 
legt, sie wird auch eine neue Strafanzei¬ 
ge gegen die mutmaßlichen Täter stel¬ 
len. Markus Bernhardt 
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Freiwillige Rückkehr 

Myanmars Regierungschefin Aung 
San Suu Kyi setzt auf ein Abkom¬ 
men mit Bangladesch zur „sicheren 
und freiwilligen Rückkehr“ der ge¬ 
flüchteten Rohingyas. Am Dienstag 
hatte China eine diplomatische Lö¬ 
sung der Krise angemahnt. Seit Au¬ 
gust sind etwa 600 000 Angehörige 
der muslimischen Bevölkerungsgrup¬ 
pe Rohingya aus dem überwiegend 
buddhistischen Myanmar nach Bang¬ 
ladesch geflohen. 

Trumps Liste 

Die USA setzen Nordkorea wieder 
auf ihre Liste von „Terror-Unter- 
stützerstaaten“, kündigte Präsident 
Trump am Montag in Washington an. 
Das Land wurde 2008 wurde im Zuge 
der Atomverhandlungen von der Lis¬ 
te gestrichen. Der Schritt ermöglicht 
es, weitere Strafmaßnahmen gegen 
das Land zu verhängen, ist aber eher 
symbolisch, da die USA bereits mas¬ 
siv Sanktionen gegen Nordkorea ver¬ 
hängt haben. 

Parlamentseröffnung 
in Tschechien 

Einen Monat nach der Parlaments¬ 
wahl in Tschechien sind die Abge¬ 
ordneten zu ihrer ersten Sitzung zu¬ 
sammengekommen. Andrej Babis, 
der populistische Sieger der Wahlen, 
beharrt auf der Bildung einer Min¬ 
derheitsregierung. Wegen ungeklär¬ 
ter Vorwürfe gegen Babis lehnen die 
meisten Parteien eine Regierung mit 
ihm als Ministerpräsidenten ab. Es 
geht um EU-Subventionen für ein 
Wellness-Resort der Babis-Holding. 
Die Partei ANO (tschechisch für 
„Ja“) kommt auf 78 von 200 Sitzen. 

Israel schiebt ab 

Israel werde rund 40 000 Flüchtlinge 
im Land in Drittländer abschieben, 
kündigte Ministerpräsident Netanja¬ 
hu am Sonntag an. Seine Regierung 
betrachtet die vor allem aus Erit¬ 
rea und dem Sudan stammenden 
Flüchtlinge als illegale Einwanderer. 
Asylanträge werden nur in extrem 
seltenen Fällen gebilligt. Netanjahu 
sprach von einem dreistufigen Her¬ 
angehen. Mit dem Bau einer Sperr¬ 
anlage an der Grenze zu Ägypten sei 
der Zustrom von Flüchtlingen prak¬ 
tisch auf Null zurückgegangen. Rund 
20 000 afrikanische „Eindringlinge“ 
seien bereits abgeschoben worden. 
Die dritte Phase der „intensivierten 
Abschiebung“ sei dank einer interna¬ 
tionalen Vereinbarung möglich. Me¬ 
dienberichten zufolge handelt es sich 
um eine Vereinbarung mit Ruanda 
und Uganda. Im Zuge des Abschie¬ 
bungsplans will Israel das Internie¬ 
rungslager Cholot in der Negev-Wüs¬ 
te schließen. Viele Migranten leben 
auch in ärmlichen Vierteln Tel Avivs. 

Weniger Terroropfer 

Die Zahl der Terroropfer ist im ver¬ 
gangenen Jahr zum zweiten Mal in 
Folge gesunken. Das geht aus dem 
Global Terrorism Index des Lon¬ 
doner Institute for Economics and 
Peace hervor. Demnach starben im 
vergangenen Jahr weltweit 25 673 
Menschen bei terroristischen An¬ 
schlägen, das waren 13 Prozent we¬ 
niger als 2015 und 22 Prozent weniger 
als noch 2014. Angesichts der militä¬ 
rischen Niederlagen der Terrormiliz 
Islamischer Staat (IS) in Syrien und 
dem Irak sieht das IEP bereits einen 
Wendepunkt im Kampf gegen isla- 
mistischen Extremismus gekommen. 
Anders sehen die Zahlen für Euro¬ 
pa aus: Dort waren 2016 826 Opfer 
zu beklagen, davon allein 658 in der 
Türkei. Es gibt aber dem Index zu¬ 
folge Anzeichen für einen weiteren 
Rückgang in diesem Jahr, den stärks¬ 
ten verzeichnete Nigeria mit einem 
Rückgang um 80 Prozent. Grund da¬ 
für sei vor allem eine internationale 
Militäroperation gegen die Terror¬ 
miliz Boko Haram, heißt es in dem 
Bericht. Auch in Pakistan, Syrien und 
Afghanistan sank die Zahl der Opfer. 
Kein positives Bild zeichnet sich im 
Irak ab, dort stieg die Zahl der Ter¬ 
roropfer um 40 Prozent auf 9 765. 
Verantwortlich dafür ist vor allem 
der „Islamische Staat“. 


Ölmacht im Umbau 

Saudi-Arabien will mehr Unabhängigkeit vom Ölgeschäft 



'II 


Foto: Official White House Photo by Shealah Craighead 

US-Präsident Donald Trump bei einem Treffen mit Mohammed bin Salman bin Abdulaziz AI 
Saudam im Weißen Haus (14. März 2017, Washington, D.C.). 


D as Zauberwort heißt „Vi¬ 
sion 2030“ In einem Kraft¬ 
akt will das saudische Kö¬ 
nigshaus die Abhängigkeit des 
Landes vom Öl verringern - 
Macht, Einfluss und Reichtum 
sollen erhalten bleiben. 

Die staatliche „Saudi Aram- 
co“ ist die größte Erdölförderge¬ 
sellschaft der Welt und zugleich 
das teuerste Unternehmen welt¬ 
weit. Ihr Wert wird je nach Quel¬ 
le und Interessenlage zwischen 
500 Millionen und 2000 Milli¬ 
onen Dollar geschätzt. Saudi- 
Arabien, das ist Öl. Ein Viertel 
der bekannten Ölvorräte liegt in 
Saudi-Arabien. Je nach Schät¬ 
zung kommen zwischen 75 und 
95 Prozent der Staatseinnahmen 
aus dem Ölverkauf. Saudi-Ara¬ 
bien ist die Öl-Supermacht. 

Was aber, wenn das Öl selbst 
in die Krise kommt? Überange¬ 
bot an Öl und gefallene Prei¬ 
se führen zu saudischem Staatsdefizit. 
Große institutionelle Investoren sind 
schon länger dabei, ihre Kapitalanla¬ 
gen stärker auf den Klimawandel aus¬ 
zurichten und deshalb Kapital umzu¬ 
schichten. Effizienterer Einsatz von Öl 
und Erdgas, das absehbare Ende der 
Verbrennungsmotoren als Antrieb der 
Mobilität ändert den Bedarf an Boden¬ 
schätzen. Kupfer und Metalle wie Ko¬ 
balt werden das neue Öl. Die Öl-Super¬ 
macht muss sich umstellen. 

Die saudische absolute Monarchie 
ist ein Irrgarten sich überschneiden¬ 
der oder gegeneinander agierender 
Machtzentren. Sie stehen unter der 
Schirmherrschaft verschiedener Prin¬ 
zen, die ihre eigenen Interessen ver¬ 
folgen. Diese Strukturen sind denkbar 


ungeeignet, sich auf Veränderungen 
einzustellen. Die Monarchie vertraute 
auf das Öl und versäumte es, eine pro¬ 
duktive Wirtschaft mit diversifizierter 
Produktion zu schaffen. Neben persön¬ 
lichen finanziellen und Machtinteres¬ 
sen drehen sich die Konflikte um Stam¬ 
mespolitik, Art und Geschwindigkeit 
von Reformen und die Rolle der reli¬ 
giösen Institutionen in Staat und Ge¬ 
sellschaft. 

2016 stellte der jetzige Kronprinz 
und Kriegsminister Mohammed bin 
Salman die „Vision 2030“ vor. Die 
Abhängigkeit Saudi-Arabiens vom 
Öl soll beendet werden. Aramco soll 
privatisiert, ausländische Investitio¬ 
nen sollen ins Land geholt werden. 
Der Anteil von Exporten, die nicht 


auf Öl beruhen, soll stark ausgeweitet 
werden, der Anteil der Ölproduktion 
am Staatseinkommen von 70 auf 10 
Prozent sinken. 

Auch Mohammed bin Salman ge¬ 
hört zum Sudairi-Klan, der mächtigs¬ 
ten Familie Saudi-Arabiens und engs¬ 
ten Verbündeten der USA. Um deut¬ 
lich zu machen, dass er die Macht hat, 
reale Änderungen zu bewirken, zeigte 
sich Salman als „starker Mann“: In ei¬ 
ner beispiellosen Verhaftungswelle 
wurden Anfang November mehr als 
200 Personen verhaftet und Bankkon¬ 
ten eingefroren. 

Das ist wohl nicht der Beginn von 
Reformen, die über wirtschaftliche 
Änderungen hinausgehen. Zwar wird 
nächstes Jahr das Gesetz aufgehoben, 


das Frauen das Autofahren ver¬ 
bietet. Unter dem Deckmantel 
der Terrorbekämpfung nehmen 
Repression und Willkür aber zu. 

Iran ist der große Konkur¬ 
rent, der Macht und Einfluss 
Saudi-Arabiens bedroht. Nicht 
militärisch, sondern durch sei¬ 
ne wirtschaftliche Entwicklung. 
Der Iran ist nicht in gleicherwei¬ 
se von Öl und Gas abhängig wie 
Saudi-Arabien, sondern verfügt 
über Textilindustrie, Automo¬ 
bilindustrie, Landwirtschaft und 
Zement- und Baustoff-Produkti¬ 
on. Und nicht zu vergessen: über 
Projekte zur Entwicklung mo¬ 
dernster Technologien, wie Ato¬ 
mindustrie und Raketentechnik. 

„Egal ob bei Bildung und 
Kultur, Literatur und Film, Wis¬ 
senschaft und Universitäten, 
sozialem Engagement, Arbeits¬ 
moral oder intellektueller Dyna¬ 
mik - es liegen Welten zwischen 
den Rivalen auf beiden Seiten des Per¬ 
sischen Golfs“, wie Martin Gehlen in 
der „Zeit“ schrieb. Damit ist der Iran 
auf dem Weg der „Vision 2030“ viel 
weiter als Saudi-Arabien. 

Iran ist der Konkurrent und sein 
Einfluss muss eingeschränkt werden, 
selbst wenn es Öleinkünfte kostet, wie 
bei den Verhandlungen in Doha im 
April 2016. Da sind sich US-Präsident 
Trump, Israel und der saudische Kriegs¬ 
minister Mohammed bin Salman einig. 

Die „Vision 2030“ kommt zu spät, 
um den Wettbewerb gegen den Iran zu 
gewinnen. So bleibt es bei der Kriegs¬ 
politik des Landes im Jemen und ge¬ 
genüber Syrien und bei den Drohungen 
gegen den Libanon. 

Manfred Ziegler 


Schauprozess gegen Demirtas 

Chef der prokurdischen HDP sitzt seit mehr als einem Jahr in türkischer Haft 



HDP-Parlamentarier protestieren für die Freilassung ihrer Kolleginnen in Ankara 
(1. November). 


Seit mehr als einem Jahr sitzen die Vor¬ 
sitzenden der prokurdischen Demo¬ 
kratischen Partie der Völker (HDP) in 
Haft. In der Nacht auf den 4. November 
2016 waren Parteichef Selahattin De¬ 
mirtas und seine Amtskollegin Figen 
Yüksekdag sowie zehn weitere HDP- 
Abgeordnete der Großen Nationalver¬ 
sammlung der Türkei festgenommen 
worden. In zahlreichen Städten des 
Landes wurden in der Folge Parteibü¬ 
ros gestürmt und verwüstet. Gegen die 
Oppositionspolitiker waren bereits seit 
längerem Ermittlungsverfahren wegen 
hanebüchener Vorwürfe angestrengt 
worden: „Terrorpropaganda und Mit¬ 
gliedschaft in einer bewaffneten Ter¬ 
rororganisation“. Der türkische Staats¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan hatte 
zuvor mit den Stimmen seiner islamis- 
tischen AKP und der rechten MHP die 
Immunität fast aller 59 HDP-Abgeord¬ 
neten aufheben lassen. 

Nach dem politischen Enthaup¬ 
tungsschlag gegen die HDP wurden in 
den kurdischen Gebieten im Südosten 
der Türkei auch Dutzende Bürgermeis¬ 
ter der Schwesterpartei DBP abgesetzt 
und durch demokratisch nicht legiti¬ 
mierte Erdogan-Getreue ersetzt. Mitt¬ 
lerweile wird gegen 55 HDP-Parlamen- 
tarier ermittelt. Fünf haben ihr Mandat 
verloren und neun sitzen weiterhin in 
Haft, darunter die beiden Vorsitzenden. 
Wie jetzt bekannt wurde, soll am 7. De¬ 
zember ein erster Schauprozess gegen 
Demirtas beginnen. Es wird einer von 
vielen sein. Mit rechtsstaatlichen Ver¬ 
fahren kann der HDP-Chef. nicht rech¬ 
nen. Im - absehbaren - Fall seiner Ver¬ 
urteilung drohen ihm mehr als 140 Jahre 
Haft. Gleichwohl wird der charismati¬ 
sche 44-Jährige das Verfahren als Arena 
im politischen Kampf gegen Erdogan 
und die AKP zu nutzen wissen. 

Die HDP ist drittstärkste Kraft im 
türkischen Parlament. Mit der Verhaf¬ 
tung von Selahattin Demirtas hat Erdo¬ 
gan seinen schärftsten Herausforderer 
mundtot lassen wollen. Allein, der HDP- 


Vorsitzende ist populär wie eh und je - 
und nach einem Jahr Knast in Edirne al¬ 
les andere als gebrochen. Die gegen ihn 
und seine Mitstreiter erhobenen Terror¬ 
vorwürfe sind im Zuge der Massenver¬ 
haftungen von zehntausenden Menschen 
nach einem vereitelten Putschversuch 
im Sommer 2016 so inflationär erhoben 
worden, dass sie politisch nicht wirklich 
verfangen. Gleichwohl, staatlicherseits 
ist es die große politische Totschlagkeu¬ 
le gegen Andersdenkende. 

Als Demirtas vor einem Jahr näch¬ 
tens in der Kurdenmetropole Diyar- 
bakir abgeführt wurde, gab er sich zu¬ 
versichtlich und kämpferisch. „Wir 
werden auf jeden Fall siegen“, so seine 
Maxime. Gegenüber der Nachrichten¬ 
agentur AFP erklärte die Istanbuler 
HDP-Abgeordnete Filiz Kerestecioglu 
unlängst, die türkische Regierung ver¬ 
suche ihre Partei zu „kriminalisieren“ 
und zu „paralysieren“, doch werde sie 
damit nicht erfolgreich sein. Ihre Partei 
sei die wahre demokratische Oppositi¬ 
on in der Türkei, allen Umfragen zum 
Trotz werde die HDP bei einer Wahl 
wieder die Zehn-Prozent-Hürde neh¬ 
men. „Demirtas mag im Gefängnis sein, 
doch er spricht. Er mag im Gefängnis 
sein, doch er schreibt Bücher“, so Kere¬ 
stecioglu weiter. Seine Worte erreich¬ 
ten ungeachtet der Kriminalisierung 
das Volk. In der Zelle verfasste Kurz¬ 
geschichten von Demirtas sollen bereits 
130 000 mal verkauft worden sein. Sie 
tragen den programmatischen Titel „Se¬ 
her“ (Morgendämmerung). 

Der Zweckoptimismus kann nicht 
vergessen machen, dass in der Türkei 
über den Jahreswechsel hinaus der 
Ausnahmezustand gilt. Im vergange¬ 
nen Monat wurde er auf Geheiß Erdo- 
gans zum fünften Mal verlängert. Der 
starke Mann herrscht per Dekret, die 
Grundrechte bleiben eingeschränkt. 
Mittlerweile sind mehr als 150 000 
Staatsbedienstete suspendiert oder 
entlassen worden. Wegen angeblicher 
Verbindungen zu „Terrorgruppen“ - 


gemeint sind wahlweise die Bewegung 
des im US-Exil lebenden islamischen 
Predigers und einstigen Erdogan-Ver¬ 
bündeten Fethullah Gülen und die Ar¬ 
beiterpartei Kurdistans PKK - sitzen 
mehr als 50 000 Menschen im Gefäng¬ 
nis, ohne Aussicht auf zeitnahe Ankla¬ 
geerhebung und rechtsstaatskonformes 
Verfahren. 

Im Oktober hat der Europarat Er- 
dogans Coup gegen Bürgermeister und 
Gemeinderäte in 94 Städten als Angriff 
auf „eine der wichtigsten Grundlagen 
einer demokratischen Gesellschaft“ ge¬ 
rügt. Die Wahl lokaler Mandatsträger 
durch die Einwohner sei „ein Schlüs¬ 
selelement für die Teilnahme des Vol¬ 
kes am politischen Prozess“, heißt es in 
einer Stellungnahme der sogenannten 
Venedig-Kommission. Dem Gremium 
des Europarats gehören Verfassungs¬ 
experten aus 60 Ländern an. Die Ab¬ 
setzung der Volksvertreter sei auf der 
Basis eines Notstandsdekrets erfolgt, 
das weder mit internationalen demo¬ 
kratischen Standards noch mit der tür¬ 
kischen Verfassung zu vereinbaren sei. 
Weder sei eine richterliche Überprü¬ 
fung der Absetzungen vorgesehen, noch 


seien diese auf die Dauer des Notstands 
begrenzt. In der vergangenen Woche 
kündigte die Führung in Ankara an, 
die Beitragszahlungen der Türkei an 
den Europarat zu reduzieren. Offiziell 
wurde dies mit der Auszeichnung eines 
Erdogan-kritischen Richters durch das 
Gremium begründet. 

In der Hochphase des Bundestags¬ 
wahlkampfes hatte Kanzlerin Angela 
Merkel - in Reaktion auf einen über¬ 
raschenden Vorstoß ihres Herausforde¬ 
rers Martin Schulz von der SPD - ange¬ 
kündigt, in der EU auf eine Einstellung 
der Hilfsgelder für Erdogan zu drängen. 
Herausgekommen ist eine Kürzung der 
jährlich 630 Millionen Euro umfassen¬ 
den Vorbeitrittshilfen um ein Sechstel. 
Weitere 70 Millionen Euro wurden bis 
auf weiteres gesperrt. Sie waren für den 
Ausbau des Rechtsstaats in der Türkei 
vorgesehen. „Peanuts“ letztlich, vergli¬ 
chen mit den sechs Milliarden Euro aus 
dem Merkel-Erdogan-Deal zur Flücht¬ 
lingsabwehr. Mit dem Geld kann der 
Despot in Ankara weiter fest rech¬ 
nen - auch wenn er mit seiner Politik 
immer mehr Menschen in der Türkei zu 
Flüchtlingen macht. Rüdiger Göbel 
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Bye bye, Bob 

Zum Ende der Ära Mugabe in Simbabwe 



1977: Junge Flüchtlinge aus Südrhodesien (Simbabwe) bewachen ein Flüchtlingslager in Doroi, Mosambik. Anfang 1978 
hatten die Flüchtlingslager in Mosambik über 40 000 Menschen aufgenommen. 


E in erneuter Schlag gegen den afri¬ 
kanischen Nepotismus? Erst letz¬ 
ten Monat wurde die Tochter des 
abgetretenen Staatspräsidenten Ango¬ 
las, Jose Eduardo dos Santos (1979 - 
2017) und reichste Frau Afrikas, Isabel 
dos Santos, als Chefin des staatlichen 
Erdölkonzerns Sonangol entlassen. 

Robert Mugabe, von 1980 bis 1987 
Ministerpräsident von Simbabwe und 
seitdem ständig wiedergewählter Staats¬ 
präsident, gehörte wohl nach Libyens 
Gaddafi und neben Sudans El Bashir zu 
den vom Imperialismus meistgehassten 
Präsidenten Afrikas. Und das nicht erst 
seitdem er im Jahr 2000 mit der Ent¬ 
eignung der Landlords begann. Selbst 
ökonomische Sanktionen, Embargos 
oder Währungsmanipulationen - schwe¬ 
re Jahre der Hyperinflation waren nur 
eine Folge - konnten Robert Mugabe 
und die Regierungspartei ZANU-PF 
nicht von ihrem Kurs abbringen. Die 
Weichenstellungen auf eine neolibera¬ 
le wirtschaftspolitische Wende in den 
1990er Jahren durch Weltbank und den 
Internationalen Währungsfonds konnte 
abgebogen werden. Auf einen Verzicht 
auf eine radikale Landreform, wie ihn 
Südafrika unter Präsident Nelson Man¬ 
dela akzeptierte, ließen sie sich nicht ein. 

Und trotzdem wird der 93-jährige 
Präsident Robert Mugabe vorzeitig ab¬ 
treten müssen. Er wollte im nächsten 
Jahr sogar noch einmal zur Wahl an- 
treten. Offensichtlich hat die Entlas¬ 
sung seines Vizepräsidenten und alten 
Kampfgefährten Emerson Mnangagwa 
das Fass zum Überlaufen und das Mili¬ 
tär zum Putschen gebracht. Im Dezem¬ 
ber 2014 war es Mugabe noch gelungen, 
seine als Nachfolgerin angesehene Vize¬ 
präsidentin Joice Mujuru samt acht Mi¬ 
nistern zu feuern. Mujuru wurde durch 
den damaligen Justizminister Mnangag¬ 
wa im Amt des Vizepräsidenten abge¬ 
löst. Dass das nun erfolgte Eingreifen 
des Militärs in die Nachfolgeregelung 
auch durch die jahrelange wirtschaftli¬ 
che Misere des Landes und Fraktionie¬ 
rungen in der Regierungspartei verur¬ 
sacht ist, liegt auf der Hand. 

Ein Militärputsch, der keiner sein 
will, sich allein gegen „Verbrecher in der 
Umgebung des Präsidenten“ richtete, 
also vor allem gegen Grace Mugabe und 
deren Fraktion „G 40“. Die 40 Jahre jün¬ 
gere Ehefrau Robert Mugabes und bis¬ 
herige Präsidentin der einflussreichen 
Frauenliga der Regierungspartei soll 
offensichtlich daran gehindert werden, 
die Nachfolge ihres Mannes anzutreten. 
Die aus der Befreiungsarmee hervorge¬ 
gangenen Generäle hatten schon Oppo¬ 
sitionsführer Morgan Tsvangirai bei den 
Wahlen 2002 und 2008 bedeutet, Prä¬ 
sident könne nur werden, „wer für die 
Unabhängigkeit gekämpft“ habe, wie 
„Mail & Guardian“ schrieb. 

Präsident Mugabe zeigte sich nach 
dem Putsch in der Öffentlichkeit bei 
einer Examensfeier der „Zimbabwe 


Open University“, allerdings ohne sei¬ 
ne Ehefrau. Hinter den Kulissen wird 
verhandelt. Vermittler aus dem be¬ 
freundeten Südafrika konferieren seit 
Tagen über eine Lösung: Präsident Ja¬ 
cob Zuma schickte den Verteidigungs¬ 
minister Nosiviwe Mapisa-Nqakula und 
Minister für Staatssicherheit Bongani 
Bongo. Auch die Südafrikanische Kom¬ 
munistische Partei sandte verschiede¬ 
ne Delegationen, wie das von der Partei 
herausgegebene Magazin „Umseben- 
zi“ meldete. Auch der von Mugabe ge¬ 
schasste Emerson Mnangagwa konnte 
aus Südafrika zurückkehren. 

Am vergangenen Sonntag sprach 
Mugabe mit den Chefs der Armee. 
Am gleichen Tag kam das Zentralko¬ 
mitee der Regierungspartei ZANU-PF 
zusammen und entfernte Mugabe aus 
dem Amt des Parteivorsitzenden. Die 
zehn Regionalleitungen hatten sich zu¬ 
vor für die Absetzung ihres Präsiden¬ 
ten ausgesprochen. Sollte sich Mugabe 
weigern, auch das Amt des Präsidenten 
zu räumen, droht am darauffolgenden 
Dienstag (nach Redaktionsschluss) im 
Parlament die Einleitung eines Amts¬ 
enthebungsverfahrens. Eine eigenarti¬ 
ge, wenn auch vorübergehende Koali¬ 
tion aus Parteien der Opposition und 
der Regierung zeigt sich in dieser Fra¬ 
ge einig - selbst auf der Straße, wo am 
Samstag in der Hauptstadt Harare Zig¬ 
tausende für den Rücktritt Mugabes de¬ 
monstrierten, von Militärs unbehelligt. 

Präsident Mugabe wandte sich am 
vergangenen Sonntagabend im Staats¬ 
fernsehen an die Bevölkerung und teil¬ 
te zur allgemeinen Überraschung mit, 


dass „ein Parteitag von ZANU-PF in 
den nächsten Wochen“ stattfinde, und er 
„die Debatten präsidieren“ werde. Die 
einflussreichen ZANU-Kriegsvetera- 
nen lassen allerdings, so ihr Chef Chris 
Mutsvangwa, von ihrer Rücktrittsforde¬ 
rung nicht ab. Ein Amtsenthebungsver¬ 
fahren würde sich jedenfalls über Wo¬ 
chen hinziehen. 

Die Opposition, personifiziert durch 
Morgan Ts vangirai (2009 - 2013 Minis¬ 
terpräsident unter Mugabe), ist derweil 
aus dem Ausland zurückgekehrt, wo er 
sich „gesundheitshalber“ aufhielt. Wird 
er die zerstrittene Opposition zu einer 
Allianz zusammenführen? 

Kudakwashe Chitsike, die Chefin 
von RAU, der von der „International 
Crisis Group“ eines gewissen Mr. Soros 
gesponserten „Research and Advocacy 
Unit“, erläuterte im Juli 2016 gegenüber 
der deutschen Heinrich-Böll-Stiftung 
das angedachte Szenario: Mit einem 
Führer einer „Bewegung“ ohne Partei 
und Programm - offiziell auch ohne 
Vermögen - soll sich Evan Mawarire 
populistisch wortradikal speziell an die 
Millionen jungen Erstwähler wenden. 
Noch im Juni hatten sich über hundert 
Rechtsanwälte darum gerissen, Evan 
Mawarire gegen den Vorwurf zu ver¬ 
treten, er habe zu gewaltsamen Protes¬ 
ten auf gerufen. Auf Kaution frei, war¬ 
tet er darauf, auf den Schild gehoben 
zu werden - von einer Volkserhebung 
gegen Mugabe und „in freien Wahlen“ 
gegen den wahrscheinlichen Nachfolger 
Emerson Mnangagwa. 

Aber auch nach der Ära Robert Mu¬ 
gabe wird das Militär die Macht der Re¬ 


gierungspartei ZANU-PF garantieren, 
auch in ihrem eigenen Interesse. Aber 
wie wird nach Mugabe die Politik der 
„Indigenisation“, eine Variante des süd¬ 
afrikanischen „Black Economic Empo- 
werment“ weitergeführt? 

Die USA ihrerseits deuteten an, 
die Sanktionen gegen Simbabwe auf¬ 
zuheben. Großbritannien lockt mit der 
Rückkehr in den Commonwealth im 
Falle eines „Regime Change“. Die VR 
China - strategischer Partner und seit 
2015 größter Handelspartner - wird 
nicht nur die auf Ernährungsautarkie 
gerichteten Landwirtschaftsproj ekte 
fortführen. Im August 2014 hatte sich 
die simbabwische Regierung um fi¬ 
nanzielle Unterstützung durch China 
bemüht, zumal sich Investoren aus an¬ 
deren Ländern wegen „unzureichen¬ 
der Planungssicherheit“ zurückzogen. 
Allerdings drängt China auf stärkere 
Korruptionskontrollen im öffentlichen 
Sektor, um die Zweckentfremdung der 
Kredite zu stoppen. 

Was wird sich für die zu einem Drit¬ 
tel in tiefer Armut lebenden Bevölke¬ 
rung ändern? Die große Mehrheit der 
bäuerlichen Bevölkerung wird wohl 
weiter von dem leben, was der Boden 
hergibt. Es herrscht die „Kukiya-kiya“ 
genannte, fast geldlose Tausch-Öko¬ 
nomie der kleinen Geschenke gegen 
Dienstleistungen, während der Mittel¬ 
stand in den beiden städtischen Pro¬ 
vinzen Harare und Bulawaya in allen 
gängigen Währungen, seit kurzem auch 
mit chinesischen Renminbi, seinen Ge¬ 
schäften nachgehen kann. 

Georges Hallermayer 


Wunschkandidat der KP in der Stichwahl 

Chile: Keine Entscheidung bei der Präsidentschaftswahl 


Bei den Präsidentschaftswahlen in Chile 
hat am Sonntag erwartungsgemäß keiner 
der Kandidaten genügend Stimmen auf 
sich vereinigen können. Bei der nötigen 
Stichwahl am 17. Dezember werden sich 
der rechtsgerichtete Sebastian Pinera 
und Alejandro Guillier gegenüber ste¬ 
hen. 

Der von der KP Chiles, der Sozialisti¬ 
schen Partei, der Partei für die Demokra¬ 
tie und der Radikalen Partei im Bündnis 
„Die Kraft der Mehrheit“ unterstützte 
Alejandro Guillier erreichte 22,7 Pro¬ 
zent und verwies damit Beatriz Sänchez 
(Frente Amplio; Breite Front), die von 
einigen anderen linken Gruppen unter¬ 
stützt worden war, auf den dritten Platz 
(20,3 Prozent). Sänchez erwies sich als 
hartnäckige Gegnerin; ein Fünftel der 
Wählerschaft war Guillier offenbar zu re¬ 
gierungsnah. Sebastiän Pinera, ein milli¬ 
onenschwerer Unternehmer, der bereits 


von 2009 bis 2013 Präsident Chiles gewe¬ 
sen ist, siegte in der ersten Runde zwar 
mit 36,6 Prozent, blieb aber deutlich hin¬ 
ter den Erwartungen zurück. 

Die bisherige Regierungskoalition, 
der die scheidende Präsidentin Michel¬ 
le Bachelet vorgestanden hatte, war mit 
zwei verschiedenen Kandidaten ins Ren¬ 
nen gegangen, denn die Christdemokra¬ 
tische Partei hatte auf Carolina Goic ge¬ 
setzt, deren Ergebnis (5,8 Prozent) eine 
deutliche Niederlage bedeutet. Ein wei¬ 
terer Vertreter des fortschrittlichen Flü¬ 
gels der chilenischen Politik ist Marco 
Enriquez-Ominami (5,7 Prozent), der 
bei den Wahlen 2009 als Unabhängiger 
aus dem Stand sensationelle 20,1 Prozent 
geholt hatte. Damals hatte der offiziel¬ 
le Kandidat der Mitte-Links-Regierung, 
Eduardo Frei, 29,6 Prozent bekommen, 
aber in der Stichwahl reichte die Sum¬ 
mierung der linken Stimmen nicht: Se¬ 


bastiän Pinera siegte in der Stichwahl mit 
51,6 Prozent. 

Zwei weitere linke Anwärter erhiel¬ 
ten je unter ein Prozent der Stimmen. 
Der zweite Rechtskandidat neben Pine¬ 
ra war am Sonntag Jose Antonio Käst, 
der für die im Gegensatz zu Pinera wirk¬ 
lich stramme Rechte knapp acht Prozent 
einfuhr. Geht man schlicht arithmetisch 
vor, so ergäben sich in der Stichwahl kla¬ 
re Verhältnisse: Sebastiän Pinera könnte 
44,5 Prozent plus eine schwer zu kalku¬ 
lierende Stimmenzahl aus dem Lager von 
Carolina Goic erwarten. Alejandro Guil¬ 
lier würde - vorausgesetzt, er schöpft das 
linke Potential voll aus - gut 55 Prozent 
bekommen. Dazu ist eine Einigung mit 
der „Frente Amplio“ erforderlich, die bei 
den parallel stattgefundenen Parlaments¬ 
wahlen mit 16,5 Prozent ebenfalls ein gu¬ 
tes Resultat hatte. Hinsichtlich der Stim¬ 
men der Kandidatin der Christdemokra¬ 


tin Goic glauben die meisten Analysten, 
dass sie sich mehrheitlich auf Guillier 
vereinigen werden. Damit bliebe als Un¬ 
sicherheitsfaktor noch die Wahlbeteili¬ 
gung, die in der Annahme eines sicheren 
Sieges unter linken Wählern geringer als 
nötig ausfallen könnte. 

Bei den Parlamentswahlen waren 
sieben Listen gegeneinander angetre¬ 
ten. Die KP Chiles erhielt mit 275 000 
Stimmen 4,6 Prozent und sicherte sich 
acht Abgeordnete im Parlament. Vor 
vier Jahren waren es sechs Abgeordne¬ 
te, aber die Vergrößerung des Parlaments 
von 120 auf 155 Sitze entspricht in etwa 
der Steigerung. Für Senatssitze reichte es 
für die Kommunistische Partei nicht. Das 
Bündnis „Die Kraft der Mehrheit“ wur¬ 
de mit insgesamt 43 Sitzen zweitstärkste 
Fraktion hinter den vereinten Rechten 
(Chile Vamos), die 73 Sitze erreichten. 

Günter Pohl 


Syrische Stadt befreit 

Nach schweren Kämpfen haben die 
syrischen Regierungstruppen eine 
der letzten „IS“-Bastionen im Land 
erobert. Die Stadt al-Boukamal in 
der Provinz Deir Ezzor an der Gren¬ 
ze zum Irak sei am vergangenen 
Sonntag durch die Armee und ver¬ 
bündete Verbände aus dem Liba¬ 
non, dem Irak und dem Iran einge¬ 
nommen worden, meldete die syri¬ 
sche Nachrichtenagentur SANA. Die 
Stadt werde nun nach letzten Wider¬ 
standsnestern durchkämmt und von 
zurückgelassenen Minen und ande¬ 
ren Sprengkörpern gesäubert. 

Der „IS“ hatte al-Boukamal, 140 
Kilometer südöstlich von Deir Ezzor, 
vor einer Woche teilweise zurücker¬ 
obert, nachdem die Stadt von den 
syrischen Truppen schon für befreit 
erklärt worden war. Ein Reporter 
der Agentur SANA berichtete, dass 
sich etwa 150 Terroristen unter dem 
Schutz der US-geführten „Anti-IS- 
Koalition“ auf das andere Ufer des 
Euphrat absetzen konnten, während 
andere sich den von den USA unter¬ 
stützten „Syrischen demokratischen 
Kräften“ (SDF) ergeben hätten. 

Die Stadt al-Boukamal verbindet 
die „IS“-Gebiete in Syrien und im 
Irak miteinander. Darüber hinaus be¬ 
richtet SANA, dass weitere Orte im 
Nordosten der Provinz Hama durch 
die syrischen Truppen befreit werden 
konnten. Dabei waren sie vor allem 
mit bewaffneten Gruppen von Jabhat 
al-Nusra konfrontiert. 

Faschisten in Madrid 

Während die „Amis des Brigades 
Internationales Luxembourg“ am 
Sonntag in Düdelingen das Anden¬ 
ken der bei der Verteidigung der Spa¬ 
nischen Republik gefallenen Kämp¬ 
fer der Internationalen Brigaden 
ehrten, versammelten sich Anhänger 
des faschistischen Diktators Francis¬ 
co Franco in Madrid und grüßten ihr 
Idol mit dem Faschisten-Gruß und 
Symbolen Spaniens unter der Fran¬ 
cozeit. Anlass war der 42. Todestag 
Francos am Montag. 

Türkische Armeeposten 
in Syrien angegriffen 

Kurdische Milizen sollen in der 
nordsyrischen Provinz Idlib einen 
Beobachtungsposten der türkischen 
Streitkräfte mit Mörsern beschossen 
haben. Opfer seien dabei nicht ge¬ 
meldet worden, so die Nachrichten¬ 
agentur Anadolu. Türkische Soldaten 
hätten das Feuer erwidert. 

Türkische Truppen waren im Ok¬ 
tober im Rahmen einer Vereinbarung 
mit Russland und dem Iran in Idlib 
eingerückt, wonach die weitgehend 
von Rebellen kontrollierte Provinz 
zu einer sogenannten Deeskalations¬ 
zone werden soll. Erdogan hat aller¬ 
dings wiederholt mit einem Militär¬ 
einsatz in der an Idlib angrenzenden 
Region Afrin gedroht, die von der 
YPG kontrolliert wird. 

Kurden-Referendum 

ungültig 

Iraks oberstes Gericht hat das kur¬ 
dische Referendum über eine Un¬ 
abhängigkeit für verfassungswidrig 
erklärt. Alle Folgen und Ergebnisse, 
die sich aus der Volksabstimmung 
ergeben hätten, seien ungültig, teilte 
das Gericht am Montag mit. Die ira¬ 
kische Verfassung lasse eine Abspal¬ 
tung nicht zu. 

Die Kurden im Nordirak hatten sich 
Ende September in einer Abstim¬ 
mung mit überwältigender Mehrheit 
für die Unabhängigkeit ausgespro¬ 
chen. Iraks Zentralregierung lehnt je¬ 
doch das Referendum ab. Als Reakti¬ 
on rückten irakische Sicherheitskräf¬ 
te in Gebiete vor, die bis vor Kurzem 
von kurdischen Peschmerga-Kämp- 
fern kontrolliert worden waren. 

Rücktritt bei Sinn-Fein 

Der Vorsitzende der Sinn-Fein-Par- 
tei in Irland, Gerry Adams, zieht sich 
2018 nach mehr als 30 Jahren Amts¬ 
zeit zurück. Er werde nicht mehr für 
eine weitere Amtszeit kandidieren, 
erklärte der 69-jährige Politiker am 
Samstag auf einem Parteitag in Dub¬ 
lin. 
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Neugierig 
und ohne 
Vorurteile 


„Ich fotografiere beruflich und auch zu meinem Vergnügen. Im 
Grunde bin ich Berufsamateuer. Ich reise gerne, um die Welt zu 
sehen und die menschliche Verfassung zu untersuchen.“ Eiiiott Erwitt 

Elliott Erwitt wurde 1928 als Sohn jüdisch-russischer Immigranten in Paris ge¬ 
boren, er wuchs dort und in Mailand auf, bevor die Familie 1939 in die USA aus- 
wanderte. 

Nachdem er während seines Militärdienstes Anfang der 1950er Jahre in Frank¬ 
reich und Deutschland in einem Fotolabor gearbeitet hatte, ging er nach New York, 
wo er die Fotografen Edward Steichen, Robert Capa und Roy Stryker kennenlern¬ 
te. Stryker vermittelte Erwitt einen Job bei einem Fotoprojekt für die Standard 
Oil Company. So begann Erwitt seine Karriere als freiberuflicher Fotograf. 1953 
begann Erwitt für die Fotoagentur Magnum zu arbeiten. 


Gelegenhe^L^inen^^nzchei^ib^^^bemllA^avanna^oi^^^^^J 


„Es geht darum, ohne Vorurteile auf das zu reagieren, was man 
gerade sieht. Bilder kann man überall finden. Es geht einfach 
darum sie zu bemerken und zu ordnen. Man muss sich für seine 
Umwelt begeistern können und ein Interesse für das Menschli¬ 
che und die menschliche Komödie haben.“ Eiiiott Erwitt 

Neugierig und ohne Vorurteile kam Erwitt 1964 nach Kuba. Auf Einladung der 
dortigen Regierung verbrachte er eine Woche auf der Insel. Für das US-ameri¬ 
kanische Magazin Newsweek hielt er nicht nur Fidel Castro und Che Guevara in 
Fotografien fest sondern hatte auch Gelegenheit durch‘s Land zu reisen. Fünf Jah¬ 
re nach der siegreichen Revolution dokumentierte er ein selbstbewusstes Land 
im Aufbruch. 

Mehr als 50 Jahre später - als sich die diplomatischen Beziehungen zu den 
USA normalisierten - kehrte er nach Kuba zurück, um erneut sowohl Städte wie 
Landschaften, aber vor allem die Menschen dieses faszinierenden Landes zu fo¬ 
tografieren. 

Die Bilder beider Reisen sind nun in einem Buch zu¬ 
sammengefasst und gewähren einen tiefen Einblick in das 
Leben der Karibikinsel. Ungestellte Castro-Porträts, Bilder 
der atemberaubenden Architektur der Hauptstadt Havan¬ 
na oder Szenen des ländlichen Lebens machen das Buch zu 
einer fotografischen Entdeckungsreise. TB 

Elliott Erwitt, Cuba 
teNeues, 224 Seiten, 129 Fotos, 69,90 Euro 
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Roman Stelzig zu Siemens in Sachsen 

Kaesers Perspektive 


W ie war das? „Es muss die 
Aufgabe von uns allen sein, 
Menschen, die sich zurück¬ 
gesetzt fühlen, einzubinden und ihnen 
Perspektiven zu geben. Für den Wohl¬ 
stand im Lande, den Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft und für Frieden 
und Freiheit ist genau das letztlich 
entscheidend.“ Mit solchen salbungs¬ 
vollen Worten kommentierte der Vor¬ 
standsvorsitzende der Siemens AG, 
Joe Kaeser, im September das hohe 
Abschneiden der AfD bei der letzten 
Bundestagswahl. 

Wie sich der Konzern-Chef die von 
ihm geforderte „Vierte Industrielle 
Revolution“ und die „Soziale Markt¬ 
wirtschaft 2.0“ vorstellt, demonstrierte 
er nun mit der Entscheidung, weltweit 
7 000 Arbeitsplätze an elf der 23 Pro¬ 
duktionsstandorte „einzusparen“. In 
erster Linie sollen die Turbinenwer¬ 
ke in Leipzig und Görlitz geschlos¬ 
sen werden, womit ausgerechnet in 
dem Bundesland, in dem die AfD die 


stärkste Partei geworden ist, nach An¬ 
gaben der IG Metall 1200 Beschäftigte 
von einem Abbau ihres Arbeitsplatzes 
betroffen sind. 

Schuld daran sind natürlich: Die 
Russlandsanktionen der Bundesre¬ 
gierung und der Umweltschutz. Das 
Exportverbot von Dampfturbinen für 
Kohlekraftwerke und die Einführung 
erneuerbarer Energien senken die 
Nachfrage nach Bauteilen zur Errich¬ 
tung von Kraftwerken, die mit fossilen 
Brennstoffen betrieben werden. 

Der sächsische Ministerpräsident 
Stanislaw Tillich, der kürzlich seinen 
Rücktritt erklärt hatte, wusste das 
schon immer und wirbt seit Jahren für 


den Erhalt der Braunkohleindustrie 
in Sachsen. In einer aktuellen Stel¬ 
lungnahme an die neu zu besetzende 
Bundesregierung schrieb er: „Die er¬ 
reichte C0 2 -Reduktion war für Ost¬ 
deutschland mit einem sehr hohen 
Preis - Verlust von Wertschöpfung und 
Arbeitsplätzen sowie Abwanderung 
von Fachkräften - verbunden. Eine 
zweite Deindustrialisierungswelle ist 
für Ostdeutschland nicht verkraftbar.“ 
Es ist das Lied, das man den Deutschen 
seit Jahren singt: Ohne Krieg, Umwelt¬ 
zerstörung und Abgasbetrug werden 
wir hierzulande alle vor die Hunde 
gehen. Denn wer will schon in Frieden 
in einer intakten Umwelt leben, ohne 


sich 40 Stunden in der Woche für die 
Profite der deutschen Rüstungs-, Auto- 
und Kohleindustrie den Arsch aufzu¬ 
reißen - während z.B. Lehrer und Er¬ 
zieher Sachsen verlassen, weil sie kei¬ 
ne wirtschaftliche Perspektive für sich 
finden? 

Dass der größte „Verlust von Wert¬ 
schöpfung und Arbeitsplätzen“ in 
Ostdeutschland seit 1990 durch Wäh¬ 
rungsunion und Verschleuderung von 
volkseigenen Betrieben an westdeut¬ 
sche Konzerne entstanden ist, sagt der 
alte Schelm von der CDU natürlich 
nicht. Und auch nicht, dass die Sie¬ 
mens AG im vergangenen Jahr satte 
6,2 Mrd. Euro Gewinn eingefahren 


und für 2017 schon eine weitere Stei¬ 
gerung angekündigt hat. Dies nicht zu¬ 
letzt auch dank großzügiger Subven¬ 
tionen in den letzten 25 Jahren und 
einer „wert-konservativen“ Energie- 
und Industriepolitik der sächsischen 
Landesregierung. Dafür tritt der Sie¬ 
mens-Konzern seinem loyalen Inter¬ 
essenvertreter in Sachsen nun in der 
Stunde seines Rücktritts dezent in den 
Allerwertesten. 

Aber wer weiß, vielleicht findet 
sich für Stanislaw Tillich in den Kon¬ 
zernetagen der Kohleindustrie dem¬ 
nächst ein sicheres Auskommen. Die 
sächsischen Arbeiter in Leipzig und 
Görlitz werden weniger weich fallen. 
An ihrer Entscheidung, aus Frust über 
die Verhältnisse weiterhin die AfD zu 
wählen, wird auch das kuschelige Be¬ 
kenntnis des Joe Kaeser aus dem Jahr 
2013 nichts ändern: „Mich treibt nicht 
das Geld. Mir ist wichtig, was die Men¬ 
schen einmal über meine Amtszeit sa¬ 
gen.“ 


Ohne Ergebnis 

Keine Lösung für den Klimawandel in Sicht 



Seit 1993 ist die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) in Deutschland verboten. Die Bundesrepublik ist das einzige Land neben 
der Türkei, in dem die Organisation verboten ist. Seitdem sind nach dem Vereinsgesetz Symbole der PKK verboten. 

Im März 2017 hatte das Bundesinnenministerium die Verbotsverfügung um weitere Symbole erweitert, darunter die der 
syrischen Kurdenmiliz YPG und der syrischen Partei der Demokratischen Union (PYD). Unter diesem Vorwand werden 
türkeikritische Journalisten und Aktivisten von den bundesdeutschen Behörden verfolgt und unter Druck gesetzt. 

Eines der letzten Opfer ist Kerem Schamberger aus München. Kerem promoviert an der Ludwig-Maximilians-Universi- 
tät München in Kommunikationswissenschaften und engagiert sich bei der „Marxistischen Linken“. Ihm wird vorge¬ 
worfen, vier Bilder mit YPG- und PYD-Fahnen auf dem sozialen Netzwerk „Facebook“ veröffentlicht zu haben. Er bestrei¬ 
tet dies nicht, umso verwunderlicher ist die Hausdurchsuchung am 13. November 2017, bei der sein Handy, Laptop und 
USB-Sticks beschlagnahmt wurden. 

Die DKP München solidarisierte sich auf ihrer Kreismitgliederversammlung mit Kerem. CH 


Herzlichen Glückwunsch, Sigmar! 

Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Das Thema für diesen Politkommentar 
ergibt sich von selbst: das Ende der der 
Sondierungsgespräche für die „Jamai¬ 
ka-Koalition.“ 

Doch den vielen Spekulationen 
über die „wahren Absichten“ der FDP- 
Führung will ich nicht die womöglich 
335ste Variante hinzufügen. Mich in¬ 
teressiert nicht, ob nun die „Ära Mer¬ 
kel“ beendet ist oder nicht. Ich denke, 
es wird anders laufen. 

Der aus meiner Sicht allergröß¬ 
te Gewinner dieser Pleite wird ein zu 
meinem Erstaunen seit Monaten sicht¬ 
lich schlanker gewordener und geblie¬ 
bener Ex-SPD-Vorsitzender. 

Woher ich das weiß? Nun ja, weil 
ich in diesen Tagen lernen konnte, was 
das eigentliche Erfolgsrezept von Sig¬ 
mar G. ist. 

Goslar, die Heimatstadt von SG, 
habe ich aus meiner Grundausbildung 
zum Soldaten beim Luftwaffenausbil¬ 
dungsregiment 14 in schlechter Erin¬ 
nerung. 

Unser damaliger Übungsplatz war 
eine Anhöhe am Rande der Stadt, ge¬ 
nannt „Bollerich“. Dort lernten wir 
in einem schmuddeligen und küh¬ 
len Herbst den Umgang mit G3, MG 
42 und wie man, „wenn der Russe 
kommt“, trotzdem „in Schützenreihe“ 
weiterrobbt und dabei schön aufpasst, 
dass man beim Herumkriechen im 
Matsch ordentlich „auf Lücke“ bleibt 
und seine „Haxen“ nicht senkrecht 
hält. „Sonst schießen euch die russi¬ 
schen Scharfschützen die Fersen in 
Trümmer.“ 


Zu meinem Erstaunen stelle ich 
jetzt fest, dass Sigmar G. ebenso wie 
ich bei der Luftwaffe „Z-2“ (Soldat 
auf Zeit für 2 Jahre) war und mit dem 
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gleichen Dienstgrad wie ich, als Ober¬ 
gefreiter, entlassen wurde. Und damit 
wurde mir einiges klarer. 

Sigmar versteht also was von Ab¬ 
warten: trotz seiner „Bollerigkeit“ die 
ihn als Jugendlichen beinahe in ein 
Heim für Schwererziehbare gebracht 
hätte. 

Das hat er spätestens „beim Bund“ 
gelernt. „Tarnen, Täuschen und Verpis¬ 
sen“ - das war das Motto aller Oberge¬ 
freiten. Und das Selbstbewusstsein der 
Obergefreiten mit klarem Hang zum 
Größenwahnsinn erklärt auch einiges. 


„Die Obergefreiten sind das Rück¬ 
grat der Armee.“ Mit diesem Motto 
kann man fast zwangsläufig Vizekanz¬ 
ler werden und noch sehr lange Außen¬ 
minister bleiben. 

Warum also nicht ein staatsmänni- 
sches „Ja“ für eine von SPD-Bundes- 
präsident Steinmeier aus „Verantwor¬ 
tung und Pflicht für unser Land“ und 
„nach heftigen inneren Kämpfen abge¬ 
rungene Zusage“ für eine neue „Große 
Koalition“?! 

Denn wie sagte der Vorgänger von 
Sigmar und von Martin, ein ebenfalls 
mit Gebirge und Hügeln vertrau¬ 
ter Sauerländer, Franz Müntefering, 
doch einst: „Opposition ist Mist.“ Und 
das denkt außer Sigmar auch der al¬ 
lergrößte Teil der Führungsgarde 
der SPD. Neuwahlen werden weder 
CDU/CSU noch SPD wollen, weil 
sie befürchten müssen, dass sie noch 
weitere Stimmenverluste einstecken 
müssen. 

Die Grünen haben dermaßen ei¬ 
gene „Grundsätze“ bei ihrem Schielen 
auf Regierungsposten verraten, dass 
es keiner großen Prophezeihungskraft 
bedarf, ihnen weitere Stimmeneinbrü¬ 
che zu prognostizieren. 

Und die FDP mag sich noch so sehr 
als die „einzige Kraft“ feiern, die ihre 
Wähler nicht „verrät“. Neue Wähler¬ 
gruppen wird sie dadurch aber nicht 
gewonnen haben. 

Last but not least: Martin S. be¬ 
kommt dann den Posten des Europa- 
Ministers bei Angela Merkel. Dann hat 
er auch seinen privaten Erfolg. 


Frage: Wie schätzt du die „offiziellen“ 
Ergebnisse der Bonner Weltklimakon¬ 
ferenz ein? 

Gerd Maneke: Bundesministerin Hen- 
dricks meinte: „Es ist uns gelungen, die 
Klimakonferenz umweltfreundlich und 
nachhaltig auszurichten. Das ist ein 
wichtiges Signal für eine Konferenz, 
bei der es nicht nur auf das Verhan¬ 
deln, sondern auch auf das Handeln an¬ 
kommt.“ Wesentliches Ergebnis sei der 
sogenannte „Talanoa-Dialog“ d.h. „Da 
die aktuellen Klimaziele unter dem Pa¬ 
riser Abkommen in der Summe noch 
nicht ausreichen, um die Erderwär¬ 
mung auf deutlich unter 2 Grad zu be¬ 
grenzen, wurde bereits in Paris verein¬ 
bart, dass die Staatengemeinschaft im¬ 
mer ehrgeiziger werden muss.“ Hierzu 
sollen im Laufe des nächsten Jahres der 
Ambitionsmechanismus (!) - was für 
ein krudes Wort -, Beiträge aus Wissen¬ 
schaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
zusammengefasst werden, um die Ver¬ 
tragsstaaten zu ehrgeizigerem Handeln 
zu motivieren. 

Wichtige Fortschritte soll es beim 
sogenannten Regelbuch gegeben ha¬ 
ben. Hierbei geht es u.a. um die Fra¬ 
ge, wie die Staaten ihre Treibhausgasse 
messen und dies kommunizieren. 

UZ: Und wie bewertest du die offiziellen 
Ergebnisse? 

Gerd Maneke: Eine klimaneutral aus¬ 
gerichtete Konferenz ist ein Showef¬ 
fekt, mehr nicht. Talanoa-Dialog ist das 
Eingeständnis mangelnden politischen 
Willens nahezu aller beteiligter Staaten 
und dass es beim Regelbuch, d.h.der 
Messtechnik, jetzt (= erst) Fortschritte 
gegeben habe, beruhigt mich nicht so 
richtig, erklärt aber immerhin etwas, 
warum es mit der Erderwärmung un¬ 
gebremst weiter geht. 

UZ: Bei welchen wichtigen Punkten 
hat man mehr oder minder komplett 
versagt? 

Gerd Maneke: Das komplette Versagen 
ist meiner Meinung nach die Unver¬ 
bindlichkeit aller Beschlüsse. Angeblich 
sollen ja im kommenden Jahr in Kat- 
towitz auf der nächsten Weltklimakon¬ 
ferenz die Umsetzungsregeln für das 
Pariser Klimaabkommen beschlossen 
werden, wir dürfen gespannt sein. Bes¬ 
ser wäre es allerdings, nicht zu warten, 
sondern Druck von außen zu machen. 

UZ: Und wobei gab es immerhin Ansät¬ 
ze, dass sich irgendwas in nächster Zeit 
bewegt? 

Gerd Maneke: In Bonn haben 22 000 
Menschen 14 Tage lang diskutiert und 
verhandelt mit den geschilderten Er¬ 
gebnissen. Bewegt haben sich über 
30 000 auf den drei Demonstrationen 
und darüber hinaus auch Vorschläge 
gemacht, die nicht durch die Konzern¬ 
zensur gingen. 


UZ: Die noch amtierende Bundesum¬ 
weltministerin gab ja manch starke Töne 
von sich, aber war das nur heiße Luft? 

Gerd Maneke: Frau Hendricks mach¬ 
te in der Vergangenheit den einen oder 
anderen positiven Vorstoß, den auch 
ich im Einzelfall unterstützte. Klima- 
und Umweltpolitik ist aber nicht im 
Ressort zu lösen. Eine Schwalbe macht 
noch keinen Frühling, ist sie aber über¬ 
haupt eine Schwalbe oder doch eher ein 
Kuckuck? 

UZ: Wie schätzt du die Demonstratio¬ 
nen ein, was die inhaltlichen Aussagen 
angeht, die Bündnisbreite und künftige 
Zusammenarbeit? 

Gerd Maneke: Die größte gleich zu 
Beginn mit dem Motto: Kohleausstieg. 
Gewiss nicht falsch von der Zielstel¬ 
lung - ist doch die Kohleverstromung 
bei der C0 2 -Emission dominant. Aber 
ohne die Begleitmusik der gleichzeiti¬ 
gen massiven Förderung erneuerbarer 
Energien bei gleichzeitiger Effizienzan¬ 
strengungen und Energieeinsparungen 
lauert hier die Atomwirtschaft, die nach 
wie vor modernisiert, forscht und die 
Hoffnung nach einer Renaissance noch 
lange nicht aufgegeben hat, sich gar als 
Klimaretter aufspielt. Dies war auch ein 
Grund für die Demonstrationen am 11. 
November, die sich als Ergänzung der 
ersteren verstanden. Klarer wurde hier 
auch die Verursachung, nämlich die ka¬ 
pitalistische Profitwirtschaft, benannt. 

UZ: Die DKP hat dieses Bündnis mit¬ 
getragen, welche Aufgaben siehst du für 
die Partei im Vordergrund? 

Gerd Maneke: Eine breitere Veranke¬ 
rung der Thematik in unserer Alltags¬ 
politik. „ An so etwas nehmen wir auch 
teil!“ waren Äußerungen von jungen 
Genossinnen und Genossen. Aber auch 
„Ach, die DKP ist ja auch dabei“ von 
Teilnehmern der Demonstrationen. Die 
Akzeptanz unserer UZ und des Um¬ 
weltinfos zeigte mir auf, dass wir hier 
auf dem richtigen Weg sind. Auch die 
Zusammenarbeit mit der belgischen 
Partei der Arbeit mit ihrem Klimaslo¬ 
gan: „Rot ist das neue Grün“ hier auf 
der Demonstration zeigt in die richtige 
Richtung. 

UZ: Wird die Umweltkommission der 
DKP für den nächsten Parteitag einen 
politischen Antrag stellen? Wenn ja, mit 
welchem Tenor? 

Gerd Maneke: Da sind wir in der Um¬ 
weltkommission noch in der Diskus¬ 
sion. Ohne Frage benötigen wir hier 
mehr Parteidokumente zum Thema. Da 
ich Ökolandwirt bin, liegen mir persön¬ 
lich auch Aussagen zur Verantwortung 
der landwirtschaftlichen Produktion, 
deren klimaverträglicher Ausrichtung 
sowie zur Tierhaltung am Herzen. 

Herbert Becker sprach mit Gerd Maneke, 
Leiter der Umweltkommission der DKP 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Wer schreibt unsere Geschichten neu? 

Zum Buch: „Verfassungswidrig! Das KPD-Verbot im Kalten Bürgerkrieg“ 


W enn die Begriffe „KPD-Ver- 
bot“ und „verfassungswidrig“ 
im Titel eines neu herausge¬ 
gebenen Buches auftauchen, das noch 
dazu von einem renommierten Wissen¬ 
schaftsverlag veröffentlicht wird und 
für 40 Euro Verkaufspreis auf den Bü¬ 
chermarkt kommt, könnte man davon 
ausgehen, dass es sich um eine wissen¬ 
schaftliche Auseinandersetzung mit dem 
KPD-Verbot handelt. Diesen Eindruck 
verstärkt der Ankündigungstext für das 
Buch, das 500 Seiten umfasst: „Auf der 
Grundlage bislang nicht zugänglicher 
Staatsakten belegt der Autor Prof. Dr. 
Foschepoth, Historiker und Publizist: 
,Das KPD-Verbot war verfassungswid¬ 
rig’“ und dieses „Verfahren wirkte wie 
ein Brennglas für den nationalen Kal¬ 
ten Bürgerkrieg der 1950er und 1960er 


Jahre“ den der Autor erstmals analytisch 
vom internationalen Kalten Krieg unter¬ 
scheidet, und in „einem umfangreichen 
Dokumententeil werden die bislang un¬ 
ter Verschluss gehaltenen hochbrisanten 
Dokumente erstmals der Forschung und 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.“ 
Trotz Ankündigung neuer Erkennt¬ 
nisse und Enthüllungen, die aber so 
überraschend neu nicht sind, geht es 
dem Autor offenbar weniger um Auf¬ 
klärung, sondern schlicht und einfach 
um die ideologische Deutungshoheit 
in Bezug auf die Nachkriegsgeschichte. 
Dabei werden SED, KPD und DKP als 
„Bürgerkriegsparteien“ gesehen. Zwar 
dient das KPD-Verbot als Einstieg. 
Doch die zentrale Themenstellung Fo- 
schepoths gilt dann mehr den Fragen: 
Wie kann man heute die parallele Ge¬ 
schichte der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land (BRD) und der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik (DDR) in den 
1950er und 1960er Jahren schreiben? 
Und: Wie kann der historische „Aus¬ 
rutscher DDR“ wieder ins Gesamtbild 
der Geschichte Deutschlands zurück¬ 
geholt werden? 

Trotz vieler Themen, die der Autor 
anschneidet, geht es ihm im Wesentli¬ 
chem dabei auch um eine aggressivere 
Deutung der Rolle der KPD und DKP, 
die „Westpolitik“ für die SED gemacht 
haben. Eine für sein Denken charakte¬ 
ristische These des Autors ist: Die KPD 
im Westen scheiterte an der SED im Os¬ 
ten. Warum? Im Vorwort wird betont 
„Für die DDR war die KPD wie für die 
Bundesrepublik ein wichtiges Instru¬ 
ment im Kalten Bürgerkrieg“ und erst 
„als beide Seiten zu einem Waffenstill¬ 
stand’ bereit und an einer Fortsetzung 
des Konflikts nicht mehr interessiert wa¬ 
ren, ließen sie die KPD fallen. Sie hat¬ 
te ihre Schuldigkeit getan, konnte und 
musste jetzt gehen.“ 


Der „innerdeutsche Kalte 
Bürgerkrieg“ und die KPD/DKP 

Der Autor konzentriert sich in seinen 
Thesen nicht auf die Systemkonkurrenz 
von DDR und BRD. Er sieht stattdessen 
den Konflikt im Bemühen der SED, im 
Westen mehr Einfluss über ihre „Kamp¬ 
forganisationen KPD und DKP“ in der 
BRD zu gewinnen. Es sind dabei zwei 
Gedankenstränge, die strikt verfolgt 
werden und seine Interpretation der da¬ 
maligen Ereignisse bestimmen: 

Erstens: Die Betonung der Rolle der 
KPD/DKP als Kampforganisationen der 
SED gegen die Bundesrepublik. Nach 
seiner Meinung reagierte Adenauer mit 
„undemokratischen“ Mitteln und mit 
Druck auf die Justizorgane, um gegen 
die Kommunisten in West und Ost vor¬ 
zugehen. Für den Autor verläuft den¬ 


noch die Entwicklung der Demokratie 
beider Staaten in gegensätzliche Rich¬ 
tungen. Einerseits räumt er Fehler, Ver¬ 
fassungswidrigkeiten wegen überspitz¬ 
ter Angst vor dem Kommunismus in der 
Aufbauphase der Bundesrepublik ein: 
„Nach meinen bisherigen Erkenntnis¬ 
sen ist die Situation folgende, dass das 
Bundesverfassungsgericht keineswegs 
in den Anfangsjahren die unabhängi¬ 
ge Instanz gewesen ist, wie wir sie heu¬ 
te wahrnehmen.“ Die Bundesrepublik 
habe aber diese Fehler in den 60er Jah¬ 
ren korrigiert. Gleichzeitig distanziert er 
sich von den Einschätzungen des KPD- 
Verbotsprozesses durch die Kommunis¬ 
ten: „Zudem liegen sie (seine neuen Er¬ 
kenntnisse - W.B.) nicht auf der Linie, 
mit der schon die Prozessvertreter der 
KPD versucht haben, die Verfassungs¬ 
widrigkeit des KPD-Prozesses zu be¬ 
gründen.“ In der Zeit nach dem Verbot 
habe die SED ihre „Untergrundarbeit“ 
mit der KPD und der DKP immer weiter 
ausgebaut und sich gleichzeitig zu einer 
autoritären Parteidiktatur entwickelt, 
was sich in der Struktur der KPD und 
DKP widerspiegelte. 

Zweitens: Die KPD und später die 
DKP waren „wirkungslose“ Einwir¬ 
kungsinstrumente der SED/DDR auf 
die Bevölkerung der BRD. Die KPD 
wurde nach dem Abklingen des Kal¬ 
ten Bürgerkrieges (mit dem Eintritt 
der SPD in die Regierung der BRD) 
und deren Entspannungspolitik durch 
die DKP (mit jungen, SED-geschulten 
Kadern) ausgewechselt. „Wie ist aus ei¬ 
ner revolutionären Bewegung am Ende 
der Ersten Weltkriegs eine vom Willen 
der SED abhängige und von ihr bis ins 
Kleinste gesteuerte kommunistische Ka¬ 
derpartei geworden?“ Da öffnet der Au¬ 
tor kurz sein Herz für die alte Milieu- 
Kommunistische-Partei in den Traditi¬ 
onen der Weimarer Republik. Er setzt 


sie in Gegensatz zur kalten, berechnen¬ 
den Ost-Kader-Partei, die ihre Wurzeln 
im Moskauer Exil hatte und unter der 
Obhut Moskaus auch die Geschicke 
in der Bundesrepublik lenken wollte. 
Da dies aber nicht mit den Traditionen 
der Weimarer KP kompatibel war, trug 
sie „so zum Zerfall des Kommunismus 
in der Bundesrepublik bei“. Die West¬ 
KPD habe immer noch ihr legales Par¬ 
teileben, ihre Familientraditionen, ihre 
(fast schon sozialdemokratisierte) Ar¬ 
beitsweise und Kultur besessen. Durch 
den Zwang zur illegalen Tätigkeit unter 
der Tarnung legaler Arbeit in der Bevöl¬ 
kerung und Betrieben, durch die Anlei¬ 
tung mittels fremder Kader usw. wurde 
die West-KPD zerstört. Dabei wird von 
ihm der KPD/DKP immer wieder unter¬ 
stellt, sie wäre durch die bedingungslo¬ 


se Unterstützung der Politik der DDR/ 
SED und der Sowjetunion im eigenen 
Lande unglaubwürdig geworden. Im 
Zusammenhang mit ihrer eigenständi¬ 
gen Politik für die BRD hätte die SED 
der KPD und DKP zudem die Existenz¬ 
grundlage entzogen. 

Der Autor versucht seine sehr wider¬ 
sprüchliche Theorie auf den Punkt zu 
bringen: „Die KPD lebte als Instrument 
des Kalten Bürgerkriegs - im Westen 
verfolgt, vom Osten gesteuert - bis 1969 
weiter“ und nicht „dem Kalten Krieg, 
dem internationalen Konflikt, sondern 
dem Kalten Bürgerkrieg, dem nationa¬ 
len Konflikt um die doppelte Staatswer¬ 
dung in Deutschland, verdankt die KPD 
ihre relative Langlebigkeit und histori¬ 
sche Bedeutung. Erst als beide Seiten 
zu einem Waffenstillstand’ bereit und 
an einer Fortsetzung des Konflikts nicht 
mehr interessiert waren, ließen sie die 
KPD fallen (...) Sie hat ihre Schuldig¬ 
keit getan, konnte und musste jetzt ge¬ 
hen.“ Das sind seine Kernaussagen über 
die historische Bedeutung der KPD. Der 
Autor stellt sich im Zuge der Forderun¬ 
gen nach einer legalen KP in der Bun¬ 
desrepublik 1968 und den damaligen 
Diskussionen die Frage: „War das nicht 
ein günstiger Moment, um Reimann und 
seine Altkommunisten aus der Weima¬ 
rer Zeit endgültig loszuwerden? Brauch¬ 
te man nicht eine Partei, die williger und 
unterwürfiger den Kurs der SED gut¬ 
heißen und unterstützen würde als die 
KPD, die sich deutlicher denn je von der 
SED emanzipieren wollte?“ „Gleichsam 
über Nacht entschied sich das Politbüro 
der SED dafür, mit jüngeren und ver¬ 
lässlicheren Genossen aus der KPD 
eine neue Partei in der Bundesrepublik 
zu gründen.“ Deshalb steht für den Au¬ 
tor fest: „Auch die DKP war und blieb 
eine kommunistische Kaderpartei, wie 
ein Blick in die Akten der SED, die den 


gesamten Gründungsprozess der DKP 
geplant, kontrolliert und bis ins kleinste 
hinein gesteuert hat, belegt. Auch den 
jüngeren Kommunisten der zweiten und 
dritten Reihe waren der Glaube und die 
Hoffnung auf eine proletarische Revo¬ 
lution und die Diktatur des Proletariats 
nicht verloren gegangen. Kamen doch 
die neuen DKP-Mitglieder zumeist aus 
der KPD. Auch die neuen Funktionäre 
hatten die Kaderschule der SED durch¬ 
laufen.“ 

Lernfähig in Sachen Demokratie 

Der BRD bescheinigt er Lernfähig¬ 
keit in Sachen „Demokratie“. 1969 er¬ 
klärte die Bundesregierung (Große 
Koalition von SPD und CDU/CSU): 
„Die Bundesregierung ist der Auffas¬ 
sung, dass die extremen Strömungen 


und radikalen Parteien in der Bun¬ 
desrepublik, (...) in offener Ausein¬ 
andersetzung politisch bekämpft 
werden müssen. Sie geht dabei von 
der Gewissheit aus, dass die radika¬ 
len Gruppen Randerscheinungen der 
deutschen Demokratie sind und auch 
bleiben werden, weil die überwäl¬ 
tigende Mehrheit der Bevölkerung 
den Radikalismus in jeder Form ab¬ 
lehnt.“ Foschepoth vertritt die Über¬ 
zeugung, „mit dieser Erklärung des 
Kabinetts war der Mechanismus von 
rechts gleich links von 1951 aufgeho¬ 
ben und das Ende des Kalten Bürger¬ 
krieges in Deutschland besiegelt. Ob 
tatsächlich der Kalte Bürgerkrieg zu 
Ende war, wenn eine Seite die Waf¬ 
fen streckte, konnte nur die Zukunft 
zeigen. Die Bundesrepublik hatte je¬ 
denfalls mit der Reform des politi¬ 
schen Strafrechts, der Amnestie für 
Kommunisten und der Bereitschaft, 
die Gründung einer neuen kommu¬ 
nistischen Partei zu akzeptieren, ei¬ 
nen enormen Sprung auf dem Weg 
nach mehr Rechtsstaatlichkeit, mehr 
Liberalität und mehr Demokratie ge¬ 
tan. Die DDR nahm eine entgegen¬ 
gesetzte Entwicklung.“ Der DDR be¬ 
scheinigt er Lernunfähigkeit und To¬ 
talitarismus. 

Viele historisch wichtige Fragen 
streift der Autor in diesem Zusammen¬ 
hang nicht einmal. Zum Beispiel ver¬ 
meidet er die Frage: Für welche Politik 
standen die KPD und später die DKP 
programmatisch? Für ihn steht fest, sie 
standen und stehen gegen die Bundesre¬ 
publik Deutschland. Die Begriffe „Klas¬ 
senkampf“ und „Kampf für den Sozia¬ 
lismus“ spielen in diesem Buch keine 
Rolle. Es war allein ein „Kalter Bürger¬ 
krieg“ zwischen zwei deutschen Staaten. 
Auch der Idee der „Solidarität zwischen 
kommunistischen Parteien“, der Verweis 


auf ihre gemeinsamen Wurzeln und ihre 
Geschichte waren offensichtlich keine 
nützlichen Themen für seine „Untersu¬ 
chung“. 

Noch einmal zurück zu seinen Ent¬ 
hüllungen. Man kann dieses Buch auch 
so interpretieren: Foschepoth bestätigt 
vieles, was die KPD und später die DKP 
schon von Anfang an über die undemo¬ 
kratische und verfassungswidrige Be¬ 
handlung sowie die willkürlichen Re¬ 
pressionen gegen die KPD und deren 
Mitglieder durch die Justiz und andere 
Staatsorgane veröffentlicht haben. Den¬ 
noch bürdet er die ursächliche Schuld 
am Kalten Bürgerkrieg der SED auf: 
„Die SED hatte die Führungshoheit 
der kommunistischen Bewegung in ganz 
Deutschland errungen und auch gegen 
jeglichen Zweifel verteidigt.“ 

Dürftige Nachweise 

Es geht hier auch um seine eigenwilli¬ 
ge Deutung von Einzelereignissen, de¬ 
ren er eine grundsätzliche Aussagekraft 
unterlegt. Wir sind ja schon vieles von 
bürgerlichen Historikern gewöhnt. Doch 
die Art und Weise z.B., wie aus zwei Sät¬ 
zen einer Sitzungs-Mitschrift die ganze 
Politik und Praxis der SED, KPD und 
DKP als Diktat der SED interpretiert 
und konstruiert wird, ist schon sehr 
fragwürdig. Auf jeden Fall keine wissen¬ 
schaftliche Leistung. Durch seine festge¬ 
fahrene Position verwechselt er auch die 
sicherlich scharfen Diskussionen in der 
Führung der KPD und mit der SED, als 
„Krise der Abhängigkeit“ und nicht als 
selbstverständliche Diskussionen 1968 
über den richtigen Weg zur Legalisie¬ 
rung der KPD in der BRD. Abhängig¬ 
keit ist für ihn gesetzt. Die DKP ist für 
ihn deshalb auch gekennzeichnet durch 
„treue Kader“ und „ausgebildet durch 
die SED“. 

Die Meinung der SED zählte natür¬ 
lich unter den Genossen beider deut¬ 
schen Arbeiterparteien. Warum nicht? 
Eine solidarische Zusammenarbeit von 
KPD und DKP mit der SED muss und 
kann man nicht leugnen. Das Gegen¬ 
teil wäre auch mit Blick auf die gemein¬ 
samen Wurzeln, Grundlagen und Ge¬ 
schichte nicht zu verstehen. Dennoch 
wird daraus die Vorherrschaft der SED 
konstruiert. Einmal „arbeitete die SED 
mit Hochdruck an der Neukonstituie¬ 
rung der Partei“, ein anderes Mal ist 
es ein „Arbeitsbüro“, das „im Politbü¬ 
ro (SED) für die Steuerung der KPD“ 
zuständig war. Dokumentiert wird all 
dies sehr dürftig. Doch Diskussionen, 
Absprachen, Meinungsverschieden¬ 
heiten bis zum Streit um die zukünfti¬ 
ge Organisierung der Kommunisten in 
der Bundesrepublik ist eigentlich auch 
ein Zeichen des Ringens um eine kol¬ 
lektive Meinung. Ich kann einem Kol¬ 
legen des Autors, Dominik Rigoll, nur 
zustimmen, der anhand Foschepoths 
im letzten Jahr erschienenem Buch 
zum Thema „Überwachung“ die Ar¬ 
beitsweise des Autors kritisiert: „Eine 
Schwäche des Buches ist, dass Fosche¬ 
poth diese durchaus nachvollziehbaren 
übergreifenden Deutungen nicht mit 
Quellenbelegen stützt.“ 

1968 und die DKP im 
Dunstfeld der „Aufarbeitung 
der DDR-Diktatur“ 

Manche Genossin und mancher Genos¬ 
se mag jetzt sagen, was kann man von 
bürgerlichen Historikern anders erwar¬ 
ten? Doch das ist leider kein Einzelfall. 
Es ist eine Neueste-Zeit-Historiker- 
Gruppe, die meinungsbildend wirkt. 
Sie ergänzen den „Forschungsverbund 
zur Aufarbeitung der DDR-Diktatur“ 
mit der „Aufarbeitung“ der Geschichte 
der West-KPD und der DKP. Die The¬ 
sen des Autors und ähnliche werden 
uns leider noch länger begleiten. Mit 
dem Verschwinden der sozialistischen 
Staaten ist die Angst der Herrschenden 
vor radikalen Veränderungen nicht ge¬ 
ringer geworden. Walter Bauer 

Josef Foschepoth. Verfassungswidrig! 
Das KPD-Verbot im Kalten Bürgerkrieg. 
Verlag: Vandenhoeck & Ruprecht, Göt¬ 
tingen. 2017 
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„Digitale Diät“ 

Einer, der sich seit vielen Jahren zu al¬ 
len gesellschaftlichen Themen äußert, 
ist der Tausendsassa unter den Popu¬ 
lärwissenschaftlern, Horst Opaschows- 
ki. Mit eigenem „Institut für Zukunfst- 
forschung“ jeder Menge Bücher, Refe¬ 
rent bei Tagungen jedweder Art, hat er 
sich aktuell zur behaupteten wachsen¬ 
den Macht von sozialen Netzwerken ge¬ 
meldet. Er fordert für junge Menschen 
eine „digitale Diät“ und meint, sie soll¬ 
ten öfter offline sein, zeitweilig aus dem 
Erreichbarkeits- und Beschleunigungs¬ 
wahn aussteigen und stattdessen echte 
Freundschaften pflegen. „Wir müssen 
beginnen, die Zeit der Menschen genau¬ 
so konsequent zu beschützen wie ihre 
Privatsphäre.“ Wie diese Diät aussehen 
soll, wer sie in Gang setzt, warum dies 
vernünftig sei, dazu leider keine Bemer¬ 
kungen. Anlass für seinen Appell waren 
die Bemerkungen des ehemaligen Fa- 
cebook-Präsidenten und Erfinders der 
Musik-Tauschbörse Napster, Sean Par¬ 
ker. Der hatte erklärt, am Anfang aller 
sozialen Netzwerke habe die Frage ge¬ 
standen, wie man möglichst viel Zeit der 
Nutzer beanspruchen könne. Die User 
sollten in einen Kreislauf der sozialen 
Bestätigung geraten, aus dem es kaum 
ein Entrinnen gebe. Für diese klaren, 
deutlichen Worte sollten wir dankbar 
sein, manchem mag es Augen und Oh¬ 
ren öffnen, aber die meisten Diäten en¬ 
den mit dem bekannten JoJo-Effekt. 

Preis für Nebel 

Der Schriftsteller Thomas Lehr erhält 
den mit 25 000 Euro dotierten Bremer 
Literaturpreis 2018. Der Autor wird für 
seinen Roman „Schlafende Sonne“, in 
diesem Jahr im Hanser Verlag erschie¬ 
nen, von einer Stiftung des Bremer Se¬ 
nats ausgezeichnet. Was sich so manche 
Jury einfallen lässt, um ihre Entschei¬ 
dung zu begründen, verursacht Kopf¬ 
schütteln oder Lachanfälle. Lehr erhelle 
seine Figuren mit „großer erzählerischer 
Kraft und sprachlichem Wagemut“ und 
begleite sie durch die Katastrophenland¬ 
schaften des zwanzigsten Jahrhunderts, 
so aus der Begründung. Wer sich das 
Trumm mit 640 engbedruckten Seiten 
überhaupt antut, quält sich durch eine 
Privatsprache des Autors, durch Wort¬ 
müll, ein Panoptikum von Kuriositäten. 
Der Inhalt ist der Form kompromisslos 
untergeordnet, sodass sich bei der ersten 
Lektüre nur kleine Rettungsinseln des 
Sinns erschließen mögen. Ein Zitat mag 
reichen: „Große Teile des Theatre Dis- 
trict hatten die ramponierte Unschuld 
einer mächtigen schlafenden Hure an 
der Brust eines drogensüchtigen Poeten, 
die vergessen hatte, sich abzuschmin¬ 
ken.“ So what happens? 

Nicht verwunderlich 

Vier Frauen waren für den „Preis der 
Nationalgalerie“ nominiert, die Ze¬ 
remonie fand im Hamburger Bahn¬ 
hof in Berlin statt. Nun kritisieren die 
vier Künstlerinnen die Organisatoren 
scharf. In einem Statement beanstan¬ 
den Agnieszka Polska, Sol Calero, Iman 
Issa und Jumana Manna, „dass in Pres¬ 
semitteilungen und öffentlichen Re¬ 
den statt der Inhalt unserer Arbeiten 
permanent unser Geschlecht und un¬ 
sere Nationalitäten im Fokus waren“. 
In einer wirklich gleichberechtigten 
Welt dürfe das doch keine Rolle spie¬ 
len. Die vier Künstlerinnen kritisieren 
auch die Vergabezeremonie: Die Ge¬ 
winnerinnen wurden „erst nach zahl¬ 
reichen Reden und Performances be¬ 
kannt gegeben“, dadurch sei der Abend 
„mehr ein Feiern der Sponsoren und 
Institutionen“ gewesen als eine Gele¬ 
genheit, „sich mit den Künstlerinnen 
und ihrer Arbeit auseinanderzusetzen“. 
Auch dass der Preis undotiert ist, kriti¬ 
sieren die Künstlerinnen. „Die Logik, 
dass Künstler nur für Aufmerksamkeit 
arbeiten, trägt direkt zur Normalisie¬ 
rung der unregulierten Lohnstrukturen 
bei, die im Kunstbereich allgegenwärtig 
sind“, schreiben sie. Der Hintergrund 
dieser Kritik ist die Forderung nach ei¬ 
nem Ausstellungshonorar, das Künst¬ 
ler zunehmend fordern. Denn oftmals 
ist es so, dass sie von Museen gebeten 
werden, eine Ausstellung zu gestalten, 
dafür aber zunächst überhaupt nichts 
bekommen. Herbert Becker 


Auf den Spuren „entarteter" Künstler 

Besuch von Betroffenen der Berufsverbote im Düsseldorfer Museum Kunstpalast 


B etroffene der Berufsverbotepoli¬ 
tik an der Schiene zwischen Düs¬ 
seldorf, Köln, Bonn und rheini¬ 
scher Umgebung auf den Spuren der 
Berufsverbote-Geschichte. Aktuelle 
Station: Sonderausstellung zum The¬ 
ma „SPOT ON: 1937. Die Aktion Ent¬ 
artete Kunst’ in Düsseldorf“ Der Um¬ 
fang der Ausstellung ist knapp, aber tief 
bemessen. Gezeigt werden 14 Gemäl¬ 
de, Skulpturen und Grafiken. Mehr ist 
nicht da. Andere Werke wurden von 
den Nazis und ihren Helfershelfern aus 
Museen und Privatbesitz konfisziert, im 
Dritten Reich verbrannt, für Devisen 
in die Schweiz verkauft oder heimlich 
verscherbelt. 

Einen Überblick zu den Machen¬ 
schaften der Nazis lieferte Angelika 
Felsko. Sie ordnete die Beschlagnah¬ 
meverfahren historisch und politisch 
ein, setzte sich mit den von den Nazis 
erfundenen Kriterien der „entarteten 
Kunst“ auseinander und stellte einzel¬ 
ne Künstler vor. Es war eben nur eine 
kleine Auswahl, denn allein aus den 
Sammlungen der Stadt Düsseldorf 
wurden 1937 mehr als 1000 Werke be¬ 
schlagnahmt. Im Reich waren es etwa 
20 000. 

Das Vorgehen der Nazis war wider¬ 
sprüchlich, denn nicht alle Werke, die 
der „entarteten Kunst“ hätten zugeord¬ 
net werden können, wurden entfernt. 
Auch bei den Künstlern ging es ambi¬ 
valent zu. Emil Nolde („Rote Abend¬ 
sonne“) und Franz Radziwill („Bildnis 
des Malers Franz Radziwill“, von Otto 
Dix) setzten in jungen Jahren ihre 
Hoffnungen auf den Faschismus - und 
wurden trotzdem mit zeitweiligem Aus¬ 
stellungsverbot belegt. 

Wie sehr die Kapitalinteressen die 
Verwertungsbedingungen von Kunst 



tangieren, lässt sich 
in unmittelbarer Um¬ 
gebung des Museums 
Kunstpalast ablesen. 

Eine der Protagonis- 
tinnen in der Düssel¬ 
dorfer Künstlerwelt 
vor, während und nach 
dem Faschismus war 
die Galeristin „Mut¬ 
ter Ey“. Sie setzte sich 
für verfolgte Künstler 
ein. In der Ausstellung 
zeigt ein Blatt von 
Otto Dix das „Bild¬ 
nis Frau Johanna Ey“, 

Bleistift 1921. 

Heute steht ihre 
Skulptur (Bildhauer: 

Bert Gerresheim) in 
der Nähe ihrer ehe¬ 
maligen Galerie im 
Hof des Landgerichts, 
in dem gegen den mut¬ 
maßlichen Mörder 
von Ernst Thälmann 
verhandelt wurde. 

Aus dem Gericht wur¬ 
de durch Verkauf und 
Vermietung ein Ort 
des gehobenen Woh¬ 
nens. Kaufpreis pro 
Quadratmeter: deut¬ 
lich mehr als 10 000 
Euro. Der Investor 
schmückt sich und sei¬ 
ne Immobilie mit Mut¬ 
ter Ey. 

An „sonderbe¬ 
rechtigte Kunsthänd¬ 
ler“ wurden zahlreiche Werke aus Be¬ 
schlagnahmeaktionen weitergereicht, 
sie wurden im Ausland verkauft, aber 
auch privat gehortet. An diesem Ge- 


nung. 

Andere Werke 
konnten nicht an die 
öffentlichen und pri¬ 
vaten Besitzer zu¬ 
rückgegeben werden, 
da die jüdischen oder 
kommunistischen 
Künstler das Kriegs¬ 
ende nicht erlebten. 
Im Düsseldorfer Ge¬ 
fängnis „Ulmer Höh“ 
wurde der Maler Pe¬ 
ter Ludwigs (KPD) 
ermordet. Vor seiner 
letzten Wohnung in 
der Konkordiastraße 
19 wurde ein „Stol¬ 
perstein“ gesetzt. Auf 
dem Friedhof im 
Künstler-Stadtteil 
Golzheim gibt es seit 
dem 19. Juni 1982 einen gemeinsamen 
Gedenkstein für jüdische und kommu¬ 
nistische Künstler. 

Uwe Koopmann 


Das Mutter-Ey-Denkmal von Bert Gerreheim in Düsseldorf 

schäft war Hildebrand Gurlitt betei¬ 
ligt. Das „Einziehungsgesetz“ von 1938 
wurde nach 1945 weder von den Alli¬ 
ierten noch vom Bundestag kassiert. Im 


Katalog heißt es dazu: 
„Eingezogene Wer¬ 
ke Entarteter Kunst’ 
aus öffentlicher Hand 
werden daher nicht 
restituiert“ (rücker¬ 
stattet, UK). 1 500 
Arbeiten vermach¬ 
te der im Auftrag des 
NS-Regimes aktive 
Bilderhändler Hilde¬ 
brand Gurlitt seinem 
Sohn Cornelius. Nach 
Hildebrand Gurlitt 
ist nach wie vor eine 
Straße in Düsseldorf 
benannt. Die DKP 
fordert die Umbenen¬ 


Löcher im Urheberrecht 

Urheber und Übersetzer fordern angemessene Einnahmen 


Der Verband Deutscher Schriftstelle¬ 
rinnen und Schriftsteller hat gemeinsam 
mit der Bundessparte Übersetzerinnen 
und Übersetzer in ver.di eine Erklärung 
veröffentlicht, die die neue Bundesre¬ 
gierung und die sie tragenden Koaliti¬ 
onsparteien auffordert, die Urheber¬ 
rechte im „digitalen Zeitalter“ eindeu¬ 
tig zu wahren und besser durchzusetzen. 

Die neuen Möglichkeiten, digital zu 
publizieren, erleichtern für viele Men¬ 
schen den Zugang zu literarischen und 
wissenschaftlichen Texten. Es kann im¬ 
mer und überall gelesen werden. Die 
Erlöse aus den so genannten „e-books“ 
den daraus abgeleiteten Lizenzen und 
der digitalen Vervielfältigungen sind 
deutlich geringer als bei „normal“ ge¬ 
druckten Werken. Die Vergütung von 
Autoren und Übersetzern ist aber nicht 
angemessen, denn die Rechte der Ur¬ 
heber sind nicht ausreichend geschützt, 
Autoren und Übersetzer stehen erst am 
Ende der „Nahrungskette“. 

Gefordert wird, dass gemeinsame 
Verwertungsgesellschaften von Verle¬ 
gern und Urhebern eine für angemes¬ 
sene Vergütung wirksame Form wären 
und solche VGs eine stabile Rechts¬ 
grundlage benötigen. Bedarf besteht 
besonders bei der Vergütung aus Ge¬ 
räte-, Speichermedien- und Betreiber¬ 
einnahmen, hier hat die sogenannte 
„Kappungsgrenze“ also die Deckelung 
der Vergütung, erhebliche Einnahme¬ 
verluste für die Urheber zur Folge. Zu¬ 
dem verlagert sich das erlaubte, aber 
vergütungspflichtige Kopieren zuneh¬ 
mend auf andere Trägermedien und 
-techniken, deren Anbieter derzeit noch 
nicht zahlungspflichtig sind. 

Eine immer wichtigere Rolle spie¬ 
len hierbei die in der „Cloud“ verfügba¬ 
ren Angebote zur Speicherung digitaler 
Daten, also auch urheberrechtlich ge¬ 
schützter Werke. Der Gesetzgeber wird 
aufgefordert, den Vergütungsanspruch 
auch für diese NutzungsVorgänge sicher¬ 
zustellen und durchsetzbar auszugestal¬ 
ten, etwa durch einen der Betreiberver¬ 


gütung nachgebildeten Anspruch gegen 
die Anbieter von Cloud-Diensten. 

Dabei wäre eine Regelung wün¬ 
schenswert, die nicht auf bestimmte 
technische Verfahren abstellt, sondern 
alle Geräte, Speichermedien und An¬ 
gebote einbezieht, die bei der Erstel¬ 
lung erlaubter Kopien genutzt werden 
können. Maßstab für die Höhe darf nur 
das Ausmaß der tatsächlichen Nutzung 
und der Wert der genutzten Werke sein. 
Durch die technische Entwicklung über¬ 
holt sind auch die Bestimmungen zur Be¬ 
treibervergütung. Zahlungspflichtig sind 
nur Einrichtungen, die Vervielfältigun¬ 
gen „im Weg der Ablichtung“ hersteilen, 
also Kopien auf Papier. Mittlerweile geht 
die Bedeutung dieser Form der Werk¬ 
nutzung deutlich zurück, während in Bil¬ 
dungseinrichtungen, Bibliotheken oder 
Copyshops zunehmend digitale Kopien 
angefertigt werden - eine Entwicklung, 
die der Gesetzgeber kennt und durch 
das Urheberrechts-Wissensgesellschafts- 
Gesetz (UrhWissG) noch massiv fördern 
will. (Die digitale Nutzung von wissen- 
schaflichen Werken soll nach diesem neu¬ 
en Gesetz in hohem Maße von jeglichen 
Vergütungsansprüchen freigestellt wer¬ 
den.) Diesem Wandel soll der Gesetzge¬ 
ber Rechnung tragen, damit der Vergü¬ 
tungsanspruch auch digitale Kopien er¬ 
fasst und nicht letztlich funktionslos wird. 

Die Nutzung von urheberrechtlich 
geschützten Werken auf Plattformen und 
Diensten wie YouTube, Facebook und 
Twitter hat ein erhebliches Ausmaß er¬ 
reicht, die urheberrechtliche Vergütung 
ist aber weithin strittig. Betroffen sind 
nicht nur audiovisuelle Werke, sondern 
auch Sprachwerke. Die von Privatper¬ 
sonen vorgenommene Distribution - oft 
irreführend als „user generated content“ 
bezeichnet - verdrängt die vergütungs¬ 
pflichtige Privatkopie und hat damit ver¬ 
glichen eine enorme Reichweite. Es ist 
nicht hinzunehmen, wenn die auf Platt¬ 
formen stattfindende Form der Werknut¬ 
zung vergütungsfrei bliebe. Auch hier ist 
eine Kompensation nötig, vorzugsweise 


durch einen gesetzlichen Vergütungsan¬ 
spruch gegenüber Plattformbetreibern, 
der nur durch eine Verwertungsgesell¬ 
schaft geltend gemacht werden kann. 
Die Plattformen und Dienste sind dabei 
wegen ihrer strukturierenden Funkti¬ 
on als Nutzer in die Verantwortung zu 
nehmen, jedenfalls aber als Vergütungs¬ 
schuldner. 

Eine ähnliche Entwicklung findet üb¬ 
rigens bei den Mediatheken der Rund¬ 


funkveranstalter statt. Von der Sendezeit 
unabhängiger Zugang zu den Inhalten 
wurde früher zusätzlich über Geräte und 
Speichermedien vom Verbraucher ver¬ 
gütet, findet heute aber vielfach ohne 
gesonderte Vergütung statt. Einen an¬ 
gemessenen Ausgleich für die Urhe¬ 
berinnen und Urheber gibt es bislang 
nicht. Auch hier fordern die Initiatoren 
die Einführung eines gesetzlichen Ver¬ 
gütungsanspruchs. Herbert Becker 
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Robert Steigerwald 
Das Haus im Sandweg 

Es ist kein Roman, keine Autobiografie, auch 
keine Chronik oder Sachbuch, enthält aber von 
jedem etwas. ... Der Figur Hans Wernleins habe 
ich Ereignisse aus dem Leben Erwin Eckerts, 
des langjährigen Vorsitzenden des Bundes Re¬ 
ligiöser Sozialisten in Deutschland, zugeschrie¬ 
ben ... Einen Lohagen, aus Kassel stammender 
Kommunist, den hat es gegeben. Bei der „Ge¬ 
schichte“ in Buchenwald, als es um die SS-Küche ging, handelte es 
sich nicht um diesen Lohagen, sondern um den späteren Vorsitzenden 
der KPD in der Bundesrepublik, Max Reimann. Die „Episode“ mit der 
gemeldeten, aber nicht vollzogenen Hinrichtung von Frau Roquet gab 
es wirklich. Allerdings ging es da um den aus Rüsselsheim bei Frankfurt 
stammenden Kommunisten Fritz Hamm. ..." (Robert Steigerwald) 

Das Buch informiert über Zusammenhänge, die zur Geschichte der 
kommunistischen Bewegung gehören und erzählt von Menschen, die 
mit aufrechtem Gang gelebt und deswegen teilweise ausgestorben sind. 
Das Buch ist zugleich auch eine Würdigung des Lebens und Schaffens 
unseres verstorbenen Genossen Robert Steigerwald. 
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Russlands konstruktive Außenpolitik 

Gewaltverzicht, friedliche Konfliktregelung, Achtung der Souveränität und territoriale Integrität der Staaten 
Von Anton Latzo 


D ie Russische Föderation betreibt 
eine Außenpolitik, „die auf die 
Schaffung eines stabilen und 
nachhaltigen Systems der internatio¬ 
nalen Beziehungen auf der Grundla¬ 
ge der allgemein anerkannten völker¬ 
rechtlichen Normen und Grundsätze 
der Gleichberechtigung, der gegensei¬ 
tigen Achtung, der Nicht¬ 
einmischung in die inneren 
Angelegenheiten anderer 
Staaten zwecks Wahrung 
der zuverlässigen und glei¬ 
chen Sicherheit jedes Mit¬ 
glieds der Weltgemeinschaft 
ausgerichtet ist“ heißt es in 
der „außenpolitischen Kon¬ 
zeption“ Auf dieser Grund¬ 
lage strebt die russische Au¬ 
ßenpolitik eine ausgewoge¬ 
ne Weltordnung an, die sich 
auf die Wahrung des Völker¬ 
rechts und der territorialen 
Integrität souveräner Staa¬ 
ten stützt. 

Die zwischenstaatlichen 
Gruppierungen und Abkom¬ 
men sind als Bausteine einer 
zukünftigen Ordnung in der 
Welt konzipiert, wie sie von 
den Vereinten Nationen be¬ 
reits bei ihrer Gründung im 
Jahre 1945 angestrebt war. 

Das alte Völkerrecht er¬ 
kannte die formelle Gleich¬ 
berechtigung nur für die 
„zivilisierten“ Staaten an. 

Es war ein „Recht“ zur Dis¬ 
kriminierung der Völker, zur 
Rechtfertigung der imperia¬ 
listischen Expansion, der Kolonialpo¬ 
litik und des kolonialen und halbkolo¬ 
nialen Status. 

Die imperialistischen Mächte ver¬ 
suchen heute schon wieder ihre inter¬ 
nationale Ausbeutungs- und Diskrimi¬ 
nierungspolitik mit höheren „Werten“, 
deren Höhen andere Völker erst noch 
erklimmen müssten, zu verdecken. 
Ausbeutung und Unterdrückung sol¬ 
len so als humanistische Tat vermittelt 
werden. Alternativ zur „Wertepolitik“ 
baut Russland seine Außenpolitik auf 
folgenden Prämissen auf: 

★ In der Welt agieren gleichberechtigte 
souveräne Staaten als unangefochtene 
Subjekte des internationalen Rechts. 

★ Deren Beziehungen regelt die UNO 
auf der Grundlage des Völkerrechts, 
das von allen Staaten, unabhängig von 
ihrer Größe und ihrem Einfluss, einge¬ 
halten werden muss. Das internationa¬ 
le Rechtssystem soll weiter ausgebaut 
und gestärkt werden. 

★ Die Staaten können sich in Bündnis¬ 
sen und Integrationsprojekten organi¬ 
sieren, es dürfen jedoch keine Blockbil¬ 
dungen stattfinden. 

★ Es gilt das gleiche Recht aller auf Si¬ 
cherheit. Daher ist Russland an einer 
umfassenden, inklusiven Sicherheitsar¬ 
chitektur interessiert. Es gilt das Prin¬ 
zip „mit“ statt „gegen“: 

Das Prinzip der Nichteinmischung 
hat nach wie vor die oberste Priorität. 
Das Prinzip der Schutzverantwortung, 
auf dessen Grundlage die westlichen 
Staaten zum Beispiel in Libyen inter¬ 
veniert haben, weist Russland entschie¬ 
den zurück. 

Es gilt nach wie vor die Nachkriegs¬ 
ordnung von Jalta und Potsdam. 

Der Kampf gegen den Terrorismus 
genießt oberste Priorität. 

Die Charta der Vereinten Natio¬ 
nen soll eine neue Relevanz erhalten. 
Dem entsprechend kann der Frieden 
zwischen mehreren Akteuren nur ko¬ 
operativ und nicht durch unkontrol¬ 
lierten Machterwerb gesichert werden. 
Friedenssicherung bedeutet die Durch¬ 
setzung des zwischenstaatlichen Ge¬ 
waltverzichts. Die Charta beschränkt 
sich aber nicht nur auf das Verbot ei¬ 
nes Angriffskrieges, sondern verbietet 
auch die Gewaltandrohung und Ge¬ 
waltanwendung, die „gegen die territo¬ 
riale Unverletzlichkeit oder politische 
Unabhängigkeit irgendeines Staates 
gerichtet oder in irgendeiner ande¬ 
ren Weise mit den Zielen der Verein¬ 


ten Nationen unvereinbar ist“. (Art. 2, 
Punkt 4 UNO-Charta) 

Der international oft gebrauchte 
Begriff „multipolar“ wird in dem au¬ 
ßenpolitischen Strategiepapier Russ¬ 
lands nicht mehr verwendet. Stattdes- 
sen wird die Weltordnung, die sich zu¬ 
nehmend abzeichne, als „polyzentral“ 


charakterisiert. Russland favorisiert 
flexibel untereinander agierende, sich 
überschneidende regionale und über¬ 
regionale Zentren und Staatenbünd¬ 
nisse, die das auf Dominanz und Will¬ 
kür basierende Modell der unipolaren 
Weltordnung endgültig überwinden. Es 
will aktiv an der Schaffung einer „ge¬ 
rechten und stabilen Weltordnung“ mit 
einem von allen akzeptierten Regulie¬ 
rungsinstrument in Form der UNO 
mitarbeiten. 

Schaffung einer inklusiven 
Sicherheitsarchitektur 

In seiner außenpolitischen Grund¬ 
orientierung verweist Russland darauf, 
dass es sich „seiner besonderen Verant¬ 
wortung für die Wahrung der Sicher¬ 
heit weltweit sowohl auf der globalen 
als auch auf der regionalen Ebene be¬ 
wusst und auf gemeinsames Vorgehen 
mit allen interessierten Staaten im In¬ 
teresse der Lösung gemeinsamer Auf¬ 
gaben ausgerichtet ist“. 

a) Internationale Sicherheit 

Im Mittelpunkt der Bemühungen um 
die internationale Sicherheit stellt 
Russland die Erhöhung der Rolle der 
UNO. Die Vergangenheit habe bewie¬ 
sen, dass die UNO alternativlos ist. In 
der Verwirklichung ihrer Rolle bei der 
Regelung der internationalen Bezie¬ 
hungen wird eine zentrale Aufgabe ge¬ 
sehen. Ausdrücklich wird hervorgeho¬ 
ben, dass sich Russland besonders um 
die „Festigung ihrer zentralen Koordi¬ 
nierungsrolle“ bemühen will. Das setze 
voraus, „die Unerschütterlichkeit der 
zentralen Punkte und Grundsätze der 
UNO-Charta“ zu gewährleisten, „die 
u.a. auf die Ergebnisse des Zweiten 
Weltkrieges und auf die Schritte zu¬ 
rückzuführen sind, die während des 
Zweiten Weltkrieges von den für diese 
Schritte zuständigen Regierungen un¬ 
ternommen oder legitimiert worden 
sind“. Das Potenzial der UNO müsse 
umfassend gefestigt werden, um sie an 
die Gegebenheiten der Welt anzupas¬ 
sen und um ihre zwischenstaatliche Na¬ 
tur aufrechtzuerhalten. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die 
Tätigkeit des Sicherheitsrates. Nach 
Auffassung Russlands trägt der Si¬ 
cherheitsrat die Hauptverantwortung 
für die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit. Russ¬ 
land stimmt auch dem Standpunkt zu, 
dass „dieses Gremium im Zuge einer 


vernünftigen Reformierung der UNO 
repräsentativer gemacht werden muss, 
wobei es seine Tätigkeit in gebühren¬ 
derweise operativ ausüben muss“. Ent¬ 
scheidungen über die Schaffung von 
zusätzlichen Sitzen im Sicherheitsrat 
müssen mit der „umfassendsten Zu¬ 
stimmung der UN-Mitgliedstaaten“ 


getroffen werden. Russland besteht 
auch weiterhin darauf, dass der Status 
der fünf ständigen Mitglieder des UN- 
Sicherheitsrates erhalten bleibt. 

b. Regionale Sicherheitssysteme 

Auch in seinen Aktivitäten im regio¬ 
nalen Bereich geht Russland von „sei¬ 
ner besonderen Verantwortung für die 
Wahrung der Sicherheit weltweit, so¬ 
wohl auf globaler als auch auf regiona¬ 
ler Ebene“ aus. 

Dem Problemkreis der Europä¬ 
ischen Sicherheit und Zusammen¬ 
arbeit wird eine zentrale Bedeutung 
beigemessen. Sie wird aber als zen¬ 
trales Problem im weltweiten Zusam¬ 
menhang gesehen und behandelt. Es 
ist „perspektivlos, Stabilität und Si¬ 
cherheit in einem einzelnen Gebiet zu 
wahren. An besonderer Bedeutung ge¬ 
winnt die Einhaltung des Prinzips ei¬ 
ner gleichen und unteilbaren Sicherheit 
im euroatlantischen, eurasischen, asia¬ 
tisch-pazifischen Raum und in anderen 
Regionen“. Gefragt sei Netzwerkdiplo¬ 
matie, die flexible Teilnahme an mul¬ 
tilateralen Formaten zum Zwecke der 
Suche nach der Lösung gemeinsamer 
Aufgaben. 

In diesem Sinne baut Russland auch 
sein „Zusammenwirken mit den Part¬ 
nern im Rahmen der G-20, BRICS 
(Brasilien, Russland, Indien, China, 
Südafrika), SOZ (Schanghaier Orga¬ 
nisation für Zusammenarbeit, RIC 
(Russland, Indien, China), sowie im 
Rahmen anderer Projekte (wozu auch 
das „Seidenstraße“-Projekt gehört), 
Organisationen und Diskussionsforen 
aus. 

Zu den prioritären Vorhaben der 
russischen Politik gehört aber die bi- 
und multilaterale Kooperation mit den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft Un¬ 
abhängiger Staaten (GUS) und eine 
weitere Festigung der Integrationsver¬ 
einigungen im GUS-Raum unter Betei¬ 
ligung Russlands. 

Die EAWU (Eurasische Wirt¬ 
schaftsunion) mit Armenien, Weißruss¬ 
land, Kasachstan und Kirgisien kann 
nach Auffassung Russlands eine wich¬ 
tige Rolle bei der Harmonisierung von 
Integrationsprozessen in der europäi¬ 
schen und eurasischen Region spielen. 

Als eines der wichtigsten Elemente 
des Sicherheitssystems im postsowje¬ 
tischen Raum betrachtet Russland die 
Organisation des Vertrages über kol¬ 
lektive Sicherheit (OVKS),zu dem Ar¬ 


menien, Kasachstan, Kirgisistan, Russ¬ 
land, Tadschikistan, Weißrussland ge¬ 
hören. Seit 2013 sind Afghanistan und 
Serbien Beobachter. 

Europäische Sicherheit 

Die Politik Russlands „im Euroatlanti¬ 
schen Raum ist langfristig auf die Ge¬ 


staltung eines gemeinsamen Friedens-, 
Sicherheits- und Stabilitätsraumes aus¬ 
gerichtet, der sich auf die Prinzipien 
der unteilbaren Sicherheit, der gleich¬ 
berechtigten Zusammenarbeit und des 
gegenseitigen Vertrauens stützt“. 

Im vorangegangenen Vierteljahr¬ 
hundert haben sich aber - laut russi¬ 
scher Position - Probleme angesam¬ 
melt, die 

★ „sich in der geopolitischen Expansi¬ 
on der Nordatlantikpakt-Organisation 
(NATO) und der Europäischen Union 
(EU) widerspiegelten“ und 

★ „mit dem Unwillen einhergingen, die 
Umsetzung politischer Bestimmungen 
zur Bildung eines gesamteuropäischen 
Sicherheits- und Kooperationssystems 
in Angriff zu nehmen“. 

★ Dies verursachte eine „gravieren¬ 
de Krise in den Beziehungen zwischen 
Russland und den westlichen Staaten“. 

Russland schätzt in seiner außen¬ 
politischen Konzeption ein: „Der von 
den USA und ihren Verbündeten ein¬ 
geschlagene Kurs auf die Eindäm¬ 
mung Russlands und politischer, wirt¬ 
schaftlicher und Informationsdruck 
auf Russland erschüttern die regiona¬ 
le und globale Stabilität, schaden den 
langfristigen Interessen aller Seiten 
und widersprechen dem zurzeit wach¬ 
senden Bedarf an Kooperation und 
Bekämpfung grenzüberschreitender 
Herausforderungen und Bedrohun¬ 
gen.“ 

Davon ausgehend lehnt Russland 
den Standpunkt der Großmächte der 
EU und der NATO ab, wonach jegli¬ 
ches Sicherheitssystem nur auf zwei 
Säulen, auf der Grundlage der NATO 
und der EU, aufgebaut werden könne. 
Russland plädiert für gesamteuropä¬ 
ische Institutionen. Es will in den zu 
schaffenden Institutionen gleiches 
Recht eingeräumt haben. In den 1990er 
Jahren befürwortete Russland noch 
den Ausbau der OSZE. Nachdem diese 
aber von den kapitalistischen Mächten 
einseitig auf die „humanitäre“ Dimen¬ 
sion reduziert und missbraucht wurde, 
verlor Russland zunehmend das Inte¬ 
resse an der OSZE, ohne jedoch einen 
Rückzug in Erwägung zu ziehen. 

Seit 2008 fordert Russland den Ab¬ 
schluss eines völkerrechtlich binden¬ 
den Vertrages, dem sich alle Staaten 
und internationalen Organisationen 
anschließen sollten. Er soll auf dem 
Prinzip der „unteilbaren Sicherheit“ 
beruhen. Ein wichtiger Grund für die¬ 


sen Standpunkt dürften die Erfahrun¬ 
gen sein, die Russland und die anderen 
Staaten mit der Politik der ökonomi¬ 
schen, politischen und militärischen 
Expansion und mit der Einrichtung 
militärischer Stützpunkte der USA in 
den ehemaligen Warschauer-Vertrags- 
Staaten rund um Russland machen 
mussten und noch machen 
müssen. 

Dem Kurs der Groß¬ 
mächte der NATO und der 
EU setzt Russland kons¬ 
truktive Vorschläge entge¬ 
gen. Am 5. Mai 2008 wurde 
vom damaligen russischen 
Präsidenten in Berlin ein 
Dialog zu Grundfragen der 
europäischen Sicherheit 
angestoßen und der russi¬ 
sche Vorschlag für einen 
Vertrag für europäische Si¬ 
cherheit unterbreitet, der 
im Rahmen der OSZE und 
auf bilateraler Ebene er¬ 
örtert werden sollte. Dazu 
wurde er auch anderen Si¬ 
cherheitsorganisationen im 
euro-atlantischen Raum 
übergeben. Er wurde aber 
von den Hauptmächten der 
EU - und Deutschland mar¬ 
schierte vorneweg - und von 
den USA abgelehnt. 

Der russische Außenmi¬ 
nister Sergei Lawrow prä¬ 
zisierte in seiner Rede vor 
der UNO-Vollversamm¬ 
lung am 27. September 2008, 
dass es Russland dabei um 
die Bekräftigung der grundlegenden 
Völkerrechtsprinzipien wie Gewalt¬ 
verzicht, friedliche Konfliktregelung, 
Achtung der Souveränität und terri¬ 
torialen Integrität der Staaten, um die 
Nichteinmischung in die inneren An¬ 
gelegenheiten, die Unteilbarkeit der 
Sicherheit sowie die Unzulässigkeit, 
die eigene Sicherheit auf Kosten der 
Sicherheit anderer Staaten zu gewähr¬ 
leisten, geht. Man müsse sich Gedan¬ 
ken darüber machen, welche Mecha¬ 
nismen entwickelt werden müssen, um 
eine effektivere Umsetzung der Prin¬ 
zipien zu gewährleisten. Vor allem da¬ 
rauf bezogen sich die genannten Vor¬ 
schläge. 

Die Dringlichkeit ihrer Verwirkli¬ 
chung wird noch deutlicher, wenn man 
berücksichtigt, welche Ereignisse die 
Wirklichkeit charakterisiert haben und 
noch charakterisieren. Nach der Pariser 
Charta (21.11.1990), die auf der Melodie 
des Antikommunismus, des Antisozia¬ 
lismus und Antisowjetismus das Ende 
des „Zeitalters der Konfrontation und 
der Teilung Europas“ und das Himmel¬ 
reich der „blühenden Gärten“ verkün¬ 
dete, folgte in der Wirklichkeit die Zer¬ 
schlagung der Sowjetunion, danach die 
Ausdehnung der NATO auf das Terri¬ 
torium des ehemaligen Warschauer 
Vertrages, die Expansion der EU in die 
ehemals sozialistischen Staaten durch 
die EU-Politik der Östlichen Nachbar¬ 
schaft, die Aufnahme der europäischen 
RGW-Staaten in die EU in zwei Schrit¬ 
ten (2004 und 2007), die Aggression ge¬ 
gen Jugoslawien und die Zerschlagung 
dieses Staates zwecks weiterem Ausbau 
der Kontrolle und der Herrschaft der 
EU und NATO auch über dieses Ge¬ 
biet, die Expansion in die baltischen 
Staaten, die Ausnutzung der Konflikte 
in Moldawien, zwischen Aserbaidschan 
und Armenien sowie der Lage in Geor¬ 
gien durch die imperialistischen Mächte 
und ihre Bündnisse. 

Russland wartet bis heute, dass - 
wie Außenminister Lawrow unlängst 
in Berlin formulierte - die EU ihre 
Politik gegenüber Russland „aufgrund 
des Interessenausgleichs und nicht der 
Meinung der russophoben Minderheit“ 
betreibt. Präsident Putin erklärte, Russ¬ 
land habe gelernt, seine nationalen In¬ 
teressen deutlich zu machen. „Wir ha¬ 
ben gelernt, sie (die Interessen - A.L.) 
entschieden durchzusetzen, indem wir 
uns unter anderem auf unsere histori¬ 
sche Erfahrung gestützt haben.“ 
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Fast fünf Jahrzehnte Leben in 45 Stunden 

Die Langzeitbeobachtung „Kinder von Golzow“ auf 18 DVDs 


E in Ort, den es gleich mehrfach 
gibt in Brandenburg und sogar 
darüber hinaus - allein Wikipe- 
dia kennt ihn dreimal - und doch ist 
nur der mit der Postleitzahl 15328 
das „richtige“ Golzow, dasjenige, das 
durch eine Filmreihe weltweit be¬ 
kannt wurde. Denn in diesem Dorf 
im Oderbruch, direkt an der polni¬ 
schen Grenze beobachtete ein Ka¬ 
merateam der DEFA 1961 jene gut 
zwei Dutzend Golzower Jungen und 
Mädchen, die gerade als Erstklässler 
eingeschult wurden und es - 19 Fil¬ 
me und vier Jahrzehnte später - sogar 
amtlich in den Ortsnamen als „Ort der 
,Kinder von Golzow 4 geschafft haben. 
Die Golzow-Filme von Winfried und 
Barbara Junge, die eine Gesamtlauf¬ 
zeit von 45 Stunden (!) haben und als 
die „längste Langzeitbeobachtung 
der Filmgeschichte 44 zeitweise auch 
im Guinness-Buch erwähnt wurden, 
umspannen fast fünf Jahrzehnte pri¬ 


vater und deutscher Geschichte. Sie 
sind nun bei Absolut Medien in einer 
neuen Edition auf 18 DVDs mit viel 
Bonusmaterial erhältlich - ein guter 
Anlass, dieses Monument der Film¬ 
geschichte neu oder wieder zu entde¬ 
cken. 

Wer wie ich viele Jahre im Novem¬ 
ber das Leipziger Dokumentarfilmfes¬ 
tival besuchte, kam zunächst in kleine¬ 
ren Häppchen mit den frühen, kurzen 
Filmen der Reihe in Berührung, bis 
dann 1981 ein wahrer Donnerschlag 
die „Dokwoche 44 erschütterte und die 
Golzower ins Zentrum der Aufmerk¬ 
samkeit rückte: „Lebensläufe 44 257 Mi¬ 
nuten lang, wollte, so der Untertitel, 
„die Geschichte der Kinder von Gol¬ 
zow in einzelnen Porträts 44 erzählen - 
und erhielt außer der „Goldenen Tau¬ 
be ehrenhalber 44 überschwengliches 
Lob auch in der bundesdeutschen 
Presse. „Viereinviertel Sternstunden 44 
lautete der Titel meiner eigenen Kurz¬ 


rezension, denn „Lebensläufe 44 hatte 
mich gelehrt, wie kurzweilig „über¬ 
lange 44 Filme sein können. Noch län¬ 
ger wurde „Drehbuch: Die Zeiten 44 
(284 Minuten), uraufgeführt nun nicht 
mehr in Leipzig, sondern auf der Berli¬ 
nale 1993. Aber der konnte schon auf¬ 
grund seiner Entstehungsgeschichte 
erhöhten Interesses sicher sein: Mau¬ 
erfall und das Ende der DDR hatten 
inzwischen aus den Golzower DDR- 
Bürgern Bundesbürger gemacht - und 
aus den Junges zwei Dokumentarfil- 
mer, die ihre Projekte nun gegen Ein¬ 
wände und Widerstände ganz anderer 
Art durchsetzen mussten, was sie - wie 
zuvor auch - wieder im Film selbst an- 
sprachen. Es folgten acht ausführliche 
Einzelporträts der inzwischen selbst 
Eltern gewordenen Golzower, die 
nochmal das ganze Potential des ge¬ 
drehten, aber nicht verwendeten Ma¬ 
terials ausschöpften und nachhaltig 
die über die Jahrzehnte gewachsene 


Nähe zwischen Filmern und Gefilm¬ 
ten bewiesen. 2006/2007 beendeten 
die Junges ihr Mammutwerk mit zwei 
großen Vierstündern, deren märchen¬ 
artige Titel für einen Dokumentar¬ 
film fast bitter klingen: „Und wenn sie 
nicht gestorben sind ... 44 und „... dann 
leben sie noch weiter 44 . 

Nun, da man sich auf den 18 DVDs 
den kompletten Golzow-Zyklus sozu¬ 
sagen „am Stück 44 anschauen kann - 
Vorsicht! Es besteht Suchtgefahr! - 
tritt die Einmaligkeit dieses filmhis¬ 
torischen Ereignisses noch stärker 
zutage. Die politische Zäsur des Jahres 
1989, die man seinerzeit unmittelbar 
in den Golzow-Filmen „vorher 44 und 
„nachher 44 zu spüren meinte, verblasst 
vor dem Eindruck einer erstaunlichen 
Kontinuität, die aus der Kontinuität 
der Protagonisten und der ihnen be¬ 
gegnenden Politik nur unzulänglich 
zu erklären ist. Sie scheint vielmehr 
in Konzept und Methodik der Fil¬ 


memacher von Anfang an zu liegen. 
Die Idee zum Projekt stammte von 
Junges Mentor, dem renommierten 
DEFA-Dokumentaristen Karl Gass: 
den Neubeginn beim Aufbau des 
DDR-Sozialismus, den die Sicherung 
der Westgrenze 1961 ermöglicht hatte, 
im Leben junger DDR-Bürger zu spie¬ 
geln, die im ländlichen Raum an der 
Friedensgrenze im Osten aufwuchsen. 
Gass dazu später in einem Interview: 
„Wir gingen bewusst ins Oderbruch, 
die rückständigste Gegend der DDR, 
um zu zeigen, wie aus dieser Gegend 
intelligente junge Leute herauskom¬ 
men. Welchen Umfang dieses Projekt 
haben würde, dem in 46 Jahren mehr¬ 
fach das Ende drohte, ahnten Junges 
damals sicher nicht. Klaus Schmutzer, 
Produzent der Golzow-Filme seit 1997, 
sagt über ihn: „Golzow ist sein Leben, 
und wer mit den Junges durch Golzow 
geht, spürt das noch heute. 

Hans-Günther Dicks 


Hereinspaziert Das Projekt stand oft auf der Kippe 

Zu Besuch in Golzow Interview mit den Filmemachern Barbara und Winfried Junge 


Anmut sparet nicht noch Mühe 
Leidenschaft nicht noch Verstand. 
Dass ein gutes Deutschland blühe, 
Wie ein andres gutes Land ... 

Wenn im Kinospot des Berliner Bun¬ 
desplatz-Kinos der Komponist Hanns 
Eisler diese Zeilen aus Bert Brechts 
Kinderhymne mehr spricht als singt, 
schweigt das Publikum berührt oder 
applaudiert spontan. Fast noch mehr 
hat es mich berührt, wie in den Fil¬ 
men von Winfried und Barbara Junge 
die Kinder von Golzow in der fünften 
Klasse dieses Lied einstudieren, sehr 
ernsthaft den Anweisungen ihres Mu¬ 
siklehrers folgend. 

„Die Kinder von Golzow 44 - erst 
jetzt ist diese Langzeitstudie über 
Schüler einer Klasse aus Golzow im 
Oderbruch in meine Hände gelangt. 
Fast 43 Stun¬ 
den Filmmate¬ 
rial - und keine 
einzige Minute 
langweilte mich. 

Im Gegenteil, 
die Lebensläufe 
von Jürgen, Ma¬ 
rieluise, Dieter 
und wie sie alle 
heißen, beschäf¬ 
tigen mich mehr 
als mir lieb ist. 

Vor allen Din¬ 
gen wird mir be¬ 
wusst, wie fas¬ 
zinierend das 
stinknormale 
Leben eines je¬ 
den Menschen 
im Film wirkt. 

Als „Wessi 44 habe 
ich den Eindruck 
gewonnen, dass 
Kinder und Ju¬ 
gendliche in der 
DDR sehr viel 
geborgener auf¬ 
gewachsen sind. 

Entbehrungen 
haben ihre Phantasie, ihr Selbstbe¬ 
wusstsein und ihre Lebenskunst ge¬ 
fördert. Winfried Junge, über die Jahre 
zum Freund der „Kinder von Golzow 44 
geworden, hat auf oftmals bohrende, 
mutige Fragen sehr offene, ehrliche - 
ja eben auch mutige Antworten erhal¬ 
ten. Empfindungen wie Freude, Trauer 
und nach der Maueröffnung eben auch 
Wut, kamen zum Ausdruck. 

Gerne nahm ich daher die Gelegen¬ 
heit wahr, mit dem Filmkritiker Hans- 
Günther Dicks und den Junges selbst 
einmal in dieses Dorf zu fahren, um die 
Luft der mir so ans Herz gewachsenen 
Menschen zu schnuppern. Es war der 
Tag nach dem großen Sturm, in Gol¬ 
zow und Umgebung war komplett der 
Strom ausgefallen. Doch welch eine 


Freude für mich zu erleben, mit wel¬ 
cher Herzlichkeit besonders die Jun¬ 
ges aber auch wir begrüßt und unter 
erschwerten Umständen liebevoll mit 
Kaffee und Gebäck begrüßt wurden. 
Die kleine Frieda, Tochter der Leite¬ 
rin des Golzow-Museums, jetzt selbst 
Schülerin in der Grundschule, zeigte 
uns zusammen mit Schulleiterin Gaby 
Thomas stolz „ihre Schule 44 , an der 
all diese Filme entstanden. Ich selbst 
tauchte in Gedanken in die Vergangen¬ 
heit ein und sah im Klassenzimmer das 
staunende Gesicht von Jürgen vor mir, 
der eine am Fenster vorbeischleichen¬ 
de Katze beobachtete. 

„Hereinspaziert auf eine kleine 
Tour durch die große Filmwelt der 
Kinder von Golzow 44 - so lädt das sehr 
informative kleine Filmmuseum ein. 
Der eifrige „Museumsdiener 44 erzähl¬ 


te mir am Rande, dass vor kurzem ein 
Italiener, der gerade die Filme ange¬ 
schaut hatte, sich sofort per Motorrad 
auf den Weg machte, um den Ort des 
Geschehens zu besuchen. Ja - ihm ging 
es ebenso wie mir. Wie sehr wünschte 
ich mir, einige dieser Menschen noch 
bis ins fortgeschrittene Alter filmisch 
zu begleiten, um ein gelebtes Leben ab¬ 
zurunden. Was brauche ich Arztserien, 
reißerische Krimis und Hollywood- 
Spektakel, wenn ich solche Einblicke 
in das wahre Leben bekommen kann? 
Wie hieß es noch nach 1989? „Jetzt 
müssen wir einander unsere Geschich¬ 
ten erzählen. 44 Für „Wessis 44 wie mich 
sind die Golzow-Filme ein perfekter 
Anfang. 

Marianne Becker 


UZ: Barbara und Winfried Junge, Sie ha¬ 
ben beide die „Kinder von Golzow“fast 
ein halbes Jahrhundert bis über die Mitte 
ihres Lebens filmend begleitet Seit 2007 
ist nun endgültig Schluss mit dieser „äl¬ 
testen Langzeitbeobachtung der Filmge¬ 
schichte“ Warum? 

Wilfried Junge: Einmal musste ja 
Schluss sein, und wir wurden ja auch 
müde in den Jahren, denn es war immer 
schwerer geworden, noch Geld für die 
Filme zu bekommen. Das Regieführen 
bestand zu 95 Prozent aus Managen 
und Anträgeschreiben bei allen mög¬ 
lichen Förderern und Geldgebern. Mit 
einigen von den Golzowern hätte man 
zwar noch weitermachen können, aber 
nicht mit allen, denn unter den neuen 
Bedingungen im Kapitalismus war es 
für einige von ihnen auch riskant, noch 


zu all dem zu stehen, was sie in den Fil¬ 
men mal gesagt hatten oder die Filme 
über sie aussagten. Viele sind dann 
vorsichtiger geworden. Wir können ja 
überhaupt froh sein, dass sie so lange 
mitgemacht haben und uns in ihr Le¬ 
ben haben schauen lassen. 

Barbara Junge: Es war ja auffallend, 
dass sie zu DDR-Zeiten sehr offen über 
private Dinge sprachen, aber zu politi¬ 
schen Fragen eher zurückhaltend, vor 
allem in den 1980ern. Nach der Wende 
war es genau umgekehrt, da wollte man 
das Private aus den Filmen eher her¬ 
aushalten. Das Ende unserer Arbeit er¬ 
klärt sich aber auch daraus, dass durch 
die Digitalisierung ganz neue techni¬ 
sche Herausforderungen entstanden, 


denn das Material in unserm riesigen 
Archiv ist alles 35-mm-Film. Es ist ja 
noch viel davon da, aber wer weiter¬ 
machen wollte, müsste es zunächst di¬ 
gital umsetzen lassen, was eben kostet. 
Wir schafften das nicht mehr. Auch die 
Förderinstanzen waren wohl froh, dass 
es endlich zu Ende ist. 

UZ: Stand nicht auch zu DDR-Zeiten die 
Fortführung der Golzow-Filme manch¬ 
mal auf der Kippe? 

Wilfried Junge: Das stimmt, und da die 
DDR nicht unbegrenzt über Ressour¬ 
cen verfügte, war das auch normal. Film¬ 
material war knapp, auch Benzin war 
knapp, und manchmal stand auch keine 
Kamera zur Verfügung. In der ursprüng¬ 
lichen Planung waren nur die ersten drei 
Filme, und auch unter denen hatten sich 
einige in der Leitung wohl schon etwas 
mehr Pädagogisch-Politisches vorge¬ 
stellt, sozialistische Musterschüler viel¬ 
leicht, aber nicht die ganz normalen, 
alltäglichen, die wir hatten. Auch später 
gab es manchmal die Einschätzung, dass 
das erwartete Bild vom heranwachsen- 
den Sozialisten keines ist und man das 
ganze Projekt deswegen beenden soll¬ 
te. Andererseits war die internationale 
Resonanz bereits so groß, dass man sich 
zum 30. Jahrestag der DDR einen ersten 
zusammenfassenden Film erhoffte. Der 
hieß „Anmut sparet nicht noch Mühe 44 - 
nach Brecht/Eislers Kinderhymne - und 
machte mich 1981 überraschenderwei¬ 
se zum Nationalpreisträger. Das wie¬ 
derum half, die doppelt so langen „Le¬ 
bensläufe 44 nachreichen zu können und 
so restliches Material nicht zur Silber¬ 
rückgewinnung abwaschen zu lassen. 
Im Gegenteil, wir sollten auf einen 50. 
Jahrestag der DDR 1999 hin weiter do¬ 
kumentieren. „Lebensläufe 44 war durch 
die Festivals von Leipzig und Berlin 
1982 und den Ankauf durch die ARD 
ein internationaler Erfolg geworden. 
Gut auch für den Valutahaushalt der 
DDR. Wichtig für uns, dass die Einsicht 
wuchs, was solche Porträts normaler 
Bürger leisten können. Insbesondere 
als die Zeitenwende sie 1989/90 zum 
Spiegel der deutschen Dinge machte. 
Bis zu Prof. Klaus Keil, dem Chef des 
Filmboard Berlin-Brandenburg, ist die¬ 
se Einsicht leider auch später nicht so 
recht durchgedrungen. Er fragte uns 
argwöhnisch und um seine Fördermit¬ 
tel besorgt: „Na, wieviel Golzower ha¬ 
ben Sie denn da noch auf Lager? 44 und 
beschied uns dann: „Ich fördere keine 
Dubletten. 44 

UZ: Nach welchen Kriterien wurden die 
Kinder ausgewählt? Spielte die soziale 
Herkunft eine Rolle? 

Wilfried Junge: Eigentlich gar nicht. Es 
ging mehr um die Kinder und darum, ob 


sie interessante, wache Gesichter hatten 
vor der Kamera. Bei Gudrun, der Toch¬ 
ter des LPG-Vorsitzenden, der eine ganz 
wichtige Rolle in dem Dorf hatte, sind 
wir allerdings erst spät darauf gekom¬ 
men, sie näher in Betracht zu ziehen, da¬ 
rum haben wir von ihr auch wenig Ma¬ 
terial aus den ersten Jahren. 

UZ : Aber die Berufe der Eltern spiegeln 
in etwa die DDR als Arbeiter-und-Bau¬ 
ern-Staat? 

Wilfried Junge: Das ergibt sich wohl 
durch die Wahl des Ortes, der in einer 
landwirtschaftlich geprägten Gegend 
am Rande der DDR liegt. Hier gab es 
kaum Industrie, der 2. Weltkrieg hatte 
tiefe Spuren hinterlassen. Das Dorf hat¬ 
te immer um tausend Einwohner, und 
dass die Golzower Kinder und die der 
umliegenden Gemeinden nun erstmals 
eine zehnklassige Oberschule besuchen 
konnten, war eine große Errungenschaft. 

UZ: Und heute haben die Filme und die 
„Kinder von Golzow“ dort sogar ein ei¬ 
genes kleines Museum. Wie kam das, und 
was passiert dort? 

Wilfried Junge: Das war zur Berlinale 
1999, da kamen plötzlich der Bürger¬ 
meister von Golzow und der Amtsdi¬ 
rektor auf die Bühne im Delphi-Kino, 
gratulierten uns mit einem riesigen 
Blumenstrauß zum Film über Brigitte 
und verkündeten, dass es eine ständige 
Ausstellung „Die Kinder von Golzow 44 
geben werde. Ich war damals sehr skep¬ 
tisch, ob dahin überhaupt Leute kom¬ 
men würden, aber die Golzower sahen 
das anders. So fing das an, und dann 
mussten wir eben zusammen aus der 
Idee eine Realität machen, also Materi¬ 
al und Geräte heranschaffen. Sie hatten 
die Idee und das große Engagement, 
dann auch einen von bald mehreren 
Räumen, und wir hatten das Material, 
das wir kofferweise hingeschafft haben. 
Am Ende übereigneten wir auch Bar¬ 
baras Schneidetisch. Außerdem unter¬ 
stützte das Filmmuseum Potsdam mit 
einer Tonkamera und Kinogestühl. Seit 
unsere Arbeit 2007 endete, heißt es nun 
„Museum Die Kinder von Golzow 44 
und hat immerhin jährlich zwischen 
1000 und 2000 Besucher. 

Barbara Junge: Die kommen aus Gol¬ 
zow und Umgebung und schauen sich 
dort die Filme an, aber auch von weiter 
her, sogar aus dem Ausland. Das Mu¬ 
seum wird von einem Verein getragen 
und vom Verkauf unserer Golzow-Bü- 
cher und -filme. Das Team, das aus ver¬ 
schiedenen Fördertöpfen bezahlt wird, 
ist sehr motiviert, es gibt audiovisuelle 
Stationen, Veranstaltungen und Füh¬ 
rungen, jedes Jahr eine „lange Film¬ 
nacht 44 zu der wir auch selbst hinfahren. 
Das Gespräch führte Hans-Günther Dicks 
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„Ein Haupthindernis der Armut in den Wissenschaften ist 
meist eingebildeter Reichtum. Es ist nicht ihr Ziel, der unend¬ 
lichen Weisheit eine Tür zu öffnen, sondern eine Grenze zu 
setzen dem unendlichen Irrtum. “ 

Bert Brecht: Das Leben des Galileo Galilei 

Barbara Fähler 

24. 3.1959-11.11.2017 

Unsere Mutter, Genossin und Lebensgefährtin 
ist verstorben. 

Es trauern Mario und Miclas Lacorn 


DKP Niedersachsen 

Einladung zur Bezirksdelegiertenkonferenz der DKP 
Niedersachsen am Sonnabend, 9. Dezember 2017 

ab 10.00 Uhr im Freizeitheim Linden, 
Windheimstraße 4,30451 Hannover 

Vorläufige Tagesordnung: 

1 Eröffnung und Begrüßung 

2 Konstituierung 

3 Referat und Rechenschaftsbericht des Bezirksvorstandes 

4 Berichte der Kommissionen 

5 Diskussion 

6 Bericht der Mandatsprüfungskommission 

7 Entlastung des Bezirksvorstandes 

8 Antragsdiskussion und Beschlussfassung 

9 Wahlen 

10 Bericht der Wahlkommission 

11 Schlusswort 

Die Mitglieder der kreisfreien Gruppen führen in der Mit¬ 
tagspause der Bezirksdelegiertenkonferenz eine gemeinsa¬ 
me Mitgliederversammlung durch, auf denen die Delegier¬ 
ten und Ersatzdelegierten zum Parteitag gewählt werden. 



,lareich steuern 


Unternehmen 


a FACHBERATER 

für Untemehmensnachfolge 
(DStV e.V.) 


wvvw.stb-mannherz.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566.81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Der DKP-Parteivorstand hat auf seiner 8. Tagung am 
25./26. März 2017 den 22. Parteitag einberufen: 

22. Parteitag der DKP 

2. bis 4. März 2018 
Haus der Jugend in Frankfurt/Main 

Vorläufige Tagesordnung: 

• Eröffnung und Begrüßung 

• Konstituierung 

• a) Referate 

b) Diskussion zu: 

- Referaten 

- Tätigkeitsbericht des Parteivorstandes 

- Bericht der Revisionskommission 

- Finanzbericht 

• Entlastung des Parteivorstands 

• Beratung und Beschlussfassung von Anträgen 
und Entschließungen 

• Wahlen 

• Schlusswort 

Antragsberechtigt sind die Mitgliederversammlungen der 
Grundorganisationen, die Mitgliederversammlungen bzw. 
Delegiertenkonferenzen auf Kreis- bzw. Bezirksebene, der 
Parteivorstand, die Zentrale Revisionskommission und die 
Zentrale Schiedskommission. 

Antragsschluss und Delegiertenmeldung: Posteingang am 

25. Dezember 2017 beim Parteivorstand der DKP, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 

Gesonderter Antragsschluss für den PV-Antrag zur Partei¬ 
stärkung sowie Anmeldung von Gästen und rechenschafts¬ 
pflichtigen Mitgliedern: 

26. Januar 2018. Es wird um Übermittlung per E-Mail 
(pv@dkp.de) gebeten. 


Die DKP Rheinland-Westfalen 
lädt ein zur Bezirksdelegiertenkonferenz 

am Samstag, dem 16. Dezember 2017 im Bürgerhaus 
MüTZe, Berliner Straße 77, Köln-Mülheim. 
Beginn 9.30 Uhr. Einlass ist ab 9.00 Uhr. 

Ende der Konferenz ca. 19.00 Uhr. 

Der Bezirksvorstand schlägt folgende Tagesordnung vor: 

• Eröffnung und Begrüßung 

• Konstituierung der Konferenz 

• Bericht des Bezirksvorstandes 

• Bericht der Revisionskommission 

• Diskussion und Grußworte 

• Bericht der Mandatsprüfungskommission 

• Entlastung des Bezirksvorstandes / 
des Bezirkskassierers 

• Beratung und Beschlussfassung der Anträge 

• Wahlen 

• Schlusswort 

Bitte Mitgliedsbuch und ausgefüllten Mandatsprüfungsbo¬ 
gen mitbringen. Der Delegiertenbeitrag beträgt 10,- Euro 
für Mittagessen und Konferenzunterlagen. 


Dienstag, 28.11.2016,19 Uhr ■ Berliner Buchpremiere 

»Palästina - Vertreibung, Krieg und Besatzung« 

Mit Annette Groth und Norman Paech Eintritt: 5,00 €/ermäßigt: 3,00 € 


Donnerstag, 30.11.2016,19 Uhr ■ Berliner Buchpremiere 

»Wenn die Linke fehlt...« 

Mit dem Autor Domenico Losurdo Eintritt: 6,00 €/ermäßigt: 4,00 € 

Um Anmeldung zu den Veranstaltungen unter 0 30/53 63 55-56 oder mm@jungewelt.de wird gebeten. 


■ DIE TAGESZEITUNG ■ ■ ■ I ■ ■ I ■ ■ 

;eWelt ■ Laden alerie 



Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin 

Mo. bis Do. 11-18 Uhr, Freitag 10-14 Uhr ■ www.jungewelt.de/ladengalerie 


Unser Freund und Genosse 

Alois Thoma 

feiert am 29. November 2017 seinen 
90. Geburtstag! 

Lieber Alois, 

als Sohn eines in Gewerkschaft und KPD organisierten 
Schlossers wurdest Du selbst Metallbauer und organisier¬ 
test Dich ab 1946 in der IG Metall und ab 1951 in der KPD. 
Infolge des KPD-Verbots wurdest Du wegen des „Verdachts 
der illegalen Tätigkeit für die verbotene KP" im Februar 1966 
verhaftet und erst im August 1966 wieder freigelassen. 
Unbeirrt kämpftest Du danach weiter - 1968 sogar in einer 
öffentlichen Versammlung in Ravensburg für die Wiederzu- 
lassung der KPD. 

1969 kandidiertest Du für die Aktion demokratischer Fort¬ 
schritt (ADF) für unsere Region zum Bundestag. Wo im¬ 
mer es nötig und möglich war, ob beim Kampf gegen die 
Wiederbewaffnung, die Notstandsgesetze, auf den Oster¬ 
märschen und den Demos gegen die Berufsverbote, warst 
Du lieber Alois immer mit vorne dabei. Seit Jahrzehnten bist 
Du Antrieb und Organisator der DKP in Oberschwaben. Du 
hast mehrere Generationen junger Menschen an die Hand 
genommen, um sie den aufrechten Gang zu lehren. Im Vor¬ 
stand der VVN Bodensee/Oberschwaben setzt Du Dich nach 
wie vor gegen Neofaschismus und Kriegstreiberei ein. An 
Deiner Seite kämpfen wir auch gerne weiter für eine friedli¬ 
che Welt, auf der unsere Kinder und Enkel noch leben kön¬ 
nen. 

Wir wünschen Dir und Deiner Frau und Genossin Irmgard 
noch viele gesunde und umtriebige Jahre. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP in Oberschwaben und am Bodensee 


Revoluzzer - Künstler - Kommunist 

Horst W. Blome 

wird 80 Jahre jung 

Horst, Jahrgang 1937, meldete sich freiwillig zur neuen Bun¬ 
deswehr. Er merkte jedoch sehr schnell, dass das Militär nicht 
seins war, und verweigerte. Die Bundeswehr steckte ihn da¬ 
für 4 Wochen in den Knast. So bekam Horst Kontakt zu der 
Friedens- und Anti-Atom-Bewegung. In München machte er 
seine Schauspieler-Ausbildung und kam 1962 nach Nürnberg. 
Mit seinem Kleintheater „Neues Theater" und später der „Hin¬ 
tertreppe" wurde er zum Bürgerschreck in der fränkischen 
Provinz mit Stücken, die in dieser Zeit sonst nicht gespielt 
wurden (Borchert, Brecht, Karl Valentin und Peter Weiss). 
Horst wurde SPD-Mitglied. Wirtschaftskrise, Nazivergangen¬ 
heit der Politiker, Vietnamkrieg, 6 -Tage-Krieg in Nahost, da 
spielte das politische Kabarett eine wichtige Rolle. Aktionen 
gegen den SPD-Parteitag 1967 und 1968 in Nürnberg, dem 
sich Gewerkschaften, die Schülerpresse und auch Teile der 
SPD anschlossen - daraus bildete sich die Nürnberger APO. 
Die Polizei reagierte heftig und Horst wurde wieder einmal 
verhaftet. Horst provozierte den autoritären Staat und seine 
Bürger und Parteien weiter. Er wurde 1968 aus der SPD aus¬ 
geschlossen. 

Er wurde Kommunist. Unterkriegen lässt sich Horst nicht, „ich 
habe ein dickes Fell!" Mitbegründer des Werkkreises Literatur 
der Arbeitswelt Nordbayern, erster antiautoritärer Kinderla¬ 
den in Nürnberg, die erste linke Buchhandlung Libresso in 
Nürnberg, das Theater am Kopernikusplatz-TaK, erfolgrei¬ 
cher Sprecherzieher für angehende Journalisten, gefragter 
Zeitzeuge und Themengeber für Doktorarbeiten waren seine 
weiteren Stationen. Er ist immer auch ein aktives, kritisches, 
diskutierfreudiges Mitglied der DKP Gruppe Nürnberger Land. 

„Wir haben Teile der Öffentlichkeit aus ihrem Stumpfsinn 
und Stillstand herausgeholt, ich bin weiterhin für einen lo¬ 
ckeren, fröhlichen Sozialismus. Das bleibt ein Projekt für die 
Zukunft!" (Horst in einem Interview der NN am 11.7.2017). 

Lieber Genosse Horst, wir wünschen dir Gesundheit und uns 
allen noch viele gemeinsame Diskussionen und Aktionen für 
Dein und unser gemeinsames Projekt. 

DKP Nürnberger Land 

DKP Nordbayern 


Frisch „gepresst" zum Pressefest www.uzshop.de 

Die ersten Werbematerialien zum 20. UZ-Pressefest jetzt bestellen! Tel: 0201 17788923 



Rote Spenden-Faust 
(Sparschwein) 

Rote Keramik mit weißem 


20. UZ-PRESSEFEST 


DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 





Mehr Infos: pressefest.dkp.de 


Plakat »20. UZ-Pressefest« 


Aufdruck, Höhe 12 cm, DIN Al 

Breite 10 cm; 5,00 Euro 10 Stück 2,00 € 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 



Gegen Krieg 
und Militarismus 

7 . - 9. September 2018, Dortmund 
Revierpark Wischlingen pressefest.dkp.de 


Aufkleber 
»Gegen Krieg 
und Militarismus« 

DIN A 6 , 50 Stück 2,00 € 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 



SCHÖNER FEIERN 
OHNE NAZIS! 

7. - 9. September 2018, Dortmund 
Revierpark Wischlingen pressefest.dkp.de 


Aufkleber 
»Schöner feiern 
ohne Nazis!« 

DIN A 6 , 50 Stück 2,00 € 


20. UZ-PRESSEFEST 




Werbeflyer 
» 20 . UZ-Pressefest« 

Mit Rückantwort, DIN Lang 
100 Stück 2,00 € 


Pressefest-Maus 

Handgehäkelt 
„Spenden-Maus" 
5,00 Euro 















































m unsere zeit 


Aus der DKP / Termine 


Freitag, 24. November 2017 


Austritte aus der DKP vollzogen 

DKP München wählt neuen Kreisvorstand 


Termine@unsere-zeit.de 

FR ★ 24. NOV 


In der vergangenen Woche haben 37 
Mitglieder vor allem aus Südbayern 
ihren Austritt aus der DKP erklärt. Sie 
erklärten diesen Schritt im Schlusswort 
einer Versammlung, zu der der ehema¬ 
lige Bezirksvorstand der DKP Südbay¬ 
ern eingeladen hatte. Zu den Ausgetre¬ 
tenen gehören Walter Listl, ehemaliger 
Vorsitzender der DKP Südbayern, so¬ 
wie Leo Mayer und Kerem Schamber¬ 
ger, ehemalige Kreissprecher aus Mün¬ 
chen. Die Erklärung wurde zudem von 
Bettina Jürgensen, ehemalige Partei¬ 
vorsitzende, unterzeichnet. 

Auf einer Kreismitgliederversamm¬ 
lung in München, die planmäßig zwei 
Tage später stattfand, wurden der ge¬ 
lernte Schlosser und Beruf sschullehrer- 
Hacki Münder zum neuen Kreisvorsit¬ 
zenden und TomTalsky, IT-Freiberufler, 


zu seinem Stellvertreter gewählt. Ins¬ 
gesamt umfasst der neue Kreisvorstand 
sechs Mitglieder. Er will zunächst die 
Arbeit mit der Bildung von zwei Ar¬ 
beitsgruppen zu den Themen Frieden/ 
NATO-Sicherheitskonferenz und An¬ 
tifaschismus beginnen. Der neue Vor¬ 
stand muss sich nach den Austritten zu¬ 
nächst auch einen Überblick über die 
Mitgliedschaft in München verschaffen 
und dann die Arbeit neu strukturieren. 

Die Teilnehmer der Versammlung 
bedauerten den Austritt „oft langjäh¬ 
riger und verdienter Genossinnen und 
Genossen“, aber auch die in ihren Au¬ 
gen „in weiten Teilen sachlich unrichti¬ 
ge Austrittsbegründung“. Sie erklärten: 
„Der Kreis München der DKP wird sich 
in einem Höchstmaß an Verständigung 
und Zusammenarbeit mit den Genos¬ 


sinnen und Genossen, die unsere Par¬ 
tei jetzt verlassen, bemühen, soweit sie 
weiterhin für Frieden, Demokratie und 
Sozialismus wirken wollen.“ In einer 
immer gefährlicheren politischen Ent¬ 
wicklung sei ressentimentfreier solida¬ 
rischer Kampf aller Linken mehr denn 
je vonnöten. Die Versammlung erklärte 
sich solidarisch mit Kerem Schamber¬ 
ger, der Opfer einer Hausdurchsuchung 
wurde, weil er Bilder von YPG-Fahnen 
im Internet veröffentlicht haben soll. 

Auch Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP, bedauerte die Austritte, mit 
denen sich der Parteivorstand am kom¬ 
menden Wochenende auf seiner 11. Ta¬ 
gung in Essen befassen müsse. Er äu¬ 
ßerte die Hoffnung, dass dieser Schritt 
nicht das Ende von Gesprächen und ge¬ 
meinsamen Aktivitäten bedeutet, -er 


Fürth: Novemberrevolution 1918 in Fürth, 
DKP Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger 
Straße 82,19 Uhr_ 

Siegen: Erich Schaffner, Lieder Gedichte, 
Texte zur Revolution, Eintritt 5 Euro, VEB, 
Marienborner Straße 16, 20 Uhr 


SA ★ 25. NOV 


Gera: Die Rolle der Sozialdemokratie in 
Vergangenheit und Gegenwart mit Kons¬ 
tantin Brandt, dem Autor von „Das kleine 
Schwarzbuch der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie“, Rotfuchs-Förderverein Gera, Par¬ 
teibüro der Linken, Am Markt 12a, 14 Uhr 


SO ★ 26. NOV 


München: Dimitroff-Seminar mit Richard 
Corell, DKP Betriebsaktiv München, Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,10 Uhr 


MO ★ 27. NOV 


Hamm: 100 Jahre Oktoberrevolution: Was 
bleibt? Woran erinnern? Mit Raimund Ernst, 
Historiker, Gaststätte „Moppel“, Lange 
Straße 52,19.30 Uhr 


Ml ★ 29. NOV 


Solingen: Der ferne Osten, Ein Reisebericht 
von UZ-Redakteur Manfred Idler, Initiativen- 
Cafe, Klemens-Horn-Straße 3,19.30 Uhr 


DO ★ 30. NOV 


München: Der lange Atem, Film von Chris¬ 
toph Boekel, im Rahmen der Ausstellung 
„Oskar Neumann (1917-1993). Ein Kom¬ 
munist zwischen Stalin und Gorbatschow“ 
(20.11. bis 7.12.), Ebenböckhaus, Eben- 
böckstraße 11,19 Uhr_ 

Nürnberg: Auswertung der Vollversamm¬ 
lung der LINKEN LISTE Nürnberg und der 
Linken Literaturmesse, DKP Nürnberg, Ro¬ 
tes Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


SA ★ 2. DEZ 


Kassel: Friedensratschlag 2017, Uni Kassel, 
Wilhelmshöher Allee 73, bis 3. Dezember 


MO ★ 4. DEZ 


Hamburg: Jahreshauptversammlung der 
DKP Hamburg-Nord, Bürgerhaus Langen¬ 
horn, Tangstedter Landstraße 41,19 Uhr 


DO ★ 7. DEZ 


Marburg: Saudi-Arabien und der Iran - Der 
Kampf um die Vormacht im Nahen Osten, 
mit Dr. Matin Baraki, DKP Marburg-Bieden¬ 
kopf, DGB-Haus Marburg, Käte-Dinnebier- 
Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr 


Nürnberg: Perspektiven der DKP Nürnberg, 
Gruppenabend, Rotes Zentrum, Reichstra¬ 
ße 8,19.00 Uhr 


SA ★ 9. DEZ 


Berlin: Die Oktoberrevolution und ihre Fol¬ 
gen, mit Dr. Gert Meyer, Beate Landefeld 
und Andreas Wehr, Marx-Engels-Stiftung 
in Zusammenarbeit mit dem Marx-Engels- 
Zentrum Berlin, MEZ, Spielhagenstraße 13, 
11 Uhr 


SO ★ 10. DEZ 


Nürnberg: Roter Spielenachmittag, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8, 13.00 bis 17.00 
Uhr_ 

Nürnberg: Roter Filmabend, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,17.00 Uhr 


Dl ★ 12. DEZ 


Fürth: Gruppenabend der DKP Fürth, Info¬ 
laden Benario, Nürnberger Straße 82,19.30 
Uhr 


DO ★ 14. DEZ 


Nürnberg: Kommunaler Ordnungsdienst - 
Folgen im täglichen Leben, Gruppenabend 
der DKP Nürnberg, Rotes Zentrum, Reichs¬ 
traße 8,19.00 Uhr 


Ml ★ 13. DEZ 


Röthenbach: Jahresabschlussfeier der 
DKP Nürnberger Land, Floraheim, Siedler- 
straße 10,19 Uhr_ 

Wuppertal: Georg Kaiser „Klawitter“ —Tra¬ 
gikomödie in fünf Akten mit Liedern aus 
Robert Schumanns Liederzyklus „Dichter¬ 
liebe“ zum 220. Geburtstag von Heinrich 
Heine, Literaturhaus Wuppertal - Haspel¬ 
haus, Friedrich-Engels-Allee 83,19 Uhr 


SA ★ 16. DEZ 


Fürth: Wir saßen so fröhlich beisammen 
in einer so stürmischen Nacht..., Lieder¬ 
abend mit Quiz und Hintergrundinfos, DKP 
Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger Straße 
82,19.00 Uhr 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18, 45127 Essen. Die Termine erschei¬ 
nen online auch auf news.dkp.de. 


8 o Jahre Magda Taufenbach, 
100 Jahre Oktoberrevolution 



Unter diesem Motto feierten etwa 100 Menschen in Aachen im DGB-Haus unsere Genossin Magda. Kommunisten, 
Antifaschisten, Gewerkschafter und Friedensfreunde kamen zusammen, es gab manches Wiedersehen nach vielen Jahren. 
Überraschungsgäste waren Beate Jatzkowski und Erich Schaffner, die aus ihrem Programm „Oktober“ vortrugen. Genossin¬ 
nen und Genossen aus Rheinland-Westfalen hatten das möglich gemacht. 

Josie und Kurt aus Aachen sangen Lieder der Friedensbewegung, die viele Anwesende mitsingen konnten. Eine Fotoaus¬ 
stellung dokumentierte DKP-Solidaritätsprojekte in Kuba aus 25 Jahren und Gruppenreisen, an denen Magda teilgenom¬ 
men hat. Es wurde auch viel miteinander geredet, auf Ansprachen wurde jedoch verzichtet. 

Statt Geschenken kamen Spenden von insgesamt 1430 Euro für die Kinder-Spezialklinik in Cardenas/Kuba zusammen. 

DKP Aachen 


Auf zum LLL-Wochenende 2018 in Berlin! 

Am 13. und 14. Januar findet das Luxemburg-Liebknecht-Lenin Wochenende mit 
Rosa-Luxemburg-Konferenz, Cafe K der DKP und Luxemburg-Liebknecht-Demo 
statt. 

Viele Bezirke und Kreise der DKP und Gliederungen der SDAJ quer durch die Re¬ 
publik bieten Busse und Mitfahrgelegenheiten zum LLL-Wochenende an. Teilt 
uns unter Angabe von Ort, Datum, Uhrzeit, Kostenbeitrag und Kontaktadresse 
(z.B.eine E-Mailadresse) eure Busse und Mitfahrgelegenheiten mit. Sie werden 
in der UZ und auf news.dkp.de veröffentlicht. 

Bitte schickt die Daten an redaktion@unsere-zeit.de 

Die UZ-Redaktion 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 
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Tot oder Torte 

Krimikomödien können gelingen, 
dafür müssen Drehbuch und Darstel¬ 
ler gut sein und Tempo und überra¬ 
schende Momente stimmen. Nach ei¬ 
nem vermasselten Auftrag taucht ein 
Killer in einem walisischen Nest un¬ 
ter. Bald ist den Einheimischen klar, 
welchem Beruf der neue Dorfbe¬ 
wohner nachgeht. So mancher würde 
gern den verhassten Nachbarn besei¬ 
tigen lassen. Doch der Killer will das 
Backen erlernen und stört die Pläne 
der lieben Nachbarn. Gelungen. 

Fr., 24 . 11 ., 21.15 Uhr, one 

Harter Brocken 

Ein inhaftierter Mafiaboss möch¬ 
te eine Kronzeugin beseitigen, die 
unter höchster Geheimhaltung im 
beschaulichen St. Andreasberg ver¬ 
steckt wurde. Für den Schutz der 
Zeugin ist eine LKA-Beamtin ver¬ 
antwortlich. Sie befürchtet, dass es 
„Maulwürfe“ bei der Polizei geben 
muss. Routiniertes Drehbuch, gute 
Darsteller, mittleres Spannungslevei. 
Sa., 25 . 11 ., 20.15 Uhr, ard 


Die Mutter aller Derbys 



Spielt gar nicht mit: Marco Reus 


D as Haus in der Hoffnungstraße 
in Essen beherbergt neben eini¬ 
gen Fußballverweigerern unter 
anderen Frankfurt-Fans, St. Pauli-Fans, 
Anhänger von Rot-Weiß-Essen, Bay¬ 
ern-Fans (kein Scherz) und Anhänger 
der DEG aus Düsseldorf (welche al¬ 
lerdings Eishockey spielt), sowie - wir 
sind im Ruhrpott - selbstverständlich 
Anhänger von Schalke 04 und dem 
BVB 09. 

Für eines der beiden Fager dürfte 
die folgende Woche hart werden und 
ich habe so eine Ahnung, dass ich als 
Dortmund-Fan dazugehören darf. Am 
Wochenende kommt es nämlich zur 
„Mutter aller Derbys“. Da geht es um 
mehr als alles, oder wie es der ehema¬ 
lige Dortmunder Kevin Großkreutz 
einmal ausdrückte: „Wenn mein Sohn 
Schalke-Fan wird, kommt er ins Heim.“ 
Nun, auch wenn Großkreutz nie die 
hellste Kerze auf der Torte war, dies 
war natürlich ein Scherz von ihm. Hof¬ 
fentlich zumindest. 

Dortmund gegen Gelsenkirchen, das 
ist Rivalität seit ca 90 Jahren. Vielleicht 
war dies das erste Derby: Am 3. Mai 
1925 schlägt Schalke 04 Borussia Dort¬ 
mund mit 4:2. Und zwar in der „Ruhr¬ 
gaumeisterschaft der Kreisligen“. Oder 
dieses: Das Endspiel um die Westfalen- 
Meisterschaft am 18. Mai 1947 in Her¬ 


ne - Die favorisierten 
Schalker führen zwei¬ 
mal, der BVB gewinnt 
aber 3:2. „Aus Verärge¬ 
rung bleiben die Schal¬ 
ker der Siegerehrung 
fern.“ Legendär sicher¬ 
lich auch das Nebelspiel 
vom 12. November 1966. 

Im Stadion Rote Erde 
(Dortmund) gewinnt der 
BVB im dichten Nebel 
mit 6:2. Mit einem einfa¬ 
chen Rezept: „Wir haben 
immer dahin gespielt, wo 
es hell war, und den Ball 
dort gehalten“. 

Das dann habe ich 
live erleben müssen: Frei nach Marcel 
Reif („Je länger das Spiel dauert, des¬ 
to weniger Zeit bleibt“) erzielte der 
Schalker Jens Lehmann im Dezember 
1997 in der Nachspielzeit das 2:2. So¬ 
weit nicht zu ungewöhnlich, aber Leh¬ 
mann war Torwart! 

Hatte man zwischendurch das Ge¬ 
fühl, Anhänger beider Clubs kämen 
sich ein wenig näher (damals, unter 
dem verwegenen Slogan „Ruhrpott!“), 
so endete das ad hoc am 12. Mai 2007: 
Schalke fuhr am 33. Spieltag als Tabel¬ 
lenführer zum BVB. Der BVB, für den 
es um nichts mehr ging, gewinnt 2:0 


und verdirbt dem Erzrivalen den ers¬ 
ten Meistertitel seit 1958! 

Und heute, 2017? Natürlich hat das 
Derby „seine eigenen Gesetzte“ (Ups, 
dafür kommen aber gleich 2,- ins Phra¬ 
senschwein, also ins Spendenfäustchen 
für das UZ-Pressefest), aber Fakt ist: 
Schalke spielt seit Wochen nicht schön, 
aber sehr kompakt und vor allem erfolg¬ 
reich. Und bekommt fast gar keine Ge¬ 
gentore. Und Dortmund? Unsere Mil¬ 
lionäre laufen über den Platz, als wäre 
die Kreisklasse ihr großes Vorbild. Wild, 
vogelfrei, gedankenlos und für jeden 
größeren Slapstick zu haben. Zuletzt 


verlor der BvB gegen 
Hannover und Stuttgart, 
beide nicht gerade An¬ 
wärter auf den Meisterti¬ 
tel. Unser Trainer? Lässt 
einfach immer so weiter 
spielen nach dem Motto: 
Het leven is geen zoete 
krentenbol. Was Nieder¬ 
ländisch ist und ungefähr 
bedeutet: Das Leben ist 
kein Rosinenbrötchen. 
Ist es nicht und deshalb 
mein Tipp: Wir verlieren 
zu Hause 1:2. Traurig, 
aber wahr. So wahr wie: 
Schalke wird nie Deut¬ 
scher Meister. Auch nicht 
in diesem Jahr. Oder wie Jürgen Klopp 
auf die Frage eines Schalker Fans ant¬ 
wortete, wie man denn Deutscher Meis¬ 
ter wird: „Wie soll ich einem Blinden er¬ 
klären, was Farbe ist?“ 

Trotz aller Vorraussetzungen bleibt 
für dieses Derby ja eine kleine Chance 
für den BVB. Zitieren wir zwei der ganz 
Großen: „Das Geheimnis des Fußballs 
ist ja der Ball“ (Uwe Seeler). Aha! 
Und wenn alles schief läuft, halten wir 
es einfach mit Bruno Labbadia: „Das 
wird alles von den Medien hochsterili¬ 
siert.“ Glück auf! 

Karl Rehnagel 


Auch politisch gewollt 

Forderungen nach dem Ausschluss der russischen Mannschaft von den Winterspielen und den Paralympics werden lauter 


Den russischen Sportlern droht der 
Ausschluss von den Olympischen Win¬ 
terspielen und den Paraolympischen 
Spielen im südkoreanischen Pyeong- 
chang. Die internationale Doping¬ 
agentur Wada lehnte in der vergange¬ 
nen Woche auf einer Tagung in Seoul 
eine Wiedereingliederung der Rusada, 
der russischen Anti-Dopingagentur, ab. 
Die Rusada ist seit 2015 gesperrt. Das 
Internationale Paraolympische Komi¬ 
tee (IPC) hatte für die Teilnahme rus¬ 
sischer Sportlerinnen und Sportler an 
den Paraolympischen Spielen zur Vor¬ 
aussetzung gemacht, dass die Wada die 
Sperre der Rusada aufhebt. 

Nationale Anti-Dopingverbände 
begrüßten die Entscheidung der Wada, 
forderten noch mehr Konsequenzen. 
Am Montag sprach sich Horst Hüttel, 
Sportlicher Leiter der Skispringer und 
Kombinierer im Deutschen Skiver¬ 
band (DSV), laut „Deutschlandfunk“ 
für den Ausschluss Russlands von den 


Olympischen Winterspielen 2018 in Py- 
eongchang aus. Das sei „die einzige kon¬ 
sequente Entscheidung, die zu treffen 
ist“. Dabei gehören die russischen Ski¬ 
springer nicht zur Weltspitze, sind der¬ 
zeit kaum konkurrenzfähig - und auch 
die Kombinierer glänzten in den vergan¬ 
genen Jahren nicht mit Podestplätzen. 
Goldmedaillen bei Olympischen Spie¬ 
len gab es für die Kombinierer selbst zu 
Zeiten der Sowjetunion nie. 

In der Begründung der Wada hieß 
es jetzt, dass die russische Anti-Doping¬ 
agentur zwar die Mehrzahl der Vorgaben 
erfüllt und ihre Arbeit deutlich verbes¬ 
sert habe, aber zwei Forderungen seien 
nicht erledigt worden. Dabei handelt es 
sich um die Anerkennung der Ergeb¬ 
nisse der Reports von Wada-Sonderer- 
mittler Richard McLaren - verbunden 
mit dem Eingeständnis der russischen 
Politik, ein flächendeckendes Doping- 
System betrieben zu haben, - sowie um 
das Eingeständnis Dopingtests der Win¬ 


terspiele 2014 in Sotschi manipuliert zu 
haben. Außerdem forderte die Wada den 
Zugang zu weiteren Dopingproben im 
Moskauer Labor. Nun hat das Interna¬ 
tionale Olympische Komitee das letzte 
Wort. Das wird voraussichtlich Anfang 
Dezember darüber befinden. Ob Sport¬ 
ler des ganzen Landes bestraft werden, 
hängt davon ab, ob die Entscheidungsträ¬ 
ger des IOC um Präsident Thomas Bach 
dem Schluss von Sonderermittler Ri¬ 
chard McLaren folgen, dass es ein staat¬ 
lich gestütztes Dopingprogramm und 
entsprechende Manipulationen in Sot¬ 
schi gab. Die Entscheidung soll am 5. De¬ 
zember in Lausanne verkündet werden. 

Noch im vergangenen Jahr hatte 
das IOC trotz der massiven Doping- 
Vorwürfe auf eine Sperre aller russi¬ 
schen Sportler bei den Olympischen 
Sommerspielen in Rio verzichtet. Ath¬ 
leten, die gegenüber ihren jeweiligen 
Weltverbänden den Nachweis erbrin¬ 
gen konnten, nicht in das russische 


Staatsdopingsystem involviert gewe¬ 
sen zu sein, durften in Brasilien in ei¬ 
ner Reihe von Sportarten tatsächlich 
starten. Bei der Leichtathletik-WM 
in diesem Jahr durften russische Ath¬ 
letinnen und Athleten - im neutralen 
Sportdress, ohne Hoheitszeichen und 
Hymne - nur antreten, wenn sie nach- 
weisen konnten, dass sie alle notwendi¬ 
gen Dopingtests absolviert hatten. An¬ 
erkannt wurde das letztlich nur, wenn 
sie dauerhaft international unterwegs 
waren und entsprechende Kontrollen 
durchliefen oder dauerhaft in anderen 
Ländern lebten und trainierten - so in 
den USA. Als gäbe es dort und in an¬ 
deren Ländern kein Dopingproblem. 
Eine ähnlich umfassende Entscheidung 
in Bezug auf gleichfalls bekannt gewor¬ 
dene Doping vor würfe im Zusammen¬ 
hang mit kenianischen Spitzenläuferin¬ 
nen und -läufern erfolgte nicht. 68 rus¬ 
sische Leichtathletinnen und -athleten 
klagten vor der WM gegen ihr Startver¬ 


bot und verloren vor dem Internationa¬ 
len Sportgerichtshof CAS. 

Und auch dieses Mal könnte russi¬ 
schen Sportlerinnen und Sportler, die 
sich nicht oder nicht wissentlich an Do¬ 
pingpraktiken beteiligt haben, die Teil¬ 
nahme an den wichtigsten Höhepunkten 
im Leben einer Sportlerin, eines Sport¬ 
lers verweigert werden - wieder könnte 
es eine Kollektivstrafe an Stelle von Ein¬ 
zelnachweisen geben. Dass das auch mit 
Blick auf Russland politisch gewollt ist, 
steht mittlerweile längst außer Frage. Es 
geht nicht nur um Sport und den Kampf 
gegen Dopingpraktiken, die es nicht nur 
deshalb wohl noch lange - und mit im¬ 
mer raffinierteren Mitteln - geben wird, 
weil mit Siegen viel Anerkennung ver¬ 
bunden ist, oft eine weitere Förderung 
und soziale Absicherung, manchmal viel 
Geld. Doch auch die Politik spielt, und 
nicht erst seit heute, eine Rolle. Auch 
wenn es darum geht, die „Anderen“ un¬ 
ter Druck zu setzen. nh 
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20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 
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» live dabei: 
KAI DEGENHARDT 


im Shop: 


K. Degenhardt 
„Dekoholic" 
CD 12,50 


Die aktuellen 


K. Degenhardt 

„weiter 

draußen" 

CD 12,50 


CDs 


K. Degenhardt 
„Brot und 
Kuchen" 

CD 12,50 


K. Degenhardt 
„Briefe aus 
der Ebene" 

CD 12,50 


K. Degenhardt 
„Näher als 
sie scheinen" 
CD 12,50 

















